


von Uwe Kremer 
"Die Linke in Europa": Mehr als drei 
Jahre nach dem ersten ProMS-Kon­
greß fand am letzten Wochenende 
(13./14.3.) ein zweiter statt. Wie unsi­
cher waren wir, ob die An_lage des 
Kongresses stimmt, ob es möglich sein 
würde, gedanklich so nach vorne zu 
gehen, wie es mit den Referaten und 
den Foren beabsichtigt war. Jedoch: 
Ein erfolgreicher Kongreß liegt hinter 
uns. Ca. 200 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer diskutierten in Köln ( oder 
hörten zu), um sich mit der Rolle 
Europas in der "neuen Weltordnung" 
und ntit den Konzepten und Perspekti­
ven der Euro-Linken zu beschäftigen. 
Es war spannend und gab Inhalte satt: 
Schade für alle, die nicht da waren. 
Höhepunkte sicherlich: Die Debatte 
um die "Festung Europa" am Sams­
tag, das Forum "SOS Rassismus;M:i­
gration", vor allem aber die Auftritte 
von Luciana Castellina und Hermann 
Scheer am Sonntag - dies alles nicht 
denkbar ohne die logistischen Rah­
menbedingungen, die uns die Kölner 
Genossinnen und Genossen zum zwei­
ten Male in unnachahmlicher Weise 
zur Verfügung stellten. In der näch­
sten spw folgt ein Kongreßbericht. In 
der übernächsten eine Dokumentation 
wichtiger Beiträge. Wir werden zuse­
hen müssen, daß wir den inhaltlichen 
Verlauf des Kongresses "rekonstruie­
ren", die vielen Thesen, Fragen und 
Meinungen ordnen und in Beziehung 
zueinander setzen, und daß nichts da­
von verloren geht. 

Zu den ganz zentralen Punkte wird es 
gehören, daß wir uns ein besseres Bild 
von den sozialen und poht1schen 
Kräften in Europa machen. Diskussio­
nen auf dem und am Rande des Kon­
gresses zeigten, daß es in der westeu­
ropäischen Linken gewisse Tendenzen 
zu einem Politiktyp a Ja "Demokrati­
sche Partei der USA" gibt. Es gibt sie 
bekanntlich in unserer Partei; aber 
auch die Bemühungen um eine Neu­
fonnierung in der französischeI!. Poli­
tik durch Rocard oder manche Uberle-

gungen in Occhettos italienischer PDS 
deuten in diese Richtung. Ich vermute, 
daß dieser Trend grundsätzlicher Na­
tur ist und nicht nur eine kon­
junkturelle Clinton-Euphorie. Die Tat­
sache, daß es unsere sozialdemokrati­
schen Möchte-Gern-Clintons mit ih­
rem Vorbild und seinem Umfeld bei 
weitem nicht an politischer Intelligenz 
aufnehmen können, ändert daran we­
nig. Denn es handelt sich gewisser­
maßen um die strukturelle Antwort der 
"linken Mitte" (jenes Treffpunktes 
von Refonnismus und Liberalismus) 
auf die Krise der politischen Reprä­
sentation. Und dies wirft natürlich 
Fragen auf, die über unsere bisherigen 
Erörterungen zur "Parteireform" weit 
hinausgehen und die Formierung von 
Alternativen betreffen. Nach unserem 
Kongreß sind sie von vomeherein 
grenzüberschreitend zu diskutieren. 

Perspektiven ganz eigener Art bietet 
ein Manifest, das unter dem Titel 
"Weil das Land sich ändern muß" 
Furore macht. Vor allem wohl, weil 
sich dabei mit Marion Dönhoff, Mein­
hard Miegel, Wilhelm Nölling, 
Edzward Reuter, Helmut Schmidt, Ri­
chard Schröder und Wolfgang Thierse 
ein recht illustrer Kreis zusammenge­
funden hat. Herausgekommen ist da­
bei nämlich ansonsten über weiteste 
Strecken nur ein unerträgliches und 
teilweise unverantwortliches Gebrab­
bel. Dazu gehört z.B. die These, daß 
die "ungehemmte Bevölkerungsver­
mehrung" das globale Problem ~r.1 
und die Hauptursache anderer Ubel 
darstelle (94/95). Die Gegenthese fin­
det sich in einer wirklich informativen 
und lesenwerten Broschüre der SPD­
Bundestagsfraktion "Industriegesell­
schaft und globale Entwicklung", 
denn "würde sich durch geringfügige 
Verhaltensänderungen der absolute 
Energiebedarf pro Kopf in den Indu­
strieländern nur um ein Prozent ver­
ringern, hätte dies in der Weltenergie­
bilanz von 1990 eine viermal größere 
Bedeutung als die Halbierung des Be­
völkerungswachstums in den Entwick­
lungsländern." Weitere Beispiele in 
der nächsten spw. 
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von Peter Paterna MdB 
Bisher interessierte das "Vorhaben 
Postreform II" nur die Postgewerkschaft 
und einige Fachpolitiker sowie Wissen­
schaftler und Journalisten, die eine Vor­
liebe für "ordnungspolitische''. Fragen 
haben. Ich Will deshalb einige Hinweise 
darauf geben, daß es um mehr geht als 
um eine Streitfrage unter Spezialisten. 
"Entstaatlichung" ist angesagt. Rük­
kenwind spüren die Befürworter jetzt 
um so mehr, als doch die kapitalisti­
schen Staaten den Endsieg über diejeni­
gen errungen zu haben glauben, die sich 
"sozialistisch" nannten. Daß unsere 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
in eine Legitimationskrise geraten könn­
te, gerade weil der fast alles recht­
fertigende Blockgegner abhanden ge­
kommen ist, dämmert bisher nur weni­
gen. 
Alle Versuche der SPD, ein Recht auf 
Arbeit und Wohnung, ein Staatsziel Um­
weltschutz, Tierschutz, eine Präzisie­
rung des Grundsatzes der Gleichbe­
rechtigung und des Sozialstaatsgebots, 
Elemente direkter Demokratie, etc. in 
die Verfassung zu schreiben, scheitern 
an der Union. Alle Grundgesetz­
änderungen, die den Staat oder "die 
Wirtschaft" Geld kosten könnten, wer­
den von der Regierungskoalition ver­
worfen. Dagegen gehen ihr alle reak­
tionären Verfassungsänderungen leicht 
von der Hand: Asylrecht bis zur Un­
kenntlichkeit zu verstümmeln, große 
Lauschangriffe in die Wohnungen und 
militärisches Eingreifen überall in der 
Welt möglich zu machen und auch das 
Privatisierungshemmnis für Bahn und 
Post in Artikel 87 zu beseitigen, stößt 
bei den Konservativen auf keine Hem­
mungen. 
Offenbar als Bestandteil der von Kohl 
1982 angekündigten "geistig-morali­
schen Wende" hieß es, man wolle "den 
Staat auf den Kern seiner Aufgaben zu­
rückführen". Im Laufe der Jahre sind 
viele Bundesanteile verhökert worden. 
Die Misere der Staatsfinanzen hat dies 
offensichtlich nicht aufhalten können. 
Über "gesteigerte Effektivität", «mehr 
Flexibilität", "mehr Wettbewerbsfä­
higkeit", mehr "Kundennähe'.' etc. etc. 
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ist nichts bekannt. Solche vollmundigen 
Versprechungen gehen Privatisie­
rungsmaßnahmen regelmäßig voraus. 
Eine Nachschau und Erfolgskontrolle 
findet regelmäßig nicht statt. 
Soweit es sich bei von Privatisierung be­
troffenen Unternehmungen um Beschäf­
tigungsverhältnisse im öffentlichen 
Dienst handelt, wurden und werden re­
gelmäßig Urteile und Vorurteile gegen 
ihn mobilisiert, ohne daß in den inzwi­
schen elf Jahren nach 1982 auch nur ein 
einziger Versuch bekannt geworden 
wäre, diesen öffentlichen Dienst zu 
reformieren. Wo es Konservativen und 
Liberalen in den Kram paßt, werden die 
(aus vordemokratischer Zeit tradierten) 
"hergebrachten Grundsätze des Berufs­
beamtentums" weiter hochgehalten. 
Die Strukturen der Ministerialbürokra­
tie, der Landes- und Kommunalver­
waltungen sind Oasen der Ruhe, unbe­
helligt von Reformen. Die Notwendig­
keit "effektiver Aufgabenerledigung", 
"Kreativität'', "Verantwortungsbereit­
schaft'' etc. wird nur dann als Argumen­
tationshilfe beigezogen, wenn man 
entweder aufgrund jahrelanger Untätig­
keit oder Fehlleistungen einen Bereich 
hoffnungslos vor die Wand gefahren hat 
wie die Flugsicherung und die Bun­
desbahn, oder wenn aus der Privatwirt­
schaft Druck auf "Liberalisierung" und 
Privatisierung gemacht wird, weil es in 
gewinnträchtigen Teilen öffentlicher 
Unternehmen Beute zu machen gibt. 
Dafür ist die Post und insbesondere die 
Telekommunikation ein herausragendes 
Beispiel. Sofern sich die Regierung 
nicht traut, national dafür die Verant­
wortung zu übernehmen, bedient man 
sich der EG-Kommission in Brüssel 
oder der Ministerräte. Dort steht dann, 
weil es um privatwirtschaftliche Ka­
pitalinteressen geht, der Eifer bei Libe­
ralisierung und Privatisierung in auffäl­
ligem Gegensatz zu der Ignoranz, mit 
der man die notwendige Harmonisie­
rung der Regelungen für Menschenrech­
te (z.B. betreffend Asylbewerber, Bür­
gerkriegs-, und Armutsflüchtlinge), von 
Bürgerrechten (z.B. Schutz personenbe­
zogener Daten) und von sozialen Min­
deststandards behandelt. 

Gehen wir zurück auf den Ausgangs­
plan, "die Aufgaben des Staates auf ih­
ren Kern zurtickzuführen", so hat offen­
bar kaum jemand wahrgenommen, daß 
CDU/CSU und FDP längst dabei sind, 
den Kernbereich selbst zu entstaatli­
chen. Verkehr und Kommunikation sind 
keine x-beliebigen Wirtschaftsgüter, die 
sich durch marktwirtschaftliche Wettbe­
werbsstrukturen gesellschafts- und 
volkswirtschaftlich im Selbstlauf opti­
mieren ließen. Hier geht es vielmehr -
die Lage in den östlichen Bundesländern 
bietet dafür Anschauungsunterricht . um 
Infrastruktur als Voraussetzung für die 
Sicherung der Arbeitsplätze und wirt. 
schaftlichen Aufschwung. Und auch in 
den westlichen Bundesländern gibt es 
ein fortdauerndes und zum Teil wach­
sendes Spannungsverhältnis zwischen 
der Qualität der Infrastruktur in und zwi­
schen Ballungsräumen einerseits und 
ländlichen Räwnen andererseits. 
Marktwirtschaft folgt nun einmal dem 
Streben nach Gewinnmaximierung, und 
dies fülrrt wegen höchst unter­
schiedlicher Kostenstrukturen bei der 
Versorgung von Ballungsräumen und 
ländlichen Räumen andererseits zu einer 
Benachteiligung in der Fläche und zur 
Beförderung von Konzentrationsprozes­
sen. Die Sicherung einer gleichwertigen 
Infrastruktur in allen Teilräumen der 
Bundesrepublik ist und bleibt aber eine 
Aufgabe von Verfassungsrang. 

Privatisierung 
der Gewinne, 
Sozialisierung der 
Verluste? 
Wer · diese Aufgabe nach dem vielbe· 
schworenen Subsidiaritätsprinzip lösen 
will, betreibt Privatisierung der Gewin­
ne und Sozialisierung der Verluste. Ge­
meinwohloreintierung, Sozialpflichtig­
keit, Umweltschutz, Infrastrukturver­
pflichtung und andere übergeordnete 
Staatsziele werden an den Subventi­
onstropf der Steuerzahler gehängt oder 
mangels Masse vernachlässigt. Der Ver­
kehrssektor ist ein warnendes Beispiel. 
In der Telekommunikation, dem aktuell­
sten und bedeutendsten Opfer von 
Privatisierungsbestrebungen, unter-

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 70, 1993 

schied sich die Situation bisher grund­
sätzlich vom Verkehrssektor: Infra­
strukturverpflichtungen wurden durch 
Privilegierung des Staatsunternehmens 
und Mischkalkulation eigen wirt­
schaftlichen erfüllt, also ohne Inan­
spruchnahme von Haushaltsmitteln des 
Bundes, der Länder und Kommunen. 
Gewinne in und zwischen den Bal­
lungsgebieten und bei den Großkunden 
wurden zugunsten der ländlichen Räu­
me, zugunsten der Mitrelständler und 
Privatkunden umverteil!. Jahrzehntelang 
galt das Prinzip gleichwertiger techni­
scher Infrastruktur und gleichwertiger 
Dienstleistungsqualität zu gleichen Ge­
bühren, eigenwirtschaftliche finanziert. 
Selbst für die Aufgabe, die Telekom­
munikationsinfrastruktur zu etwa 60 
Mrd. DM Kosten in den östlichen Bun­
desländern auf westlichen Standard zu 
bringen, ist die Telekom wie selbstver­
ständlich aus eigener Kraft verpflichtet 
worden, ohne dafür eine einzige Mark 
Steuermittel in Anspruch zu nehmen. 
Die Telekom hat nicht einmal die den 
privatwirtschaftlichen Unternehmen zu­
stehenden Investitionskostenzuschüsse 
bekommen. Von der Notwendigkeit. das 
gesetzlich vorgeschriebene Eigenkapi­
tal-Soll von 33% durch den Eigentümer 
Bund zu sichern, war angesichts der dra­
matischen Haushaltslage auch nicht die 
Rede. Im Gegenteil: Durch übermäßiges 
Abschöpfen der DBP-Unternehmen zum 
Stopfen der Haushaltslöcher und durch 
ideologisch bedingte Verweigerung 
möglicher Mehreinnahmen sind der Te­
lekom in den letzten Jahren ca. 10 Mrd. 
DM jährlich entgangen. Damit ist der 
Druck auf die Privatisierung durch 
"Gang an die Börse" von der Regierung 
fahrlässig oder bewußt selbst erhöht 
worden. 
Da Post und Fermneldewesen in Art. 87 
des Grundgesetzes verankert sind, ist die 
vielfach geforderte Umwandlung der 
DBP-Unternehmen und insbesondere 
der Telekom in Aktiengesellschaften nur 
mit der SPD zu machen. Monatelange 
Verhandlungen haben bis heute nicht zu 
einem gemeinsamen tragfähigen Kon­
sens gefülrrt. Die SPD-Bundestags­
fraktion hatte im Mai vergangenen J ah­
res einstimmig ihre Verhandlungspositi­
on beschlossen. Dabei hatten wir als 
Rechtsform "Selbständige Anstalten 
des öffentlichen Rechts" gefordert. Die 
Begründung dafür und die Ablehnung 
der Rechtsform "AG" sind in dem 
Fraktionbeschluß nachzulesen. Wesent­
liche neue Gesichtspunkte haben sich 

seitdem nicht ergeben. Trotzdem gibt es 
inzwischen in der Fraktion und bei den 
A-Ländern Sozialdemokraten, die der 
Aktiengesellschaft das Wort reden. 

Ohne 
Postgewerkschaft 
keine Postrefonn! 
Das hat natürlich die Kompromißbereit­
schaft der Gegenseite nicht gerade er­
höht. Vielmehr hat man wohl bei der 
Koalition zunehmend darauf spekuliert, 
die SPD mehrheitlich über den Tisch 
ziehen zu können und dabei einen Keil 
zwischen uns und die Deutsche Postge­
werkschaft und damit auch den DGB zu 
treiben. Diese Strategie darf nicht aufge­
hen. Jede Fraktions- und Parteiführung, 
die mit dem Ergebnis einer mehr oder 
minder knappen Kampfabstimmung -
sollte es denn wider Erwarten eine 
Mehrheit für die Privatisierung geben -
eine weitere Grundgesetzänderung mit 
der Koalition durchziehen wollte, wäre 
sehr schlecht beraten. Entweder wird 
noch ein Kompromiß gefunden, der in 
der SPD eine sehr breite Zustimmung 
findet - und das setzt einen Konsens mit 
der Gewerkschaft voraus - oder es gibt 
keine "Postreform II" in dieser Legisla­
turperiode. 
Zur Versachlichung der Meinungsbil­
dung habe ich auf dem "Oneline"-Kon­
greß in Hamburg Anfang Februar 20 
Thesen vorgetragen, mit denen ich - aus 
Platzgründen gekürzt - schließen will: 

Wettbewerb ist kein Staatsziel., son­
dern ein Instrument zur Verwirkli­
chung gesellschaftspolitischer und 
volkswirtschaftlicher Ziele. Diese 
werden nicht selbstverständlich opti­
miert durch die Summe des betriebs­
wirtschaftlichen Optimums der 
Marktteilnehmer in einem bestimm­
ten volkswirtschaftlichen Sektor. 
Die Frage nach der adäquaten 
Rechtsform eines Unternehmens ent­
scheidet sich besonders an der Frage, 
welche Untemehemensziele im Vor­
dergrund stehen. 

Ist der wirtschaftliche Erfolg in 
einen wettbewerbsorientierten 
Umfeld ausschlaggebend und 
kann man ein gesellschaftspoliti­
sches und volkswirtschaftliches 
Optimum als Folge der Aktivitä­
ten der Marktreilnehmer insge­
samt erwarten, ist die AG die adä­
quate Rechtsform. 

Steht die Erreichung allgemeiner 
Ziele wie Gemeinwohlorientie­
rung, lnfrastrukturverptlichtung 
etc. oben an und lassen große Un­
terschiede in den Kostenstruktu­
ren eine gleichwertige Versor­
gung aller Kundengruppen und 
Regionen gefährdet erscheinen, 
ist die Selbständige Anstalt des 
öffentlichen Rechts die adäquate 
Rechtsform zumindest für einen 
(dominanten) Marktteilnehmer 
(einen zweiten Universalanbieter 
wird es nicht geben). 

Es ist nicht zu erwarten, daß 
Kommunikationsunternehmen (wie 
die der DBP) eigenwirtschaftlich ge­
meinwohlorientierte Lasten tragen 
und gleichzeitig den Wettbewerb ge­
gen eine Fülle von unregulierten Spe­
zialanbietern erfolgreich bestehen 
können. 
Eine gleichwertige flächendeckende 
Kommunikationsversorgung soll 
Staatsaufgabe mit Grundgesetzrang 
bleiben. Dies setzt politische Aufla­
gen und Kontrollen durch Bun­
desregierung, Bundestag und Bun, 
desrat voraus. . .. :);:;., 

Es gibt keine internationalen E.lf 
fahrungen, die belegen, daß dieS: 
durch symmetrische Regulierung 
aller Marktteilnehmer gelingt. 
Politische Auflagen einer AG, die 
sich nicht betriebswirtschaftlich 
rechnen, sind nicht AG-rechts­
konform, es sei denn, die Defizite 
würden nach dem Verursacher­
prinzip ausgeglichen (was ange­
sichts der Finanzlage der öffentli­
chen Hände unrealistisch ist). 

Eines der wesentlichen Instrumente 
zur Sicherung der Standortqualität 
strukturschwacher und ländlicher 
Räume ist das Gebührenprinzip, der 
Grundsatz der Tarifeinheit im Raum. 
Bei einer reinen Wettbewerbsorien­
tierung der Kommunikationsmärkte 
müßte es zur Aufgabe dieses Prinzips 
und zur freien Preisbildung für be­
stimmte Kundengruppen und Ver­
kehrsrelationen kommen. 
Das öffentliche Dienstrecht in seiner 
derzeitigen Ausprägung reizt wenig 
zu optimaler und rationeller Aufga­
benerledigung. Dies ist ein ge­
samtwirtschaftliches Problem und 
bedarf einschließlich der Beseitigung 
obrigkeitsstaatlicher Relikte einer 
Gesamtreform, statt dem Pro­
blemdruck durch eine Abspaltung 
von Bahn und Post auszuweichen. 
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51,1 % (1972). Die SPD verlor an die 
CDU, Reps, FWG und an die stärkste 
Partei, die Nicht wähler/lnnen. Bemer­
kenswert ist das Kasseler Ergebnis 
wegen der Koalitionsgeschichte der 
Kasseler SPD in den 80er Jahren. 1981 
vereinbarten Grüne und SPD in der 
Form einer "punktuellen Zusammen­
arbeit" die erste rot-grüne Koalition. 
Das erstaunliche Resultat: nach 4jäh­
rigem "rot-grtinen Chaos" war die 
parlamentarische Linke in Kassel 
noch nie so stark wie in den Wahlen 
1985. Beide Partner stürmten zusam­
men die 60% Mauer.' In der SPD führ­
te die zurückgewonnene absolute 
Mehrheit zum Stillstand der program­
matisch-politischen Diskussion und 
zur Verödung der innerparteilichen 
Demokratie. Kassel erreichte endlich 
das Niveau der großen Städte 
Frankfurt, . Berlin und Bremen. Dem 
Verfall der innerparteilichen Dialog­
strukturen folgte der Verlust der Dia­
logfähigkeit nach außen. Interesse­
und wehrlos stand die Kasseler SPD 
den Kampagnen der lokalen Presse 
und Opposition und den bundesdeut­
schen Trends gegenüber. 
Das Wahlergebnis wird allgemein auf 
Kasseler Spezifika zurückgeführt. 
Eine exakte Analyse ergibt, daß sich 
diese Spezifika in den Rahmen strate­
gischer Versäumnisse der SPD einord­
nen lassen. 
Mit dem hessenweiten W ahlkampa­
gnenmotto "Soziale Gerechtigkeit" 

Horst Peter, MdB. ehern. Koordinator des 
Frankfurter Kreises, Nobert Sprofke, Mitarbei­
ter von Horst Peter im Wahlkreis Kassel 

Spielräume für Individualisierung 
net, bleibt nach Siebels Ansicht auf fa­
tale Weise unsichtbar. 
Es kommt hinzu, daß die Menschen 
längst nicht mehr so die Politikebenen 
Bund, Land und Kommune unter­
scheiden und die verschlungenen 
Haushalts- und Finanzierungsmodali­
täten nicht mehr verstehen. Die Bürge­
rinnen und ~ürger zahlen an einer 
Stelle ihre Steuern und Abgaben und 
kein Kommunalpolitiker macht ihnen 
mehr klar, daß die Bundes-Städtebau­
mittel zwar für einen Platz, nicht aber 
für den Wohnungsbau ausgegeben 
werden können. Von der Kommunal­
politik wird nicht mehr erwartet, daß 
sie zur Veränderung der ihre Le­
bensumstände bestimmenden Fakto­
ren Arbeitslosigkeit, Wohnungslosig­
keit, Armut, Krankheit, Umweltstreß 
beitragen kann. 
In Bonn können nur noch Analytiker, 
die mit Interna vertraut sind und Zwi­
schentöne interpretieren können, die 
Rollenbeschreibung der SPD als Op­
position in der Auseinandersetzung 
mit der Bundesregierung würdigen. 
Die SPD hat Bundeskanzler Kohl in 
eine tragikomische Situation gebracht. 
Kohl hat weder eine richtige Mehrheit 
noch eine richtige Opposition. Mit 
dem Verzicht auf programm- und be­
schlußnahe operative Politik ver­
schwammen die Konturen der sozial­
demokratischen Opposition. 
fehlgeschlagen ist auch der Versuch, 
den rassistischen Kern der Rep/DVU 
und NPD-Wähler mit dem Asyl-Korn-

sfalle 

ß zu erreichen. Dieser Kern läßt 
on demokratischer Politik nicht 
beeindrucken. Im Gegenteil: die 

e der Asyl-Forderungen des 
n Randes in den Kanon demo­
her Politik hat den rechten 
m und vielen Wankelmütigen 
t, daß diese Politik wählbar ist. 
sylkoillpromiß hat die rassisti-

Agitation als richtig und erfolg­
bestätigt und damit politikfähig 
ht. In der Realität bringt der 
omiß nichts, weil die Probleme 
gelöst werden. Er bringt insbe- . 

den Kommunen nichts, weil 
ostenfrage in Bezug auf die 
flüchtlinge ungeklärt bleibt. 
Wahlenthaltung und auch die 
abgabe für "Rechts" ist die 
nde Aufforderung der sozial 
örtlich Marginalisierten an die 
konturierte Opposition gegen die 
sregierung zu betreiben und ge­
aftliche Orientierung zu geben. 

sind die Arbeitslosen, Sozialhilfe­
empfänger, Kleinst-Rentner, die Woh­
nungssuchenden in den grauen Vor­
städten, die keinen Ausweg aus ihrer 
Verschuldungskarriere sehen, denen 
verfallende soziale Infrastrukturen 
keine Hilfe mehr bieten können, . di, 
an Hauptverkehrsstraßen neben der 
sozialen auch die ökologische Krise 
ausbaden müssen, die unmittelbare 
Antwort auf ihre Bedürfnisse suchen 
und sich nicht auf eine Abhilfe in 
3,4,5 Jahren vertrösten lassen wollen. 
In deren Augen ist die SPD keine sozi­
alpolitische Altemati ve zur Bundesre­
gierung und wird ihrer Aufgabe als 
"Schutzmacht der kleinen Leute" 
nicht gerecht, wenn die SPD im Parla­
ment die systematische Kooperation 
mit der Union sucht, statt in der inter­
essenbezogenen Konfrontation die 
Alternative zur Union zu definieren. 
Diese Funktion kann die SPD nur aus­
füllen, wenn sie die gesellschaftliche 
Macht markiert, vor der die "kleinen 
Leute" geschützt werden sollen. Sie 
muß den Konflikt mit dem Kapital su­
chen. Eine offensive und strategisch 
angelegte Sozialpolitik muß die Tren­
nung von Arbeits- und Armutspolitik 
aufheben, die von Seiten des Kapitals 
schon längst vollzogen ist. 

siehe Horst Peter/Norbert Sprofke, Rot-Grün 
in Kassel, spw nr. 26, 8.Jg. Mörz 1985, au· 
Berdem Horst Peter/Norbert Sprofke, Rot­
Grüne Zusammenarbeit In Kassel, in: Nor­
bert Rehrmann, Rot-Grünes Kassel. Eine Bi­
lanz noch vier Jahren. 

2 Walter Siebel, Die Festivalisierung der Politik, 
Die Zeit Nr. 45, 30.10.92 
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Bei den Diskussionen um die UNO­
Kampfeinsätze hat sich gezeigt, daß die 
UN-Reform dabei eine wichtige Rolle 
spielt. Auf dem Bundesparteitag der 
SPD z. B. wurde von Gegnern solcher 
Einsätze gesagt, daß man militärischen 
Zwangsmaßnahmen erst nach einer UN­
Reform zu.stimmen werde, diese aber in 
den nächsten Jahrzehnten eher unwahr­
scheinlich ist. 
Silke Seemann und Alexander Scharf 
sprachen über diese Problematik mit 
Norman Paech, Professor für öffentli­
ches Recht ( Schwerpunkt: Internationa­
les Recht ) an der Hochschule für Wirt­
schaft und Politik. 

,pw: 
Siehst Du eine Chance dafür, daß sich 
die UNO aus sich selbst heraus refor­
mieren kann, und wo siehst Du Ansätze 
dafür? 
Norman Paech: 
Die Diskussion um eine UNO-Reform 
ist Jahrzehnte alt, fast so alt wie die 
UNO selbst. Es gibt sogar einen Aus­
schuß für die Reformierung der UNO. 
Er war bisher nicht sehr erfolgreich, sei­
ne Arbeit hat im wesentlichen darin be­
standen, die Zahl der Sicherheitsrats­
mitglieder auf jetzt fünfzehn zu erhöhen. 
Das eigentliche Problem aber reicht tie­
fer und hat sich aus der grundlegend ver­
änderten internationalen Konstellation 
ergeben, in der die Sowjetunion als Sy­
stemgegner des Westen weggefallen ist. 
Diese grundsätzliche Veränderung der 
Weltlage läßt in der Tat das Instrumen­
tarium der UNO in einem ganz anderen 
Licht erscheinen. 
Es ist jetzt im Falle des Golf-Krieges 
möglich gewesen, zum erstenmal in der 
Geschichte der UNO Kampfeinsätze zu 
beschließen, ohne daß ein ständiges Mit­
glied des Sichemeitsrates' sein Veto. 
eingelegt hätte. 
Diese Eimnütigkeit ist sicherlich durch 
die besondere politische Situation be­
dingt gewesen, in der sich die zerfallen­
de UdSSR und China' befunden haben. 
Dieses hat es den USA erleichtert, 
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Zur Bedeutung der UNO-Reform 
für die Diskussion um die UNO- Kampfeinsätze 

erheblichem Druck auf die meisten der 
Mitglieder des Sicherheitsrates auszu­
üben. Es gibt daher in der Tat die Not­
wendigkeit einer Reform. 
Allerdings bin ich der Überzeugung, daß 
die UNO-Charta bereits Strukturen hat, 
die zunächst einmal eingehalten werden 
müßten, ehe überhaupt an eine Verände­
rung der UNO-Charta selber gedacht 
werden kann. Es hat sich insbesondere 
im Golf-Krieg gezeigt, daß die Delegati­
on der Kampfeinsätze an die USA das 
eigentliche Problem ist. Einsätze von 
UNO-Truppen, die nach Kapitel 7, Art. 
43ff möglich sind, wurden bisher nie­
mals praktiziert. Die USA hatten in die­
sem Zusammenhang von vornherein 
deutlich gemacht, daß sie sich keinem 
UNO- Kommando unterstellen würden. 
Die USA haben bisher im Grunde nur 
die Fahne der UNO dafür benutzen wol­
len, um die internationale Ordnung in ih­
rem Interesse zu gestalten. 
Deswegen geht es nicht so sehr um eine 
Veränderung des Charta-Textes, son­
dern um die Durchsetzung der in der 
UNO-Charta vorgegebenen Strukturen. 
Es ist jetzt also notwendig, die vorgege­
bene Kompetenz der UNO auch auszu­
füllen und, wie auch von Butros Ghali 
gefordert, dem Oberkommando der 
UNO unterstellte Truppen zu schaffen. 
spw: 
Hat der Golfkrieg nicht gezeigt, daß 
Kampfeinsätze als Mittel zur Lösung 
von Konflikten unbrauchbar sind? Die­
ser Krieg ist jetzt eineinhalb Jahre zuen­
de, die Konfliktlage hingegen ist diesel­
be geblieben. 
Norman Paech: 
Richtig, das kann man bei den meisten 
Einsätzen von Militär so sagen. In vielen 
Bereichen gilt dieses auch für die Blau­
helme. 
Prinzipiell bin ich schon der Überzeu­
gung, daß eine Art Polizei im UNO-Ge­
wand international nützlich sein kann. 
Der Artikel 42 im Kapitel 7 der UNO­
Charta ist dafür ein Instrument, das Pro­
blem stellt sich allerdings in der Art und 
Weise seiner Umsetzung: 

1. Es hat sich beim Golf-Krieg gar nicht 
um eine derartige Polizeimaßnahme ge­
handelt, wie es Art. 42, wenn man ihn 
genau liest vorschreibt, sondern es war 
ein großdimensionierter Krieg. Er ist 
unverhältnismäßig gewesen gegenüber 
dem, was eigentlich erzielt werden soll­
te, nämlich die Befreiung Kuwaits von 
der irakischen Besetzung. 
2. Die UNO hat sich das Oberkomman­
dos und auch die Aufsicht über diesen 
Krieg aus der Hand nehmen lassen. Es 
gab keine multinationale Truppe, das 
war im Grunde nichts anderes als ein 
Vorwand für einen rein amerikanischen 
Krieg. Die UNO ist ausmanövriert wor­
den und das ist das zentrale Problem. 
spw: 
Nochmal zu den Blauhehnen. Die Blau­
helme werden schon seit vielen Jahren 
eingesetzt, obwohl sie selbst in der 
UNO-Charta nicht vorkommen. Dieser 
Schwebezustand führt dazu, daß häufig 
nicht zwischen sog. friedensschaffenden 
Maßnahmen durch Kampfeinsätze und 
friedenserhaltenden zu unterscheiden 
ist. Wie könnten bei einer möglichen 
Reform der UNO-Charta die Blauhehne 
integriert werden? 
Norman Paech: 
Das Interessante ist, daß das 
Friedenssicherungssystem der UNO, so 
wie es in der Charta aufgeführt worden 
ist, bislang kaum funktioniert hat, die 
Blauhehne allerdings, als ein nicht vor­
gesehenes Instrument zu den wirksam­
sten Maßnahmen zählen. In vielen Be­
reichen konnte in der Tat eine Suspen­
dierung von Kriegsaktivitäten und eine 
Trennung der Kriegsparteien bewirkt 
werden. Es ist allerdings richtig und not­
wendig, die Blauhelme mit genau umris­
senen Aufgaben in der UNO-Charta zu 
verankern. Eine Vermischung mit 
Kampfeinsätzen nach Art. 42 darf es 
nicht geben. Ich wäre also dafür, daß die 
UNO-Blauhehne in der Charta im 7. Ka­
pitel integriert würden mit einer ganz 
genau definierten Aufgabenstruktur. Das 
bedeutet beispielsweise, daß Blauhelme 
nur mit der Zustimmung der betroffenen 
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Staaten stationiert werden dürfen und 
daß sie keinen Kampfauftrag, sondern 
nur Selbstverteidigungsmöglichkeiten 
haben. Das erscheint mir sinnvoll. 
spw: 
Vorausgesetzt es gibt eine Reform, die 
UNO - Truppen möglich macht, würdest 
Du dann eine deutsche Beteiligung an 
diesen multinationalen Streitkräften für 
sinnvoll halten? 
Norman Paech: 
Das ist niCht nur eine juristische, son­
dern in erster Linie eine politische Fra­
ge. Zunächst einmal: In der UNO-Charta 
ist eine Verpflichtung, Truppen für 
eventuelle Kampfeinsätze zur Verfü­
gung zu stellen, gar nicht vorgesehen. 
Bisher ist es auch noch niemals vorge­
kommen, daß der Sicherheitsrat einen 
Staat verpflichtet hat, Truppen zu stel­
len: vielmehr hat es sich hier immer um 
Empfehlungen bzw. Ermächtigungen 
gehandelt. Die UNO-Charta schränkt in 
dieser Frage die Souveränität der jewei­
ligen Staaten nicht ein. Die zweite Frage 
ist, ob und in welcher Weise die Bun­
desrepublik sich daran beteiligen soll. 
Ich persönlich hätte keine Probleme da­
bei, wenn sich Bundeswehrtruppen bei 
klar definierten Blauheimeinsätzen be­
teiligen würden. Aus meiner Kenntnis 
können Blauhehne wirklich zur Siche­
rung des Friedens beitragen, wie seiner­
zeit an Suezkanal, in Zypern aber auch 
in Simbabwe und Namibia. In Zukunft 
wird es so sein, daß im wesentlichen 
Fachleute , wie z.B. Beamte zur Kon­
trolle von Wahlen, Überwachung von 
Referenden, etc. notwendig sind, und 
bei solchen Einsätzen sollte die Bundes­
republik mitmachen. 
Etwas anderes dagegen sind Kampfein­
sätzen. In dieser Diskussion vennisse 
ich, auch in der SPD, ein Nachdenken 
darüber, wie man Frieden außerhalb mi­
litärischer Einsätze durchsetzen kann. 
Dies könnte beispielsweise geschehen 
durch Vermittlung, Streitschlichtung, 
Konferenzen, Kontrollen, Schiedsge­
richtsbarkeit usw. Das Paradigma der 
Frieden$sicherung durch militärische 
Einsätze muß in Frage gestellt werden. 
Das könnte die Bundesrepublik dadurch 
forcieren, daß sie andere Formen der 
Friedenssicherung in der UNO stärker 
unterstützt. 
Daß Deutschland ökonomisch und poli­
tisch international eine große Rolle 
spielt, daran besteht kein Zweifel. Diese 
Macht aber militärisch umzusetzen, ver­
bietet sich· allein schon aus der deut­
schen militaristischen Vergangenheit, 

denn immerhin hat Deutschland in den 
letzten 100 Jahren drei internationale 
Kriege begonnen . 
Daher bin ich grundsätzlich gegen eine 
deutsche Beteiligung an UNO­
Kampfeinsätzen; dies sollte, wenn not­
wendig, kleineren Staaten übertragen 
werden. 
spw: 
Noch eine Nachfrage zur Trennschärfe 
zwischen Blauhelmen und UNO­
Kampfeinsätzen: Auf dem außerordent­
lichen Bundesparteitag der SPD wurde 
die Überwachung von Boykottmaßnah­
men als Aufgabe von Blauhelmen defi­
niert. Wo würdest die Trennlinie zwi­
schen Blauheimeinsätzen und Kampf­
einsätzen ziehen? 
N orman Paech: 
Das ist eine alte Frage, die schon unge­
klärt war, als der UNO-Sicherheitsrat 
die Engländer seinerzeit aufforderte, den 
Boykott gegen Rhodesien mit mili­
tärischen Maßnahmen zu überwachen. 
Es ist bis heute strittig, ob es sich hierbei 
noch um eine nichtmilitärische Maßnah­
me (nach Art. 41) gehandelt hatte. Mei­
ner Ansicht nach zählten sie ganz ein­
deutig schon zu den militärischen Maß­
nahmen des Art. 42 . 
Maßnahmen des ökonomischen Zwangs 
(Art. 41) sind nur Boykott / Embargo­
Maßnahmen, darüber hinausgehende 
militärische Einsätze fallen dann unter 
Art. 42. 
Jüngstes Beispiel dazu ist der Golfkrieg: 
Bereits im September 1990, nach der 
Verhängung des Boykotts über den Irak, 
haben die USA, ohne eine Resolution 
des Sicherheitsrates abzuwarten, Kriegs­
schiffe zur Überwachung des Embargos 
in den Golf geleitet. Diese Aktion ent­
behrte jeglicher völkerrechtlicher Legi­
timation. Diese wurde zwar nachgeholt, 
aber trotzdem ist im Sicherheitsrat un­
klar geblieben, ob es sich hierbei um mi­
litärische Zwangsmaßnahmen nach Art. 
42 handelte. 
spw: 
Zurück zur Gegenwart. In der BRD gibt 
es eine Debatte darum, ob das GG eine 
deutsche Beteiligung an UNO-Kampf­
einsätzen möglich macht oder nicht. 
Wie ist Deine Position '? 
N orman Paech: 
Das ist juristisch immer sehr umstritten 
gewesen. Als die Bundesrepublik ge­
meinsam mit der DDR 1974 in die UNO 
eintrat, hatte sich mit dieser Frage nie­
mand beschäftigt. Und nun gibt es mei" 
nes Erachtens juristisch zwei vertretbare 
Varianten. Vertreter der ersten Variante 

sagen, daß mit der Integration in ein kol­
lektives Sicherheitssystem (Art. 24 GG), 
wie es die UNO zweifelsohne ist, die 
Übertragung gewisser Hoheitsrechte an 
diese Organisation verbunden sein kann. 
Die Frage, ob die BRD verpflichtet ist 
Truppen zur Verfügung zu stellen, ist 
eine Schein-Diskussion, weil die UNO­
Charta so eine Verpflichtung gar nicht 
vorsieht. 
Es ist notwendig, hier zwischen Ver­
pflichtung und Empfehlung zu trennen. 
Die Frage muß daher lauten: Wenn der 
Sicherheitsrat empfiehlt, Truppen für 
militärische Zwangsmaßnahmen bereit­
zustellen, ob das GG das dann erlaubt. 
Es gibt da die meine Erachtens sehr be­
achtenswerte Meinung, die sagt, daß 
aufgrund des Art. 87 Abs.5 GG der Ein­
satz der Bundeswehr strikt auf Verteidi­
gung begrenzt ist, und daher aus 
verfassungsrechtlichen Gtünden interna­
tionale Einsätze nicht möglich sind. 
Es gibt also zwei Meinungen, die zu 
unterschiedlichen Ergebnissen kommen. 
Da die Frage sowohl juristisch wie poli­
tisch so heiß umstritten ist, ist es drin­
gend notwendig, diese Frage in der Ver­
fassung zu klären, und zwar sowohl;_~ 
Blauhehne wie auch für Kampfe~( 
zu denen ich übrigens auch die Beteili.:. 
gung der Bundeswehr an den A W ACS­
Einsätzen im Golfkrieg zähle. 
Ist also eine Klarstellung im GO not­
wendig, dann würde ich den Einsatz von 
deutschen Blauhelmen für sinnvoll hal­
ten- allerdings nicht in der jetzt von Klo­
se gegen den Parteitagsbeschluß in die 
Debatte gebrachten Variante "mit 
Zwangsmöglichkeiten". Man darf bei 
einer Klärung im GG nicht neue Un­
klarheiten schaffen. 
spw: 
Du hast gesagt, daß der Sicherheitsrat 
bisher noch keine Nation verpflichtet 
hat, Truppen zur Verfügung zu stellen. 
Im Golf-Krieg hat sich aber gezeigt, daß 
ein öffentlicher Druck gegenüber der 
BRD besteht. Kann sich Deutschland 
diesem Druck dadurch entziehen, daß es 
das GG vorschiebt ? 
Norman Paech: 
Gegenfrage: Besteht der Druck wirk­
lich? Oder ist es nicht vielleicht so, daß 
dieser Druck erst provoziert wird ? Man 
kann ja sagen: "Drückt uns mal ein biß­
chen". In der Asyldebatte ist es meines 
Erachtens ebenfalls so gelaufen. Das ist 
das eine. das zweite ist, daß man dieses 
aushalten muß. 
Es handelt sich hier um eine politische, 
nicht um eine juristische Frage. Das 
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wird auch daran deutlich, daß sich bisher 
alle Staaten, insbesondere die ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrates gewei­
gert haben, dem UNO-Sicherheitsrat 

Truppen zur Verfügung zu stellen. Der 
Druck ist also weder juristisch noch po­
litisch so übermächtig, daß man ihm fol­
gen müßte. 

l ständige M~glieder im ~cherheits~at sind: USA;--· 
Rußland, China, Ffookretch, Großbritannien 
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Jahrestagung des Frankfurter Kreises 
von Susi Möbbeck* 

Entgegen der ursprünglichen Planung 
begann die Jahrestagung des Frank­
furter Kreises vom 26.2.-28.2.93 in 
Oer-Erkenschwick mit einer General­
debatte zu Lage und Perspektiven der 
SPD. Karlheinz Blessing hatte tags zu­
vor in einem Interview mit der Wo­
chenpost noch einmal zur Kritik An­
laß gegeben, indem er erklärte: "Die 
klare gesellschaftliche oder politische 
Alternative zur Bundesregierung ist 
angesichts der Probleme in Deutsch­
land eine Illusion" und weiter: "Kei­
ne Partei kann nur mit Programmen 
überleben, sie braucht auch Sachver­
stand". Genau hier setzte die Kritik 
des Frankfurter Kreises an der Politik 
der Parteiführung an: daß sie keine 
Oppositionspolitik betreibt, daß sie 
die Programmatik der SPD nicht kon­
sequent vertritt, daß sie sich an einer 
Politik der faktischen großen Koaliti­
on beteiligt. Nicht wenige der Anwe­
senden brachten die Kritik auf den 
Punkt: Klose, Blessing, Engholm müß­
ten gehen. Einigkeit bestand darin, 
daß die SPD sich nicht auf die Rolle 
einer Schutzmacht für die traditionelle 
soziale Klientel der SPD beschränken 
lassen darf und daß der ökologisch­
soziale Umbau weiterhin im Z.entrum 
eines sozialdemokratischen Projektes 
stehen muß. Der sogenannte Asyl­
Kompromiß wurde als Einstieg in eine 
"Festung Europa" interpretiert und 
daher einhellig abgelehnt. Ob vor die­
sem Hintergrund die Strategie der Par­
teilinken auf dem a.o. Bundesparteitag 
nicht als Fehler zu beurteilen sei, blieb 
aber umstritten. 
Der Samstag stand ganz im Zeichen 
der Parteireform. Christoph Zöpel und 
Thomas Meyer stellten die bisherigen 
Diskussionsergebnisse der Projekt­
gruppe SPD 2000 vor. Im Zentrum ih­
rer Überlegungen steht der Ansatz, 
daß die SPD weiterhin lebendige Mit­
glieder- und Programmpartei bleiben 
muß, im Interesse der Demokratisie­
rung, der Mobilisierung für Reform­
Vorhaben und der Identität der Sozial­
demokratie. Deshalb soll eine Profes­
sionalisierung zwar auch den Apparat, 
vor allem aber die ehrenamtliche Ar­
beit in den Mittelpunkt stellen: Es 
geht darum, Kommunikationskompe­
tenz und Kenntnis von Lebensalltag 
und Alltagsästhetik derjenigen, die 
angesproche~ werden sollen, zu erlan-

~ MObbeck, Mitherausgeberin der spw, 
Bremen 

gen. Peter Grafe, der als Gegenpart 
eingeladen war, wn seine Vorstellung 
einer Medienpartei (" Alle Macht den 
Profis") darzustellen, blieb derartig 
unkonkret und konturlos, daß ein 
Streitgespräch nicht zustande kam. 
Die konkreten organisationspoliti­
schen Vorschläge der Projektgruppe 
SPD 2000 wurden nachmittags in ei­
ner der Arbeitsgruppen diskutiert. Der 
Vorschlag, Arbeitsgemeinschaften 
und Projektgruppen auch für Nicht­
Mitglieder zu öffnen, wurde für sinn­
voll gehalten. Weitergehende Vor­
schläge in Richtung einer Gleichstel­
lung von AGen mit Ortsvereinen wur­
den kontrovers diskutiert. Skeptische 
Gegenargumente wurden auch zu dem 
Vorschlag vorgebracht, Urabstimmun­
gen der Parteimitgliedschaft über in­
haltliche Fragen zu ermöglichen. Ur­
wahl von Kandidatinnen wurde auf 
Vollversammlungen auf unterer Ebene 
für möglich gehalten. Briefwahl oder 
Urwahl von Spitzenkandidatinnen mit 
Vorwahlen a Ja USA wurden von der 
Projektgruppe nicht für sinnvoll ge­
halten und in der Arbeitsgruppe ein­
mütig abgelehnt. In der Frage von 
Mandaten und der Stärkung der ehren­
amtlichen Arbeit ging die Arbeits­
gruppe erheblich über die als unzurei­
chend empfundenen Vorschläge der 
Projektgruppe · hinaus. Es wurde die 
Einführung von verbindlichen Rege­
lungen zur personellen Erneuerung in 
Mandaten für notwendig gehalten, 
etwa ein 2/3 Quorum bei Wiederauf­
stellung nach zwei Wahlperioden. 
Doppelmandate sollten auch auf kom­
munaler Ebene grundsätzlich nicht 
möglich sein. Der Anteil von Man­
datsträgerlnnen in Vorständen sollte 
begrenzt werden. Die Vergabe von 
Mandaten in Aufsichtsgremien und 
die damit verbundenen Zuwendungen 
sollen offengelegt und künftig nach 
nachvollziehbaren Kriterien verstärkt 
an Ehrenamtliche vergeben werden. 
Mandatsträgerlnnen sollen nur noch 
je ein solches abgeleitetes Mandat 
wahrnehmen können. 
In der parallel diskutierenden. Arbeits­
gruppe "Wirtschaft" konnte nicht an 
einen mit der Parteireform vergleich­
baren kontinuierlichen Diskussions­
prozeß in der Parteilinken angeknüpft 
werden. So stand eine Verständigung 
über die Einschätzung der aktuellen 
ökonomischen Prozesse zunächst im 
Vordergrund. Konkrete Oberlegungen 
für eine Jinkssozialdemokratische 

Wirtschafts-, Beschäftigungs- und So­
zialpolitik konnten in dieser ersten 
Diskussion jedoch nicht entwickelt 
werden. Um dieses große Defizit der 
Parteilinken in Angriff zu nehmen, 
wurde eine Koordinationsgruppe ge­
bildet, die ein entsprechendes Positi­
onspapier vorbereiten soll. Die Ar­
beitsgruppe "Energiepolitik" be­
schäftigte sich mit den Verhandlungen 
zu einem möglichen Emergie-Kon­
sens Wld erarbeitete für das Plenum 
eine Erklärung, in der der Frankfurter 
Kreis an den N ümberger Beschlüssen 
als Grundlage der Verhandlungen 
festhält und Essentials für ein Ver­
handlungsergebnis benennt. Die Ar­
beitsgruppe "Innere Sicherheit" for­
mulierte einen umfassenden Ansatz 
von Sicherheit, der · soziale Konflikte 
und das subjektive Sicherheitsgefühl 
der Bevölkerung einbezieht. Den 
"großen Lauschangriff' bzw. eine 
Beteiligung der SPD daran lehnte die 
AG ab. 
Am Abend ging es dann um die Frie­
denspolitik: Mit Katrin Fuchs und 
Karsten Voigt waren die Gegenpole in 
den Einführungsstatements schnell: 
benannt. Während Katrin dafür 1>1,if 
dierte, von Seiten der Linken Aufgabe 
und Funktion der Blauhelme offensiv 
zu besetzen und deutlich zu machen, 
daß es sich dabei um einen zivilen 
Problemlösungsansatz ("Weltinnen­
polizei") handelt, argumentierte Kar­
sten Voigt für eine mögliche deutsche 
Beteiligung auch an UNO-Kampfein­
sätzen mit dem Hauptargument, daß 
eine klare Orientierung auf die UNO 
nur dann glaubwürdig sei, wenn sie 
auch alle Instrumente der UNO umfas­
se. In der Diskussion wurde schnell 
klar, daß der Frankfurter Kreis in gro­
ßer Mehrheit eine Öffnung über den 
Bremer Beschluß, also über die Betei­
ligung an Blauhelmen hinaus, ablehnt. 
Es ist davon auszugehen, daß dieser 
Konflikt innerhalb der Partei den Bun­
desparteitag im November 93 in Wies­
baden prägen wird. 
Alles in allem bleibt festzustellen: im 
Vergleich zu vergangenen Tagungen 
des Frankfurter Kreises ist das Diskus­
sionsklima erheblich angenehmer ge­
worden, nicht melu die "Promi­
Schaukämpfe" oder etwaige politi­
sche Abgrenzungen bestimmen die 
Diskussion, sondern ein gewisses Ge­
meinsamkeitsgefühl, das sich vor dem 
Hintergrund der "Rechtswende der 
Parteiführung" herausgebildet hat. 
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"Wenn wir davon 

ausgehen, daß 

Engholm unser 

Kanzlerkandidat 

wird, dann köpnen 

wir ihn als Linke 

nicht gleichzeitig 

demontieren" 
Ein Gespräch mit 

Detlev von Larcher 

spw: Wir möchten mit ein wenig Ge­
schichte anfangen. Der Frankfurter 
Kreis hat lange Zeit ein spannungsgela­
denes Wechselverhältnis zwischen der 
Mehrheitsfähigkeit der Linken innerhalb 
der Partei auf der einen und der soziali­
stischen Profilierung dieser Linken auf 
der anderen Seite organisiert. Dies spiel­
te vor allen Dingen im Zeitraum 1986/ 
89 - also vom Nürnberger bis zum Berli­
ner Parteitag - eine große Rolle. Und mit 
Blick auf das Nürnberger Aktionspro­
gramm, das Berliner Grundsatzprq­
gramm und z.T. auch auf "Fortschritt 
90" kann man wohl sagen, daß es da­
mals funktionierte. Aus heutiger Sicht 
möchten wir aber gleich anschließend 
die These formulieren, daß es seit 89/90 
zu einer grundlegenden Veränderung 
der innerparteilichen Konstellationen 
gekommen ist, was sich gerade in den 
letzten Monaten deutlich gezeigt hat. Du 
warst an den Prozessen von 1986 bis 
1989 aktiv beteiligt. Wie würdest Du die 
Parteilinke innerhalb der innerparteili­
chen Kräfteverhältnisse im Zeitraum 86/ 
89 und danach positionieren? 
Deflev von Larcher: Man muß sich 
zunächst klar machen, daß der Frank­
furter Kreis von Anfang an ein sehr 
breites Spektrum der innerparteilichen 
Linken in sich vereinigt hat. Ein Spek­
trum, das von Marxisten bis zur "lin­
ken Mitte" reichte. Der Frankfurter 
Kreis war von seiner Entstehung her 
eine Sammlung von sozialistischen, 
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linken bis linksliberalen Minderhei­
tenpositionen in der SPD, aber auch 
darauf angelegt, Mehrheiten in der 
Partei zu erringen und zu organisieren. 
Und in diesem Zusammenhang beur­
teile ich den Zeitraum 1986/89 genau­
so wie llu. Denn die Parteilinke be­
stimmte im wesentlichen, was in die­
sen Programmen enthalten war. Dabei 
gab es ja durchaus heftigen Wider­
stand - wenn ich etwa an die Kontro­
versen mit Wolfgang Roth denke, der 
eine rein kooperative Wirtschaftspoli­
tik im Kopf hatte, während wir die In­
teressengegensätze emstnahmen. Wir 
sagten von daher, daß wir bestimmte 
Bereiche vergesellschaften müssen, 
um die Unternehmen zu bestimmten 
Verhaltensweisen zu zwingen. Später 
kamen dann die Auseinandersetzun­
gen mit Lafontaine hinzu. 
Gerade in der Auseinandersetzung mit 
Leuten wie Roth machte es viel aus, 
daß wir uns vom Frankfurter Kreis her 
darauf wirtschaftspolitisch vorbereitet 
hatten - u.a. dadurch, daß wir Verbin­
dungen zu Gruppen und Leuten ge­
schaffen hatten, die nicht oder nicht 
so aktiv in der Partei tätig waren. In 
und mit der damaligen Arbeitsgruppe 
diskutierten z.B. Mitarbeiter der Zeit­
schrift "Sozialismus" wie auch der 
Memorandumsgruppe, ebenso wie 
Leute aus dem eher ökologisch ge­
prägten Wissenschaftsspektrum. Spä­
ter - im Vorfeld des Berliner Parteita­
ges und während der Konflikte mit La­
fontaine um die "Zukunft der Arbeit" 
- formierte sich dann ja die "Pro­
grammlinke" als Gruppe innerhalb 
des Frankfurter Kreises, die die weite­
re Programmarbeit gebündelt und vor­
angetrieben hat. 
spw: Seit 89/90 sind diese Erfolge und 
Positionen doch sehr stark in den Hinter­
grund getreten, wenn nicht gar in Ver­
gessenheit geraten. Der Arbeitskreis und 
die Außenkontakte der Linken sind doch 
erheblich zurückgefahren worden bzw. 
bestehen nicht mehr, - und gleiches gilt 
für die sog Programmlinke... Was ist 
Deines Erachtens passiert? 

. . . wenn es der Parteitag be­
schlossen hat, dann fühlen wir 
uns als erfolgreiche Politiker 
Detlev von Larcher: Ich denke, wir Lin­
ken haben einen Nachteil. Wir nehmen 
uns etwas programmatisch mehr oder 
weniger erfolgreich vor und wenn es 
der Parteitag beschlossen hat, dann 

fühlen wir uns als erfolgreiche 
ker und kümmern uns nicht mehr um 
die Umsetzung. Das ist mit dem Orien­
tierungsrahmen 85 schon so gewesen 
der mit starken linken Akzenten 1975 
beschlossen worden war und dann so­
fort in der Versenkung verschwand. 
Und mit dem Berliner Programm ist es 
uns ähnlich ergangen. Und jetzt sind 
natürlich die äußeren Ereignisse von 
1989 ff. dazu gekommen. In dem Zu­
sammenhang wundert es mich aller­
dings immer, daß der Zusammenbruch 
der DDR die deutsche Linke so verun­
sichert hat, weil für mich all das, was 
wir diskutierten, mit dem System in 
der DDR sehr wenig zu tun hatte. Für 
mich war das nie Sozialismus. 
spw: Vielleicht hatte das alles doch 
mehr miteinander zu tun. Jedenfalls 
ausreichend viel, um den Begriff "So­
zialismus" insgesamt zu diskreditie­
ren. Hinzu kommt die andere Seite der 
Medaille, der "Sieg des Kapitalis­
mus", der ja alle Linken trifft, egal 
wie nah oder fern sie der DDR und der 
S U gestanden haben mögen. Und 
schließlich bedeutete der Zusammen­
bruch des bisherigen Weltgefüges 
auch den Verlust des Koordinatensy­
stems und der darin eingewobenen 
Welterklärungsmuster. Dieser Verlust 
hat generell ein V akuuru hinterlassen 
für die Linke. 
Und darauf waren wir doch alle nicht 
vorbereitet - nicht mental, aber auch 
nicht programmatisch. Bei Fortschritt 90 
wurden z.B. Anforderungen formuliert, 
die im wesentlichen auf die Situation in 
der alten Bundesrepublik zugeschnitten 
waren. Hier ging es aber um eine ganz 
andere Modernisierungsproblematik als 
in der ehemaligen DDR, was ja dann 
auch im europäischen Maßstab gilt. Die 
Frage nach dem Umgang mit Moderni­
sierungsunterschieden - seien sie indu­
strieller oder gesamtgesellschaftlicher 
Natur - mußte beantwortet werden. 
Detlev von Larcher: Es stimmt: Die For­
derungen sowohl im Aktionsprogramm 
als auch im Berliner Programm waren 
aus einer bundesrepublikanischen Per­
spektive formuliert worden. Von daher 
hätten ·wir dann, als die Einheit kam, 
eine sehr intensive Diskussion beginnen 
müssen. Bei der Verabschiedung von 
"Fortschritt 90" konnten wir schon ab­
sehen, was passiert. Und wir nahmen 
dann in diesen Text, praktisch in 14 Ta­
gen, einige Seiten im Blick auf die deut­
sche Einheit hinein. Aber wir haben kei­
ne gründliche Analyse der mit der 
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Einheit völlig veränderten Ausgangs­
lage vorgenommen. 

Die Grundprobleme ... sind 
doch nicht erledigt 
Dennoch: Die Grundprobleme, an de­
nen wir diskutierten, also Beteiligung 
an wichtigen gesellschaftlichen Ent­
scheidungen zum einen, zum anderen 
die Frage Ökologie und der globalen 
Entwicklung, sind doch nicht erledigt. 
Hinzu kommen die Konflikte, die frü­
her hinter dem Ost-West-Gegensatz 
"verschwunden" waren, Wld sich 
jetzt unmittelbar stellen. Nehmen wir 
zum Beispiel die aktuelle Auseinan­
dersetzung um die Asy !frage und den 
Bereich der Migration. Früher haben 
wir über die Lage im Süden der Welt ge­
redet und - auf große Entfernung - So­
lidarität geübt. Aber heute kommen die 
Menschen zu uns. Und so stellen sich 
auch die Fragen der internationalen 
Solidarität in neuem Licht. Wir brau­
chen hier Eckpfeiler für eine neue inter­
nationale Politik und daher auch wei­
tere programmatische Anstrengungen. 
spw: Z.Zt. steht man allerdings vor ei­
nem großen Scherbenhaufen und muß 
feststellen, daß man europapolitisch und 
weltpolitisch eigentlich wenig anzubie­
ten hat. Schaut man sich etwa die Sozia­
listische Internationale an oder die euro­
päische cxler die deutsche Sozialdemo­
kratie... Und zurück zum Ausgangs­
punkt: Seit 1989 ist eine stark veränderte 
Konfliktlage entstanden - letzter Höhe­
punkt war das Petersberger Sofortpro­
gramm mit seinen Asylpassagen, in de­
ren Windschatten aber auch wirtschafts­
politische Grundsatzpositionen von 
N ümberg und Berlin gleich mitbeerdigt 
wurden. Standen bis 1989 Umbaufelder 
und Reformfelder im Vordergrund sozi­
aldemokratischer Diskussionen, so ar­
beitet man sich heute fast nur noch an 
Themen ab, die die Gegenseite in die 
Diskussion gebracht hat. Ich rede jetzt 
nicht nur vom Asylrecht oder den Mili­
täreinsätzen, sondern auch von der Pri­
vatisierung von Bahn und Post, von sog. 
Investitionshemmnissen und angeblich 
notwendigen Investitionserleichterun­
gen für Unternehmer und damit von Fra­
gen der Lohnnebenkosten, der Arbeits­
zeiten, der Gentechnik, des Straßenbaus 
und der Aächenbereitstellung. 
Detlev von Larcher. Was wir vor allem 
aufgegeben haben, ist, die einzelnen 
Felder im Zusammenhang zu sehen. 
Und in dem Maße, in dem man auf-

gibt, über die Zusammenhänge und 
dann auch über entsprechende Strate­
gien nachzudenken, wird der jeweilige 
Gegenstand von den Fraktionsfach­
leuten nur noch isoliert gesehen. Dann 
fängt man natürlich an zu überlegen, 
ob es nicht vielleicht tatsächlich ver­
nünftiger wäre, Post oder Bahn privat 
zu organisieren, wofür es ja Argumen­
te gibt. Ich habe dann allerdings auf 
einmal eine ganz andere Beurteilung­
sebene, eine sehr viel kurzsichtigere 
und kurzfristigere, und überlege gar 
nicht mehr, wie diese Maßnahmen in 
den Gesamtzusammenhang hineinpas­
sen, um sie vor diesem Hintergrund 
bewerten zu können. Und dann kommt 
man in der Tat dazu, immer nur Ver­
besserungen für Vorschläge der Bun­
desregierung zu unterbreiten. Das 
heißt, wir müssen erneut und verstärkt 
über den Gesamtzusammenhang und 
die strategische Einordnung nachden­
ken. Ein positives Gegenbeispiel: Mi­
chael Müller ist z.B. einer, der ver­
sucht, das, was über den ökologischen 
Umbau der Industriegesellschaft ge­
sagt worden ist, auch durch Einzelini­
tiativen im Bundestag irgendwie vor­
anzubringen und diese Initiativen 
(z.B. Öko-Steuern) wieder in einen Zu­
sammenhang hineinzustellen. Ich habe 
allerdings die Hoffnung, daß wir da im 
Frankfurter Kreis wieder vorankom­
men können. Ich will versuchen, den 
Frankfurter Kreis wieder zu dem Ge­
sprächskreis, zu dem Diskussionskreis 
zu machen, der er mal war - mal bes­
ser, mal schlechter - um diese strategi­
sche Diskussion wieder aufzugreifen. 
spw: Eine Frage zur Asylpolitik und 
der Rolle der Parteilinken. Die Asyl­
debatte hat in der Partei fast die ent­
scheidende Rolle gespielt in den letz­
ten Wochen und Monaten. Wie schätzt 
Du die Situation für die Linke ein? Es 
muß ja eine gewisse Ernüchterung 
eingetreten sein, nachdem man den 
Sonderparteitag so eingeschätzt hatte, 
daß man Petersberg doch weitestge­
hend abgewehrt habe. 
Detlev von Larcher: DaS haben wir 
doch auch. Hier hat sich die Parteibasis 
doch Bezirk für Bezirk gewehrt und er­
folgreich durchgesetzt. Das Problem 
liegt vielmehr in folgendem Vorgang: 
Wir hatten auf dem Parteitag im Auge, 
Petersberg zu revidieren und gleichzei­
tig den Parteivorsitzenden nicht zu be­
schädigen. Und dies ist nicht honoriert 
worden, weswegen viele in der Partei 
auch die Linke mit ihrer Parteitagstak-

tik für den Schlamassel verantwortlich 
machen, der danach eingetreten ist. 
Doch jetzt ist es um so wichtiger, daß 
die Frustration darüber, was aus die­
sem Parteitagsbeschluß gemacht wor­
den ist, nicht so groß wird, daß es zum 
letzten Mal passiert sein könnte, daß 
sich die Basis gegen die Führung 
durchsetzt. Deswegen teile ich aber 
nicht die Auffassung der Jusos, die sa­
gen, die Linke habe falsch orientiert, 
sie hätte auf ein glattes Nein orientie­
ren müssen. Das hilft nicht weiter. 
spw: Das heißt, daß Du den Versuch, 
den Parteivorsitzenden zu schonen, wei­
terhin für richtig hältst. Wie hoch ist 
denn da eigentlich die Schmerzgrenze? 
Detlev von Larcher: Du kommst natür­
lich auch als Parteilinker nicht an Wah­
len und Wahlkämpfen vorbei. Deswe­
gen spielen solche Überlegungen natür­
lich immer eine wichtige Rolle - ganz 
abgesehen davon, daß mein Ansatz­
punkt immer in der Sache liegt und we­
niger in der Person, obwohl ich natürlich 
schon weiß, wie wichtig Personen sind. 
Wenn wir davon ausgehen, daß Eng­
hohn unser Kanzlerkandidat wird, d~ 
können wir ihn als Linke nicht glei~h~ 
zeitig demontieren. . ·J;\i'- · 
spw: Wir kommen damit wieder z~­
auf die Veränderungen gegenüber der 
Periode 86/89. Ich glaube nämlich, daß 
die Problematik viel substantieller ist, 
als sie sich in Deinen Äußerungen dar­
stellt. Ich meine zum ersten, daß der 
damalige Brückenschlag - linke bzw. 
sozia1istische Profilierung und inner­
parteiliche Mehrheitsfähigkeit - seit ei­
nigen Jahren nicht mehr funktioniert -
und heute auch nicht mehr funktionie­
ren kann. Denn zweitens teile ich nicht 
die Auffassung, daß es sich bei der 
Asylgeschichte mehr oder weniger um 
einen Ausrutscher handelt und das 
Ganze doch irgendwie wieder rückhol­
bar ist durch einen erneuten Anlauf aus 
den Bezirken. Vielmehr gruppiert sich 
rund um Petersberg zunehmend ein 
größeres politisches Projekt, das von 
der Festungsbildung gegenüber der Im­
migration über die Investitionserleich­
terungen zugunsten . der Kapitalinteres­
sen bis hin zu jenen "Sozialpakten", 
"Energiekonsensen" reicht, die den 
Burgfrieden im Inneren der Festung si­
chern sollen. Ich meine vor diesem Hin­
tergrund, daß die Zeiten des Brük­
kenschlags vorerst vorbei sind und die 
eigene Oppositionsrolle innerhalb der 
Partei deutlich gemacht werden muß. 
Detlev von Larcher: In der Asylfrage 
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wird es aber auch dazu kommen. Es 
steuert doch alles darauf hin, daß es 
die zwei Auffassungen immer noch in 
der Bundestagsfraktion gibt - und zwar 
bis in die Schlußabstimmung hinein. 
Das heißt, es wird eine breite Minder­
heit geben, die Nein sagt. Das hat es 
schon lange nicht mehr gegeben. Das 
letzte Mal bei den Notstandsgesetzen. 
Und was den Brückenschlag angeht: 
die Linke in der Partei ist um so stär­
ker, je stärker die außerparlamentari­
sche Opposition ist. Insofern muß die 
Parteilinke immer auch an der Organi­
sierung der Apo interessiert sein. 

spw: Im Bereich der Linken gibt es 
aktuell einen Dortmunder Appell, in 
dem eine Zuspitzung auf die Personal­
frage stattfindet - eben weil das Kalkül 
der Parteilinken auf dem Parteitag 
nicht aufgegangen ist. Diese Zuspit­
zung ist aber wohl auch als Reflex auf 
die mediengerechte Zurichtung der 
Partei anzusehen, die ja die Führungs­
person noch weiter in den Vorder­
grund, die inhaltliche fundierte Wil­
lensbildung aber noch weiter in den 
Hintergrund schiebt. Und ich glaube 
nicht, daß man dem nur mit dem Ruf 
nach Inhalten kann. 

Übrigens ist dieses Kalkül - Schonung 
des Vorsitzenden - ja wohl nicht minder 
personenfixiert als die Forderung nach 
einem Rücktritt von Engholm und Klo­
se. 

Urabstimmung bei Kandidaten­
wahlen? 
Detlev von Larcher: Laß mich jetzt mal 
eine Beispiel zu diesem Zusammenhang 
sagen aus der Diskussion zur Parteire­
form. Es wird ja - vor allem von Bles­
sing - die Frage der Urabstimmung bei 
Kandidatenwahlen in die Diskussion ge­
bracht. Und das klingt so, als würde man 
basisdemokratische Überlegungen auf­
greifen und die Beteiligung der Partei­
mitglieder unheimlich stärken. Ich glau­
be aber, daß dieser Vorschlag genau zu 
der Vorstellung einer Medienpartei und 
nicht zur Mitgliederpartei paßt. Weil der 
Parteibasis mit diesem Vorschlag Betei­
ligung vorgegaukelt wird. Die darf ein­
mal abstimmen über eine Person. Und 
dann ist die Person installiert. Sie ist 
dann eben Mandatsträger oder Mandats­
trägerin. Hier endet dann auch die Betei­
ligung und die Mitbestimmung der Par­
teibasis. Die so Gewählten können sich 
gegen jeden Vorstandsbeschluß darauf 
berufen: das Parteivolk hat mich doch 
gewählt. Was wollt Ihr überhaupt von 

· mir. Ich bin doch derjenige welcher. Das 
sieht man z.B. an manchen Kommunal­
politikern. Wenn sie mal im Gemeinde­
rat sind, darm hat sie das Volk gewählt, 
was interessiert sie dann der Ortsverein. 
Das wird ja oft benutzt in Auseinander~ 
setzungen. Deswegen paßt das zueinan­
der. Es ist nicht etwa so, daß wir, die wir 
immer gesagt haben, wir wollen die 
Willensbildung in der Partei demokrati­
sieren, wir wollen größere Beteiligung, 
größeren Einfluß der Mitglieder auf 
das, was die Partei macht, diesen Vor­
schlag mit der Urabstimmung vertre~ 
ten, sondern gerade die, die ein ande­
res Modell im Kopf haben. Ich sage, 
es ist wichtig, daß die Parteimitglieder 
die Möglichkeit haben, sich bei der 
Personalauswahl einzubringen. Des­
wegen ist für mich ganz wichtig, daß 
wenn z.B. Bundestagskandidaten auf­
gestellt werden, in den Ortsvereinen 
Mitgliederversammlungen stattfinden, 
wo sich die Bewerber oder die Bewer­
berinnen vorstellen und dann stimmt 
der Ortsverein ab. Zu diesen Mitglie­
derversammlungen karm jedes Mit­
glied kommen. Jetzt sagt man mir na­
türlich, da kommen doch aber nur 
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höchstens 10 oder 12 %. Das stimmt. 
Aber sie können natürlich alle kom­
men. Aber nach welchen Maßstäben 
sollen die 90 %, die sich überhaupt 
nicht am Parteileben beteiligen - bei­
spielsweise schriftlich - abstimmen? 
spw: Personality Show. 
Detlev von Larcher: Ja, darauf läuft 
das heraus. Dann gewinnt derjenige, 
der eben der Showstar ist oder auch 
derjenige, der das Geld hat, alle Mit­
glieder anzuschreiben. 

Wie laden wir die Partei pro­
grammatisch wieder auf? 
spw: In der Parteireformdebatte wird ja 
gerade auch von Blessing die größtmög­
liche Beteiligung aller Mitglieder ange­
mahnt. Die einsamen Entscheidungen 
der Parteispitze in inhaltlich zentralen 
Fragen zeigen uns doch, was wir von 
solchen Diskussionen zu halten haben. 
Sie verkommen doch zur Farce, wenn 
sie auf die Modalitäten von Kandidaten­
aufstellung verkürzt werden. 
DeUev von Larcher: Es wird basisde­
mokratisch begründet und führt zum 
Gegenteil. Ich werde dem nie zustim­
men. 
spw: Vor allem hat das mit Demokrati­
sienmg überhaupt nichts zu tun. Demo­
kratisierung bedeutet, daß man vorhan­
dene Kompetenzen abschöpft. Wir ha­
ben dazu Vorschläge entwickelt und die­
se in die Diskussion gebracht. Dazu ge­
hört neben der Frage des Aufbaus und 
der Struktur der Partei, Fragen von Be­
teiligung von Nichtmitgliedern. Das, 
was Du vorhin gesagt hast, also was Ihr 
in der Arbeitsgruppe Wirtschaftspolitik 
im Frankfurter Kreis gemacht habt, daß 
man eben Leuten Zugänge gibt zur Par­
tei gibt, die nicht regelmäßig mitarbei­
ten wollen, halten wir dabei für außer­
ordentlich wichtig. Für uns steht dabei 
die zentrale Frage: Wie laden wir die 
Partei programmatisch wieder auf? 
Wie versetzen wir die SPD und ihre 
Mitglieder in die Lage, um in dieser 
Republik die Meinungsführerschaft zu 
kämpfen. Die SPD-Spitze folgt einer 
anderen Logik. Nehmen wir z.B. die 
Asylfrage. Die SPD ist ja letztlich Op­
fer ihrer eigenen Karnpagnenunfähig­
keit geworden. Sie hat den Rechten im 
Grunde genommen jahrelang die Feld 
Asyl- und Migrationspolitik überlas­
sen, um sich jetzt zu wundem, daß die 
Stimmung nach rechts gekippt ist. 
Diese Probleme löst man nicht mit Ur­
wahlen. 

Wir sind auch der Meinung, daß die 
SPD professioneller mit ihrer Öffent­
lichkeitsarbeit umgehen muß. Es gibt 
aber auch eine demokratische Antwort 
auf das Medienzeitalter. Eben nicht die 
technokratische Entsorgung dieser Pro­
bleme durch die Management-Spitze, 
wie sich das die selbsternannten Moder­
nisierer vorstellen. Unsere Antwort auf 
das Medienzeitalter muß darin bestehen, 
daß wir Konzepte entwickeln, wie wir 
die Vielfalt der Partei zu zentralen Bot­
schaften verdichten, durch die wir Ge­
dächtnisbilder aufbauen, mit denen wir 
durchdringen. Diese Gedächtnisbilder 
müssen durch das Engagement der Mit­
glieder weiter transportiert und gestärkt 
werden. Sie sollen zur Bündelung der 
vielfältigen Aktivitäten der Partei die­
nen. Nur so - mit der Beteiligung und 
Mitbestimmung der Mitglieder - karm 
die Partei die Kraft für gesellschaftliche 
Auseinandersetzungen entwickeln und 
diese in ihrem Sinne beeinflussen. 
Detlev von Larcher: Du hast ziemlich 
genau das beschrieben, was ich mir un­
ter Parteireform vorstelle. Es kann nicht 
darum gehen, im Medienzeitalter eine 
Medienpartei aus der SPD zu machen. In 
einer Medienpartei ist das Parteivolk nur 
noch dazu da, ihren Medienstar zu ak­
klamieren. eine solche Partei wäre nicht 
mehr meine Partei. Es geht viel mehr um 
die Frage, wie stellt sich die Mitglieder­
und Programmpartei SPD auf die Bedin­
gungen des Medienzeitalters ein, ohne 
ihren Charakter zu verlieren. Und es 
geht um die Frage, wie organisiert eine 
Mitglieder- und Programmpartei wie die 
SPD die demokratische Willensbildung 
in einer veränderten Gesellschaft, in der 
die Bindungswirkung gesellschaftlicher 
Gruppen und Organisationen zuneh­
mend schwindet und die fudividualisie­
rung voranschreitet. Die Parteilinke 
darf es unter keinen Umständen ver­
säumen, in diese Diskussion voll ein­
zusteigen. Denn der Ausgang dieser 
Diskussion entscheidet darüber, wie 
zukünftig Politik gemacht wird. Es 
geht letztlich um die Frage, ob die 
Menschen Politik machen oder ob für 
die Menschen, die sich zunehmend ins 
Private zurückziehen, Politik gemacht 
wird. 
Für mich ist das die entscheidende 
Frage der Demokratie überhaupt. 
spw: Detlev, wir danken Dir für das 
Gespräch. 

Das Gespräch führten Stefan Sclw­
stock und Birgit Zoerner 

Viermal jährlich zu aktuellen Fragen 
in den Staaten Osteuropas und der 
ehemaligen Sowjetunion 
Authentische Beiträge und Doku­
mente aus den Staaten des Ostens 
und Südostens 
Die Alternative zur gleich-
geschalteten Ost-Berichterstattung 

Heft3/92: 
Kooperativen in Ost und West 

Beiträge von/ Interviews mit 
G. Herbert, V. Belotserkovsky, P. Mert­
lik, A. Nezval, B. Gordic, A. Lucas, M. v. 
Randow, R. Otobanova, S. Keremichiev 
u.a.m. 

Heft4/92: 
CSFR: Zukunft durch Trennung? 

Beitrige von/ Interviews mit: 
S. Steiger, P. Uhl, L. Brokl, Z. Mansfeldo­
va, Z. Mlynar, 1. Svitak, A. Novak, L. 
S,arka, P. Hockenos, D. Strasky u.a.m. 

Heft 1/93: 
Medien zwischen Markt und 

Staat 
Beiträge von / Interviews mit 

S. Gredelj, A. Novak, B. Busch, P. Dobro­
wolski, C. Promitzer u.a.m. 

Bestellungen, Inhaltsverzeichnisse, 
Probeexemplare: 

Ost-West-Gegeninformationen c/ o 
Dezentrale, Prokopig. 2/1, A4!010 
Graz. Preis: 6 DM incl. Porto / Heft 
(Umfang: ca. 50 Seiten). · 

Im Osten viel Neues 
,,,aber was fehlt, sind authenti­

sche Informationen, die über offi­
zielle Standpunkte und über die 
tagespolitischen Meldungen glei­
chermaßen hinausgehen. Wir ver­
suchen, dem abzuhelfen. 
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Vorschau Frühjahr '93 
Kurt Faller/Reinhard Hahn/ 
Rainer Zeimentz (Hg.) 
Dem Haß keine Chance 
Wie ist die Gewalt 
zu stoppen? 

Ein Buch, das Hintergründe-und 
Zusammenhänge erklärt und Wege 
zu eigenem Handeln zeigt: 
11Zähne auseinander!" 

Neue Kleine Bibliothek 30 
164 Seiten, DM 14,80 
ISBN 3-89438-052-7 
ET: Ende März 

* 
Matthias von Heilfeld 

Die Nation erwacht 
Zur Trendwende der deutschen 
politischen Kultur 

Rechtsextreme Denkfiguren und Bilder 
tauchen immer beiläufiger in Politik, 
Medien, ja selbst der Werbung auf. 
Deutschland steht vor einem „Extremis­
mus der Mitte". Wieviel Rechtsextremis­
mus verträgt der Zeitgeist? 

Kartoniert, 14,2 x 19,7 cm, 
zahlreiche Abbildungen 
183 Seiten, DM 24,80 
ISBN 3-89438-055-1 
ET: Mitte März 

* 
Manfred Henle/ 
Moby Dick-Arbeitsgruppe 
Stadtjugendring Augsburg 

R/ AUSLÄNDER AUS! 
Argumente gegen Rechts­
extremismus und Rassismus 

Das Buch ist aus der Arbeit mit einer 
gemischtnationalen Gruppe im Augs­
burger Jugendtreff "Moby Dick" ent­
standen. In 19 Rubriken wird dokumen­
tiert und "zersägt", was europäische 
Rechtsextremisten zu Krieg und Frieden, 
Nation, Ausländern, Vaterland, Frauen 
u.a. zu sagen haben. 

Neue Kleine Bibliothek 32 
144 Seiten, DM 14,80 
ISBN 3-894 38-056-X 
ET: Ende März 

Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik 

MEMORANDUM '93 

Die wichtigste Antwort auf das Jahres­
gutachten der „Fünf Weisen", des von 
der Bundesregierung bestellten Sach­
verständigenrates. 

Neue Kleine Bibliothek 33 
Etwa 240 Seiten, ca. DM 26,­
ISBN 3-89438-057-8 
ET: Anfang Mai 

* 
Jürgen Kuczynski 
»Nicht ohne Einfluß« 
Macht und Ohnmacht 
der Intellektuellen 

Vier Studien über das Verhältnis von 
Macht und Intelligenz: 
J.K.s Stasi-Akten, das Versagen deutscher 
Ökonomen seit dem DDR-Anschluß, 
klerikale Intelligenz im Mittelalter, das 
Verschwinden der Arbeiterklasse, die 
Zukunft der Intelligenz und die Über­
windung des Kapitalismus. 

Neue Kleine Bibliothek 34 
145 Seiten, DM 16,80 
ISBN 3-89438-053-5 
ET: Anfang März 

* 
Hans Kalt 

Neubeglnnen mit Marx 
Die politische Ökonomie und 
die Veränderung der Welt 

,,Wer ist Subjekt des Fortschritts? 
Wo wird Geschichte gemacht? Kann 
noch so davon gesprochen werden 
wie früher?" 

Kartoniert, 14,2 x 19,7 cm 
236 Seiten, DM 32,-
ISBN 3-89438-058-6 
ET: April 

Michael Höhn 

Sympathie 
für den Teufel 
Kritischer Ratgeber 
Okkultismus 

„Das Wissen um Okkultpraktiken gehört 
zum allgemeinen Bildungsgut der 
jugendlichen" (Prof. lohannes Mischo, 
Heidelberg). Der Ratgeber ist Ergebnis 
langjähriger Erfahrung in Schule und 
Jugendarbeit. 

Neue Kleine Bibliothek 31 
174 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-89438-054-3 
ET: Anfang März 

* 
Der Frauenkalender 

WIR FRAUEN 1994 

Taschenkalender mit flexiblem Einband 
in Lila, Lesebändchen, 11 x 15 cm 

Redaktion: Florence Herve, Elly Stein­
mann, Renate Wurms 
Gestaltung: Gitta Büsch 

Etwa 288 Seiten, ca. DM 12,80 
ISBN 3-89438-059-4 
ET: Anfang September 1993 

* 
Bereits angekündigt,, neuer ET: 

Florence Herve/Elly Steinmann/ 
Renate Wurms (Hg.) 
Das Weiberlexikon 

Etwa 400 Stichworte, zahlreiche Fotos 
und Illustrationen 
Lexikonformat: 17 x 24 cm 
Fadenheftung, fester Einband 

Etwa 500 Seiten, ca. DM 49,80 
ISBN 3-89438-047-0 
ET: Mai/Juni 

Mehr Information erwünscht? Fordern Sie unser Programm an! 

PapyRossa Verlag 
Petersbergstraße 4, SO()O Köln 41, Tel. 0221/44 85 4S und 44 62 40, Fax 0221/44 43 OS 
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Probleme mit der 
-Solidarität 

Probleme mit 
der Macht • • 

Anmerkungen eines schöngeistigen Kritikers anläßlich 
der Diskussion der "cubanischen Frage" 

von Josef Dreher* 
"Im Epizentrum des Erdbebens von 
1989 steht ein Gesellschaftssystem na­
mens Sozialismus. Man kann nicht be­
haupten, daß die deutsche Linke sich 
bisher dieser Herausforderung gestellt 
hat. Die intellektuelle Bewältigung folgt 
dem Motto der Schadensbegrenzung. 
Hauptsache, der ideologische Komfort 
wird nicht allzu sehr gestört. Die Ab­
brucharbeit an ehemaligen geistigen Be­
sitzständen wird ganz darwinistisch der 
historischen Selektion überlassen: ge­
wisse Einschätzungen und Ideen haben 
sich offenbar von der Geschichte als 
'nicht überlebensfähig' erwiesen. Wel­
che das sind, ob und wodurch sie zu er­
setzen wären, will man nicht so genau 
wissen. 'Für die nächsten dreißig Jahre 
wird der Sozialismus wohl umer der 
Erde verschwinden!' Diese rein takti­
sche Reaktion ersetzt die Analyse. Das 
Denken dient vornehmlich der Selbst­
beruhigung. Man kann ein Erdbeben 
auch verpassen" (Peter Schneider, S.61) 
Diese Kritik von Peter Schneider ttifft 
sicherlich auch auf die politischen Kräf­
te zu, die das Zeitschriftenprojekt SP 
tragen. Eine grausam-gründliche Se 
kritik steht jedenfalls auch drei 
nach dem Epochenbruch von 19 
aus. Mehr oder minder stillsch 
haben sich die meisten von uns 
heren Positionen zum "Realsozialis­
mus" entledigt. Ich will die gravieren­
den Differenzen in dieser Frage ( und das 
damit verbundene unterschiedliche indi­
viduelle Maß an Selbstkritik) nicht ver­
kleistern. Aber eins steht fest: Blamiert 
sind wir alle, ob wir nun kritiklos-solida­
risch oder "nur" kritisch-solidarisch ge­
genüber dem "Realsozialismus" waren. 

Josef Dreher, Sozkllwissenschaftter, Wiesbaden 
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Die Deformationstheorien, die Hoffnun­
gen auf eine Demokratisierung dieser 
Gesellschaften im Sinne einer "Reform 
von oben" - und dafür stehen Namen 
wie Peter Weiss oder Wolfgang Abend­
roth - sind jedenfalls durch die reale Ent­
wicklung grausam-gründlich dementiert 
worden. 
Ich erwarte zur Zeit keine feinsinnigen 
fonnationstheoretischen Betrachtungen. 
Aber es ist zumindest ein Gebot intellek­
tueller Redlichkeit, sich offen einzuge­
stehen, daß andere, die wir ob ihrer radi­
kalen Kritik am "Realsozialismus" an­
gegriffen und des "Antikommunismus" 
bezichtigt haben - Peter von Oertzen, 
das Sozialistische Büro, die bösen refor­
mistischen Jusos - Recht hatten, wäh­
rend wir dank unserer "wissenschaftli­
chen Weltsicht" in ineffizienten ökono­
mischen Strukturen "tendenziell fort­
schrittliche Produktionsverhältnisse" zu 
entdecken glaubten. 
Ärgerlicher als solche Blindheiten ist je­
doch der Verlust eines prinzipiell herr­
schaftskritischen Standpunkts: Wir ha­
ben einem Zeitpunkt Reform­

rt und waren da 
Macht, wo 

u vertrösten 
idigen, die 

tiert hätten, was wir 
sichtigen Momenten am 

gestanden haben. Es mag 
zur prinzipiellen Dissidenz 

er meine Herkunft aus dem Ar­
: Proleten in Machtpositio­

n ist kein Zuckerschlecken 
tte in der DDR nicht lebe 

sich jene autoritären un 

spießigen Geister der deutschen Arbei­
terbewegung, die im Westen "nur" in 
Partei- und Gewerkschaftsapparaten wü­
ten, auch noch ohne demokratische 
Kontrolle und mit der Staatsmacht im 
Rücken austoben konnten. 
Es geht dabei nicht darum, in den Augen 
der Herrschenden glaubwürdiger zu 
werden, wie Edgar Göll in seinem Cuba­
Beitrag unterstellt. Es geht um unsere ei­
gene Glaubwürdigkeit und Hand­
lungsfähigkeit. Denn "1989" war für 
viele gerade deshalb ein schmerzhafter 
biographischer Bruch, weil wir endgül­
tig die uns früher stärkende moralische 
Eindeutigkeit verloren haben, das "bes­
sere Deutschland", das der Opfer, zu re­
präsentieren. Die Linke wird in Zukunft 
auch mit "ihrer" Macht- und Täter­
geschichte umgehen müssen, anstatt die­
se nur im anderen Lager auszumachen. 
Wer mit seinen Prognosen und politi­
schen Optionen hinsichtlich des "Real­
sozialismus" so daneben gelegen hat, 
sollte zumindest eine gewisse Nach­
denklichkeit an den Tag legen. Der 
standfeste Edgar Göll hält eine solche 

nsweise aber 
ankelm" 

Form der Immunisieru 
elbstkritik ist politisch i 

ter Weise fatal: Sie blockiert ein neues 
es Projekt, das ohne 
der DDR-Bürgerbewe 

n ist und versiebt die C 
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11IH11.: ner doch dringend notwendigen "Neu­~'rr· 1jli/ komposition" der sozialistischen Lin-
;!;'.f ken, nachdem die innerlinken Spal­

~~l: • tungslinien der "alten Weltordnung" 
'.'i·:. . 
~: · entfallen smd. 
~'-.Weil die unterschiedlichen Reak­
r, ,._. tionsmuster auf den Epochen­

bruch von 1989 nicht offen 
thematisiert wurden, 

artikulieren sie 

... 
Di<;-

kussion 
gewisser­
maßen blind­
wütig. Cuba, 

sich in der 
Cuba-

das Land ei- ner auto­
nomen Revolution, ist zudem im hohen 
Maße emotionell besetzt, hatten wir 
doch alle unseren in die leuchtend-rote 
Zukunft blickenden Che Guevara an der 
Wand hängen (neben Jimi Hendrix ver­
steht sich). 
In Oliver Brosch-Guesnets Abgesang 
auf die alten Männer in Cuba vermag 
auch ich nicht ein "Mitfühlen und soli­
darisches Bewußtsein" zu erkennen. In 
den Zivilgesellschaftsdiskursen der letz­
ten Jahre ist offensichtlich vielen die Er­
kenntnis abhanden gekommen, daß es in 
anderen Weltgegenden andere Prioritä­
ten gibt und es ums nackte Überleben 
geht, das auch mit Macht verteidigt wer­
den muß. Soweit Göll auf die unbestreit­
baren sozialen Erfolge der cubanischen 
Revolution verweist, kann ich ihm fol­
gen. Aber auch er betreibt in gefährli­
~ Weise das Geschäft der Wider­
spruchseliminierung. Sy 
det er die Seiten der 
tät aus, die eben ni 
dem zu kritischen 
laß geben soll 
Niess). Wenn sie ältnis zu 
tellektuellen das Verhältnis einer Gese 
schaft zum Individuum verdichtet, 
man nicht so leichtfertig und v 
chend wie Göll von "vereinze 
nischen Schriftstellern, denen 
Westen besser gefällt", sc 
nen. Vom sicheren weste 
Festland aus läßt sich auch 
land oder Tod" deklamieren 
einen einzelnen die legitime 
Option ist, sein Leben für ~di 

geben, wird aus dem Munde der Macht, 
die Socialismo mit dem politischen Sta­
tus quo ... gleichsetzt, eine unverhohlene 
Todes-Drohung gegen alle, die eine Ver­
änderung dieses Status quo anstreben" 
(Hoffmann, S.905). Die casttistische po­
litische Klasse mit ihren asketischen 
Wertorientierungen aus der Sierra Mae­
stra erweist sich offensichtlich als 
Hemmnis der Demokratisierung einer 
Gesellschaft, die dank der Revolution 
breitere Bedürfnisse entwickelt hat. 
Zu Zeiten des "alten Denkens" wußten 

wir einmal, daß Cuba seine Ent­
wicklungschancen dem Flan­

kenschutz des "realsozia-
listischen" Lagers 

verdankt, und in 
dieser pro­
gressiven 

Funktion lag 
ja auch das 

machtpolitisch 
rationale Mo-

ment unserer früheren außenpolitischen 
Orientierung. Die "antagonistische Ko­
operation" der Supermächte hat vielen 
Befreiungsbewegungen erst die Spiel­
räume eröffnet. In der "neuen Weltord­
nung" sind die Befreiungsbewegungen 
zu - teils äußerst schmerzhaften -Kom­
promissen gezwungen oder zum Ab­
schuß durch den US-Imperialismus frei­
gegeben. Castros Ausspielen der "chi­
nesischen Karte" - ökonomische Libe­
ralisierung und Verstärkung der politi­
schen Repression - wird den Zusammen­
bruch des cubanischen Modells nur ver­
zögern, nicht aber verhindern können. 
Noch so rührige Solidaritätskampagnen 
der marginalisierten und gebeutelten 
Linken werden das Machtvakuum nicht 
ausfüllen können, das der Zerfall des 
"Realsozialismus" hinterlassen hat. 
Und trotz dieser Aussichtslosigkeit soll-

der 

Skizzenbilder von "Sozialismus" mög­
lich sind. 
Dem Spannungsverhältnis von Moral 
und Macht, von Kritik und Solidarität -
eines der großen Themen auch in der 
"Ästhetik des Widerstands" - sollten 
wir nicht durch eine falsche Logik der 
Eindeutigkeit zu entrinnen suchen. Es 
mag sein, daß sich mit Illusionen besser 
hat kämpfen lassen; der umso größere 
Katzenjammer und die Absetzbewegun­
gen nach 1989 sollten uns aber davor 
warnen, solche Fehler zu wiederholen. 
Revolutionäre Entwicklungen an der 
kapitalistischen Peripherie werden wohl 
erst dann wieder eine Chance haben, 
wenn sie durch eine hegemoniale refor­
mistische Blockbildung in Westeuropa 
mit einer eigenständigen außenpoliti­
schen Machtoption abgestützt werden 
können. Diese Verantwortung nimmt 
uns niemand ab. Noch immer gilt, daß 
der wirksamste Beitrag zur internationa­
len Solidarität der Kampf um ein "ande­
res Leben" im eigenen Land ist. Es liegt 
an uns Metropolensozialisten, ob wir 
uns in der zivilgesellschaftlichen Fe_­
stung Westeuropa einrichten oder s~li..-: 
darisch mit der "einen Welt" eine W 
bensweise durchsetzen, die gleiche :Ei:. 
wicklungschancen für alle ermöglicht 
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ökologischen Umbau 
ökonomisch möglich machen 

von Carsten Sieling* 
Die Katastrophen bei Hoechst sind -
zumindest bei Redaktionsschluß die­
ses spw-Heftes - der jüngste Beleg 
mangelnder Achtsamkeit kapita­
listischer Warenproduktion gegenüber 
der Umwelt. Eine unendliche Liste 
läßt sich öffnen: Von den Verän­
derungen des Klimas infolge von C0

2 
über auch in diesem Sommer bevor­
stehende Smog-Alarme in den Groß­
stäclten bis hin zu den schweren 
Tankerunglücken, von denen seit der 
Strandung des Tankers Amoco Cadiz 
im Jahre 1978 bis heute 16 weitere 
Unglücke zu verzeichnen sind - hier­
von allein vier in den vergangenen 
zwei Jahren! 
Die politische Diskussion über eine 
umweltgerechte Wirtschaftsweise ent­
spricht dem wachsenden Pro­
blemlösungsdruck in keinster Weise. 
Dies betrifft auch die sozialdemokrati­
schen und grünen Konzepte. Öko­
Steuer, Umweltauflagen sowie ökolo­
gisch motivierte Gebührenerhöhungen 
und Abgaben ( die im übrigen vertei­
lungspolitisch vielfach ebenso unge­
recht wirken wie eine Mehrwert­
steuererhöhung) erreichen nicht den 
Kern des Problems. Mit der Erhöhung 
des Benzinpreises werden zwar - hof­
fentlich - die Straßen leerer, eine an­
dere Verkehrswirtschaft aber ist damit 
noch nicht auf den Weg gebracht. Und 
auch die Chemieproduktion wird nicht 
automatisch 'sanfter' werden, wenn 
die richtige Forderung nach Internali­
sierung der ökologischen Folgekosten 
nicht sehr gezielt erfolgt und struktur­
politisch begleitet wird. 
Diese Zeitschrift und das sich um sie 
gruppierende Projekt Moderner So­
zialismus (PROMS) haben sich den 
Fragen des ökologischen und 
ökonomischen Umbaus in den vergan­
genen zwei Jahren verstärkt angenom­
men. Der Schwerpunkt lag dabei auf 
einer industrie- und strukturpoliti­
schen Herangehensweise. Der Kern 
der Überlegungen: Die laufende Neu­
strukturierung der Arbeits- und Pro­
duktionsweisen, der internationalen 
Arbeitsteilung und der industriellen 
Modernisierung muß von der Linken 
dazu genutzt werden, die Einleitung 
des ökologischen Umbaus in den Mit­
telpunkt zu stellen. In den Heften 57, 
58 und 61 sind von Tjaden und Bim-
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boes grundsätzliche Beiträge zur Neu­
gestaltung der Stoff- und Energieströ­
me geleistet w.orden, mit dem Schwer­
punktheft 64 zur Industriepolitik so­
wie in Heft 68 und 69 haben die Mög­
lichkeiten und auch Grenzen der 
Strukturpolitik und branchenbezogene 
Entwicklungen eine vertiefte Behand­
lung erfahren. Im vorliegende Heft er­
örtert die Bundestagsabgeordnete Ulla 
Burchard! Grundlinien für "Bewer­
tungskriterien und Perspektiven 
umweltverträglicher Stoffkreisläufe in 
der Industriegesellschaft" und führt 
damit nicht nur die Diskussion über· 
andere Stoff- und Energieströme fort, 
sondern berichtet auch, wie in der 
gleichnamigen Bundestags-Enquete­
Kommission das Ziel einer "ökologi­
schen Stoffwirtschaft" diskutiert 
wird. Die weiteren Schwerpunktauf­
sätze in diesem Heft bearbeiten die 
Problemlagen des Umbaus mit Bezug 
auf spezifische Sektoren der Volks­
wirtschaft: 
* Um die größte Umbauheraus­
forderung der Zukunft handelt es sich 
bei der Neugestaltung der Verkehrs­
wirtschaft und damit auch der Auto­
mobilindustrie. Düe und Strutynski 
diskutieren dies und die bislang ent­
wickelten gewerkschaftlichen Ant­
worten vor dem Hintergrund des enor­
men Beschäftigungspotentials, das 
heute am Auto hängt. Bei allen Män­
geln hat die IG Metall unter den Ge­
werkschaft die umweltpolitische Her­
ausforderung sicher am weitest­
gehenden aufgegriffen und die Not­
wendigkeit einer Verkehrswende er­
kannt. _Allerdings reicht eine Strategie 
zur Okologisierung des Produkts 
Auto, die bei der !GM im Vordergrund 
steht, noch lange nicht hin. Der zweite 
Punkt, auf den Düe/Strutynski kritisch 
hinweisen, ist noch ek1atanter: In der 
aktuellen Krise der Automobilindu­
strie zeigt sich, daß zumindest den be­
trieblichen Interessenvertretungen in 
der Not der Rock (Arbeitsplatz) näher 
ist als die Hose (Umwelt). 
* Eine gänzlich andere gewerk­
schaftliche Position zu den ökologi­
schen Herausforderung frnden wir be­
kanntlich in der Chemiewirtschaft vor. 
Dabei wäre eine entwickelte umwelt­
politische Position der Branchenge­
werkschaft hier nicht nur vonnöten, 
weil es sich um eine Schlüsselindu­
strie für eine umweltverträgliche Pro­
duktionsweise handelt, sondern weil 
die bekannten Unfälle auch immer 

wieder auf die konkreten Gesund­
heitsgefährdungen für die Beschäftig­
ten verweisen. Henseling stellt für 
eine Chemiepolitik der Zukunft die 
Minimierung des Chemikalienver­
brauchs, ein Recyclinggebot sowie ein 
ökologisches Produktdesign in den 
Vordergrund und fordert eine neue 
chemische Produktpolitik. Für die 
Durchsetzung einer solchen Chemie­
politik schätzt er die 'technischen' 
Möglichkeiten positiv ein, da die che­
mische Industrie in der Vergangenheit 
auf veränderte Rahmenbedingungen 
ausgesprochen flexibel reagiert hat. 
Da der Verband der chemischen Indu­
strie und die IG Chemie-Papier-Ke­
ramik aber durch ökologische Igno­
ranz bestechen, wird zur Durchset­
zung der politische Druck auf die Ak­
teure entscheidend sein. 
* Die Gentechnik ist ein Schlüs­
selbereich für biotechnische Zu­
kunftsoptionen. Gesellschaftlich sind 
Einsatz und Reichweite der Gentech­
nik heiß umstritten. Die Linke vertritt 
eher eine Position strikter Reglemen­
tierung, um die drohenden und viel­
fach unkontrollierbaren Risiken zu 
vermeiden. Wesentliche Argumente 
für diese Position im Rahmen der lau­
fenden Debatte um ein deutsches Gen-
technik-Gesetz werden von der 
Bundestagsabgeordneten Marliese 
Dobberthien dargestellt, die insbeson­
dere in der privatwirtschaftlichen For­
schung und Nutzung dieser Technolo­
gie eine Steigerung des Gefahrenpo­
tentials sieht. Eine in der Linken eher 
selten vorfindbare Position vertritt 
Marianna Schauzu, die gegen einen 
bundesdeutschen Ausstieg aus der 
gentechnischen Forschung plädiert. 
Gleichwohl auch sie strikte Sicher­
heitsmaßnahmen für erforderlich hält, 
schlägt sie doch eine stärkere 
Differenzierung zwischen den einzel­
nen Sicherheitsstufen vor. Ihr Grund­
gedanke: Statt auf allen Stufen strenge 
und vor allem bürokratische Regelun­
gen zu pflegen, differenzierte Förder­
und Sicherheitsverfahren für die ein­
zelnen Stufen entwickeln. Die Debatte 
um die Gentechnik nehmen wir mit 

· diesen beiden Aufsätzen erst auf, sie 
werden aber wohl für kontroversen 
Diskussionsstoff sorgen. 
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von Karl Otto Henseling* 
Das gestörte Gleichgewicht zwischen 
Mensch und Natur hat immer auch 
eine stoffliche Seite. Die von Men-
sehen verursachten Stoffströme ha­
ben längst nicht mehr nur lokale oder 
regionale Auswirkungen auf den Na­
turhaushalt. Sie haben eine Grö­
ßenordnung erreicht, die mit der bio­
geochemischer Stoffströme gleich­
zieht und globale Auswirkungen zeigt. 
Im Bereich der durch die Energiegewin­
nung und -nutzung verursachten Störun­
gen wie Treibhauseffekt oder saurer Re­
gen sind globale Auswirkungen sozio­
technischer Systeme mittlerweile einer 
breiten Öffentlichkeit bewußt. 
Ein allgemeines Bewußtsein für die Pro­
blematik der vom Menschen verursach­
ten Stoffströme, die von der Rohstoffge­
winnung über Emissionen aus der Pro­
duktion und riskanten Gebrauchs­
eigenschaften bis zu den bedrohlich 
wachsenden Abfallbergen reicht, ist erst 
allmählich im Entstehen. 
Die Erkenntnis, daß eine ganzheitliche 
Betrachtung der Problematiken der 
stofflichen (und energetischen) Seite 
menschlichen Wirtschaftens erforder­
lich ist, ist in spw von Karl Hermann 
Tjaden als Forderung nach einer Politi­
schen Ökonomie der Stoff- und Energie­
ströme theoretisch begründet worden 
(Heft 57/1991). In diesem Beitrag soll 
auf die konkrete Entwicklung der che­
miepolitischen Diskussion eingegangen 
werden. Dabei bleibt der Blick auf die 
Bundesrepublik beschränkt. Die an sich 
notwendige Ausweitung der Perspektive 
auf die europäische und globale Ebene 
kann in diesem Aufsatz nicht geleistet 
werden. Hierzu sei auf die Beiträge von 
Detlef Bimboes in spw (Heft 58/91 und 
Heft 61/1991) hingewiesen. 
Als pragmatisches umweltpolitisches 
Konzept wurde die Forderung nach ei-

Dr.Karl Otto HenseUng, Berlin und Bonn, 
Cherriker 

ner 
ganz-
heitlichen Be -
trachtung der stofflichen Seite der Um­
weltpolitik 1984 vom BUND unter dem 
Begriff "Chemiepolitik" in die öffentli­
che Diskussion gebracht. 
Seitdem hat sich hierzu · vor allem im 
Ralunen von Tagungen der Evangeli­
schen Akademien in Tutzing und Bad 
Boll - ein Diskurs entwickelt, innerhalb 
dessen verschiedene chemiepolitische 
Positionen und Ansätze für Leitbilder 
ausgemacht werden können (Held 1988 
und 1991). 

1. Grundfragen 
einer umwelt­
verträglichen 
Stoffwirtschaft 
Der Raubbau an den Rohstoffreserven, 
die Störungen der biogeochemischen 
Stoffkreisläufe, die klimawirksamen 
Veränderungen der Erdatmosphäre, die 
Anreicherung naturfremder syntheti­
scher Stoffe in der Biosphäre und die be­
drohlich wachsenden Abfallberge zwin­
gen heute dazu, alle stoffwirtschaftlich 
relevanten Bereiche der industriellen 
Produktion von der Rohstoffnutzung 
über die Stoffentwicklung und Produkr­
planung bis zur Abfallwirtschaft einer 

kritischen 
Analyse und tiefgreifenden 
Umgestaltung zu unterziehen. 
Die gegenwärtig vorherr-

schende Wirtschaftsweise zeich­
net sich bezüglich der Stoffnut-

zung durch geringe Effizienz und Zu­
kunftsunverträglichkeit aus. In den 
Marktwirtschaften der westlichen lndu, 
strieländer sind erhebliche struk~ 
Defizite festzustellen, die für den rap;: 
den Naturverbrauch verantwortlich ge­
macht werden müssen. Hier sind insbe­
sondere zu nennen: 

die Nichtberücksichtigung der 
gesellschaftlichen Verantwortlich­
keit gegenüber kommenden Genera­
tionen im Marktgeschehen, 
die Vernachlässigung externer Effek­
te und Kosten, 
die kostenlose und unbeschränkte 
Inanspruchnahme von "Kollektivgü­
tern" wie frischer Luft oder saube· 
rem Wasser für die Produktion, 
die Nichtberücksichtigung der 
Selbstversorgung bei der Beurteilung 
des gesellschaftlichen Wohlstandes, 
die Ausblendung nicht-monetarisier­
barer Güter wie Naturschönheit etc. 
und 
die Fehlbewertung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung durch den 
problematischen Maßstab Bruttoso­
zialprodukt und dessen Wachstum. 
Die bisher praktizierte Marktwirt­
schaft ist einseitig auf den Strom der 
für den Markt produzierten Güter und 
deren Vermarktung ausgerichtet. Die 
Fragen des Naturerhalts (Nutzung er­
schöpflicher Ressourcen, begrenzte 
Belastbarkeit von Boden, Luft und 
Wasser als Auffangmedien für 
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Schadstoffe und Abfälle, die bei der 
Produktion und beim Konsum von 
Gütern und Dienstleistungen entste­
hen) bleiben weitgehend ausgeblen­
det. Es wird weder der Natur­
verbrauch bilanziert, der mit Produk­
tion und Konsum verbunden ist, noch 
werden die Aufwendungen bilan­
ziert, die erforderlich sind, um dieses 
verbrauchte "Naturkapital" - wenn 
überhaupt möglich - wieder zu erset­
zen. Die hierbei für die Gesellschaft 
entstehenden Kosten sind in den Prei­
sen der Produkte in der Regel nicht 
enthalten, sondern "externalisiert" 
(Nutzinger/Zahmt 1991). 

Der einseitigen Betrachtung von Wa­
renströmen entspricht eine entsprechend 
einseitige Betrachtung von Stoffströ­
men. Erstrebenswertes Ziel der chemi­
schen Industrie und anderer stoffum­
wandelnden Industrien ist in dieser Lo­
gik die Umwandlung möglichst großer 
und steigender Rohstofftnengen in gut 
verkäufliche Produkte. Das Motiv, die 
mit wachsender Anlagengröße und ent­
sprechend hohen Produktionsmengen 
verbundenen Möglichkeiten der Sen­
kung der Produktionskosten pro 
Mengeneinheit (economies of scale) zu 
nutzen, und die Suche nach Absatzmög­
lichkeiten für neue Syntheseprodukte 
und zwangsläufig anfallende Kuppel­
produkte haben zu Vermarktungsstrate­
gien geführt, die zum Ausbau immer 
venweigterer und vemetzterer Produk­
tionsbäume und zu einer ständigen Stei­
gerung der Stoffströme beitrugen. 
Die Steigerungsraten beim Rohstoff­
und Energieverbrauch beziehungsweise 
bei der Grundstoffproduktion galten lan­
ge Zeit als Erfolgsmaßstab für die wirt­
schaftliche Entwicklung eines Landes. 
Bis zum Zweiten Weltkrieg waren die 
Steigerungsraten der Produktion und des 
Verbrauchs von Schwefelsäure und da­
nach die von Chlor entscheidende Er­
folgskriterien für die chemische Indu­
strie, deren Wachstum wiederum als 
wichtiger Indikator für die gesamtwirt­
schaftliche Entwicklung angesehen wur­
de. Die Berücksichtigung der Endlich­
keit von Ressourcen und der Belastungs­
grenzen von Ökosystemen und biogeo­
chemischen Stoffkreisläufen steht im 
diametralen Widerspruch zu derartigen 
"Erfolgskriterien". Die "Rohstoffsi­
cherung", verstanden als Sicherung ei­
nes fortwährenden Zustromes an Roh­
stoffen aus anderen Ländern, wird auch 
heute noch in einer Weise als staatliche 
Aufgabe praktiziert, die keinen Zusarn-
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menhang zur Umwelt- und Ent­
wicklungspolitik erkennbar werden läßt. 
Auf der Produktseite entsprach dieser 
Entwicklung, nicht zuletzt dank erfolg­
reicher Vermarktungsstrategien, der 
Trend zu stofflich aufwendigeren und 
kurzlebigeren Erzeugnissen und zur Ent­
wicklung chemischer Lösungen für tra­
ditionelle Dienstleistungen. Eine stoffli­
che Wiederverwertung verbrauchter 
Produkte paßte nicht zu einer an Steige­
rungsraten im Grundstoffbereich orien­
tierten wirtschaftspolitischen Strategie. 
Die Rücknahme verbrauchter Produkte 
läuft völlig gegen das gewohnte ökono­
mische Prinzip des Produzierens und 
Verteil,ns (Weise in Held 1991). 
Die Schwierigkeit des Denkens in Stoff­
strömen ist einerseits in der hohen 
Komplexität der netzwerkartig mitein­
ander verwobenen und sich in globalen 
Dimensionen bewegenden Stoffströme 
der industriell geprägten Weltwirtschaft 
begründet. Zum anderen ist für einzelne 
gesellschaftliche Akteure (Unterneh­
men, Handel, Staat, Verbraucher etc.) 
nur jeweils ein kleiner Ausschnitt aus 
der gesamten Kette der Stationen der 
Stoffe von der "Wiege bis zur Bahre" 
erkennbar, die sich gerade im Verant­
wortungsbereich des Einzelnen befin­
den. Dazu kommt das breite Spektrum 
sehr unterschiedlicher gesundheitlicher 
und ökologischer Auswirkungen von 
durch menschliche Aktivitäten verur­
sachten Stoffströmen, das von der aller­
gisierenden oder krebsauslösenden Wir­
kung von Chemikalien bis zur Zerstö­
rung der Ozonschicht oder dem Wald­
sterben reicht. Der Unterschiedlichkeit 
der problematischen Wirkungen ent­
spricht auf der politischen Seite ein brei­
tes Spektrum an rechtlichen Instrumen­
ten, das sich im Laufe der Zeit als Reak­
tion auf das zunehmende Auftreten die­
ser Probleme entwickelt hat. Eine Folge 
der unkoordinierten Entwicklung unter­
schiedlicher Rechtsbereiche wie Was­
serrecht, Immissionschutz-, Abfall- und 
Gefahrstoffrecht ist das Phänomen, daß 
durch Anwendung verschärfter Bestim­
mungen in einem Bereich oft nur eine 
Problemverlagerung in einen anderen 
Bereich stattfindet. Ein anderes Problem 
ist in der Gefahr zu sehen, daß die unko­
ordinierte Anwendung unterschiedlicher 
umweltrechtlicher Instrumente knappe 
finanzielle Mittel in einem Bereich bin­
det, der bei einer gartzheitlichen 
Betrachtung nicht den ökologischen 
Problemschwerpunkt beispielsweise ei­
ner Industrieanlage ausmacht. 

Eine Grundvoraussetzung für die Schaf­
fung einer nachhaltigen Produktionswei­
se ist die systematische Erfassung der 
stofflichen Seite des Wirtschaftens ein­
schließlich der Folgen. Die Beschaffung 
und Aufarbeitung von umfassenden 
Kenntnissen über alle Stufen der wirt­
schaftlichen Stoffströme ist eine vor­
dringliche umweltpolitische Aufgabe. 
Das Öko-Institut hat im Rahmen der No­
vellierung des Chemikaliengesetzes vor­
geschlagen, chemiepolitisch relevante 
Datensätze festzulegen, die in zeitlich 
festgelegten, gegebenenfalls gestuften 
V erfahren von den Produzenten und An­
wendern inhaltlich gefüllt werden müs­
sen (Grießharnmer 1993). 
Auf der Basis möglichst genauer Kennt­
nisse über die wirtschaftlichen Stoffströ­
me und ihre ökologischen Schwachstel­
len müssen ressourcensparende und Um­
weltbelastungen vermeidende Produkt­
und Produktionsentwicklungen gezielt 
gefördert werden. Gleichzeitig muß das 
wirtschaftlich genutzte Stoffspektrum 
einer ökologischen Bereinigung unter­
zogen werden, indem umweltbelastende 
Bereiche der Stoffwirtschaft unter ord­
nungsrechtlichen und ökonomischen 
Druck gesetzt werden. Beide Ansätze 
sollten sich im Sinn eines umfassenden 
"Stoffregimes" ergänzen. 
Ein wichtiger Ansatz der Diskussion 
über grundsätzliche stoff- (und energie-) 
wirtschaftliche Neuorientierungen geht 
von der Forderung aus, die tatsächlichen 
Kosten der Übernutzung natürlicher 
Ressourcen und der übermäßigen Bela­
stung der Ökosysteme über Steuern oder 
Abgaben in die Preise einzubeziehen. 
Das so eingenommene Geld kann zur 
Förderung umweltverträglicher Ent­
wicklungen verwendet werden. 
Bei der Entwicklung ihrer stoff- und 
energiewirtschaftlichen Strukturen ha­
ben die Industrieländer auch eine Mit­
verantwortung für die Länder der Drit­
ten Welt, auf deren Kosten die heutigen 
zerstörerischen Strukturen zu einem be­
trächtlichen Teil entwickelt worden 
sind. Nur die hochentwickelten Länder 
verfügen über die technischen, 
ökonomischen und politischen Voraus­
setzungen für den sozial-ökologischen 
Umbau von Technik und Wirtschaft. 

2. Chemiepolitische 
Positionen 
Der Begriff "Chemiepolitik" wurde 
1984 vom BUND (Bund für Umwelt 
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und Naturschutz Deutschland e.V.) in 
die politische Debatte eingebracht. Die 
Chemiepolitik soll als neuer Politikbe­
reich auf die Eingrenzung der chemiebe­
dingten Gefahren für Mensch und Um­
welt hinwirken. 

2.1 Chemkpolitische Grundsätze des 
BUND 
Der BUND hat - orientiert am Vorsorge­
prinzip - die folgenden chemiepolischen 
Grundsätze formuliert: 
1. Die Ressourcenübernutzung und der 
Grad heutiger Umweltbelastungen zwin­
gen zu einer drastischen Reduzierung 
des Stoffverbrauchs. Ausgebend von der 
Kenntnis bereits eingetretener Schäden 
und der erheblichen "Risikounschärfe" 
im Hinblick auf weitere 
durch Chemikalien zu 
erwartende Schäden für 
Mensch und Umwelt, 
ist ein MINIMIE­
R UNGSGEBOT für 
den Chemikalienver­
brauch einzuführen. 
2. Sofern Chemikalien 
in geschlossenen oder 
zumindest gut kontrol­
lierbaren teiloffenen 
Systemen mit Rückfüh­
rungsmechanismen ein­
gesetzt werden, werfen 
sie deutlich geringere 
Risiken auf, als bei um­
weltoffener Anwen­
dung. Daher muß das 
RECYCLINGGEBOT 
als Grundsatz für eine 
um w el tverträgl i ehe 
Stoffwirtschaft auf al­
len Ebenen - von der 
Produktion bis zur Ent­
sorgung - durchgesetzt 
werden. Aus Gründen der Energieer­
sparnis und Stoffökonomie hat das pri­
märe Recycling, d.h. die Wiederverwen­
dung eines Produkts (z.B. Mehrwegver­
packung) Vorrang vor dem sekundären 
bzw. tertiären Recycling, bei dem aus 
komplexen Produkten nur noch einzelne 
Stoffe für die Weiterverwendung oder 
Weiterverwertung zurückgewonnen 
werden. 
3. Chemikalien sollen nach dem Grund­
satz des ÖKOLOGISCHEN DESIGNS 
prinzipiell so konzipiert sein, daß sie 
störungsfrei in die natürlichen biogeo­
chemischen Stoffkreisläufe eingebun­
den werden können. Dieser Grundsatz 
ist insbesondere bei solchen Stoffen zu 
beachten, die bei ihrem Einsatz offen in 

die Umwelt eingebracht werden (Friege/ 
Claus 1988). 
Minimierungsgebot, Recyclinggebot 
und ökologisches Design von Stoffen 
lassen sich nur dann hinreichend ver­
wirklichen, wenn sie bereits bei der Pro­
duktentwicklung berücksichtigt werden. 
Chemiepolitik ist daher ganz wesentlich 
auch Produktpolitik. 

2.2 Sanfte Chemie 
Der bei den GRÜNEN im Zusammen­
hang mit Überlegungen zur Konversion 
der Chemie entwickelte Ansatz der 
"Sanften Chemie" bezieht sich schwer­
punktmäßig auf die Herkunft der Stoffe 
und den Umgang mit ihnen. Die Kritik 
an der herkömmlichen Chemie setzt an 

deren Produktionsprinzipien an: "Die 
synthetische Chemie, das gezielte Syn­
thetisieren von Stoffen aus isolierten und 
gereinigten Ausgangschemikalien der 
Petro- und anorganischen Chemie und 
insbesondere das Herstellen naturfrem­
der (xenobiotischer) Stoffe, wie sie z.B. 
die meisten technisch eingesetzten 
halogenierten Kohlenwasserstoffe dar­
stellen, ist ein besonders tiefgreifender 
und folgenschwerer Eingriff in die Na­
tur, am ehesten vergleichbar mit denje­
nigen der Atomtechnik und der Gen­
technik." (von Gleich 1991) 
Zentraler Begriff der wissenschaftstheo­
retisch begründeten Kritik an diesen drei 
Techniklinien ist der Begriff der "Ein­
griffstiefe" in Naturzusammenhänge. 

Das Machtverhältnis zwischen Mensch 
und Natur hat sich durch. diese Techni­
ken geradezu umgekehrt. Waren frühere 
Generationen einer übermächtigen Na­
tur weitgehend ausgeliefert, so ist heute 
die Natur nicht zuletzt durch diese drei 
Techniklinien dem Menschen ausgelie­
fert. Daraus wird gefolgert, daß, nach­
dem früher die Natur den menschlichen 
Eingriffsmöglichkeiten Grenzen setzte, 
heute politische und ethische Grenzen 
für den Umgang des Menschen mit der 
Natur gesetzt werden müssen. 
In diesem Zusammenhang ist auch das 
Ansteigen der Risikopotentiale zu se­
hen, das mit der Verlängerung der raum­
zeitlichen Wirkungsketten dieser Tech­
niken verbunden ist. Damit wächst auch 

die Kluft zwischen der 
Reichweite unseres Wis­
sens und der Reichweite 
unserer Eingriffe in die 
Natur (von Gleich 1991). 
Auf der Basis der skiz­
zierten Kritik wird von 
den GRÜNEN eine 
"Konversion" der che­
mischen Industrie von def 
bisherigen "harten".::!~ 
einer umweltgerec'.Jiii 
"sanften" Chemie gef~; 
dert, bei der möglichst 
wenig modifizierte natur­
nahe Roh- und Werkstof­
fe eingesetzt werden sol­
len, durch deren Nutzung 
die vorgegebenen Stoff­
kreisläufe nicht empfind­
lich gestört werden. 

2.3 Produktionsintegrier­
ter Umweltschutz 
Die chemiepolitischen 
Herausforderungen wer­

den zunehmend auch von der offiziellen 
Politik und der Industrie angenommen. 
In der Eröffnungsansprache der ACHE­
MA, einer Ausstellungstagung für che­
mische Technik und Biotechnologie in 
Frankfurt am Main, forderte Anfang 
Juni 1991 sogar der damalige Bundes­
forschungsminister Riesenhuber eine 
"sanfte Chemie", die mit Rohstoffen 
und Energie sparsamer umgehen und 
von Anfang an bedenken müsse, was am 
Ende herauskommt. 
Die chemische Industrie hat für ihre 
Anstrengungen, durch die Chemiepro­
duktion bedingte Umweltbelastungen zu 
verringern, den Begriff "produktionsin­
tegrierter Umweltschutz" geprägt. Die 
in einer entsprechenden Broschüre ange-
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führten Beispiele zeigen, daß hiermit 
prozeßtechnische Innovationen und ver­
feinerte Entsorgungstechniken gemeint 
sind, die zu einem geringeren Rohstoff­
und Energieverbrauch und zu einer Ver­
minderung von Emissionen und Produk­
tionsabfällen führen sollen (DECHEMA 
u.a. 1990). 
Die Verfahrensentwicklung im Sinne 
des "produktionsorientierten Umwelt­
schutzes" bedeutet eine bewußte Ak­
zentuierung bestehender positiver Ten­
denzen der chemischen Verfahrensent­
wicklung. Verfahrenstechnische Opti­
mierung bedeutet seit jeher auch Mini­
mierung des Rohstoff- und Ener­
gieeinsatzes und des Anfalls an Neben­
und Abprodukten. 
Das Problem, daß bisher alle positiven 
Entwicklungen hinsichtlich des spezifi­
schen Rohstoff- und Energiebedarfs und 
des spezifischen Abfallaufkommens 
chemischer Verfahren durch die Zunah­
me der Mengen und der Anzahl chemi­
scher Produkte weit überkompensiert 
wurden, wird durch dieses Konzept 
nicht berührt. 
Die stoffwirtschaftliche Effizienz und 
ökologische Vertretbarkeit von Produk­
tionsprozessen und Produkten wird mit 
dem Konzept des produktionsinte­
grierten Umweltschutzes nicht grund­
sätzlich hinterfragt. Dieses Konzept 
läuft daher Gefahr, auf der Stufe einer 
unzulänglichen ökologischen Moderni­
sierung stehen zu bleiben. 

~- Öko-Controlling, 
Oko-Auditing 
und 
Produktlinien­
analyse 
Als Instrument für eine umfassende öko­
logische Prozess- und Produktbewertung 
aus betrieblicher Sicht sind die Konzep­
te des Oko-Controlling bzw. Öko-Audi­
ting entwickelt worden. Da die 
angemessene Berücksichtigung ökologi­
scher Belange für Unternehmen ein gro­
ßes Informationsproblem darstellt, be­
darf es hierzu eigener Management­
strukturen und -methoden. Öko-Control­
ling soll im Konzept der Unternehmens­
politik die Umweltschutzziele formulie­
ren, planerisch umsetzen, realisieren 
und kontrollieren helfen. 
Für die Gestaltung eines betrieblichen 
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Öko-Controlling sind zunächst eine 
sorgfältige Datenerhebung und die öko­
logische Bewertung der Eingangsstoffe, 
der Produktionsprozesse, der Emissio­
nen sowie der Produkte nötig. Die öko­
logische Produkt- und Produktions­
planung erfordert unkonventionelle 
Herangehensweisen, da im Umwelt­
bereich überwiegend auf nicht-mone­
täre, sogenannte "weiche" Daten 
zurückgegriffen werden muß. Die öko­
logische Produktplanung erfordert 
außerdem eine Betrachtung über die 
Grenzen des Unternehmens hinaus, da 
sich die Umweltauswirkungen von 
Produkten und Produktionsverfahren 
nicht nur aus betrieblicher Sicht bewer­
ten lassen. Hierbei überschneiden sich 
die Ka.nzeptionen für Öko-Controlling 
bzw. Oko-Auditing und Produktlinien­
analyse. 
Die Produktlinienanalyse ist von der 
Proje~tgruppe Ökologische Wirtschaft 
am Oko-Institut Freiburg als konzep­
tioneller Ansatz zur Verwirklichung 
einer umweltverträglichen Produkt­
politik entwickelt worden: 
"Die Produktlinienanalyse soll sowohl 
antizipativ wie auch korrektiv für die 
Erfassung und Abwägung ökologischer, 
gesellschaftlicher und wirtschaftlicher 
Voraussetzungen, Auswirkungen und 
Konsequenzen von Produkten veiwen­
det werden und damit eine Möglichkeit 
bieten, auch aus der Produktperspektive 
die ökologische Ktise anzugehen und 
ein konzeptionelles Hilfsmittel für eine 
strukturelle Ökologisierung des Wirt­
schaftens zu sein." (Rubik 1990) 
Die Produktlinienanalyse beruht auf den 
vier Leitideen Bedürfnisorientierung, 
Vertikalbetrachtung, Horizontalbetrach­
tung und Variantenvergleich: 
Zu Beginn der Untersuchung wird ein 
Produkt auf das zugrundeliegende Be­
dürfnis hinterftagt. Das Produkt wird 
über seinen ganzen stofflichen Le­
benszyklus hin untersucht, also von der 
Rohstofferschließung und Verarbeitung, 
über den Transport, den Handel und 
Vertrieb, den Konsum bis hin zur Besei­
tigung (Vertikalbetrachtung). Entlang 
der Vertikalen einer Produktlinie wer­
den für jede Lebenszyklusphase die 
jeweiligen Auswirkungen auf drei 
Dimensionen, nämlich Natur, Gesell­
schaft und Wirtschaft, untersucht (Hori­
zontalbetrachtung). In der Produktli­
nienanalyse werden mehrere unter­
schiedliche Alternativen verglichen 
(Variantenvergleich). Dabei sind als 
Alternativen auch der Produktverzicht 

und Dienstleistungen als Lösung zur Be­
friedigung des zugrundeliegenden Be­
dürfnisses zu berücksichtigen (Rubik 
1990). 
Die Ergebnisse einer Produktlinien­
analyse liefern die Informationsgrund­
lage für eine qualifizierte demokratische 
Auseinandersetzung über die umwelt­
und gesellschaftpolitischen Maß­
nahmen, die zur Durchsetzung einer 
strukturellen Ökologisierung hin­
sichtlich eines bestinunten Produkts 
einer Produktgruppe oder eine~ 
bestimmten Verfahrens erforderlich 
sind. 
Öko-Controlling und Produktlinienana­
lyse bleiben solange in ihrer Wirksam­
keit begrenzt, solange es noch keine 
ökonomischen Anreize für eine stoff­
und energieffizientere Entwicklung von 
Produktionsprozessen und Produkten 
gibt. 

4. Ökonomische 
Instrumente 
in der 
Chemiepolitik 
Bisher werden umweltbelastende Wirt­
schaftsweisen subventioniert und 
ökologische Folgekosten auf die Allge­
meinheit abgewälzt. Während sich der 
Preis einer Ware im wesentlichen aus 
den Produktionskosten und dem am 
Markt erzielten Gewinn zusammensetzt 
gehen sogenannte externe Kosten, di~ 
bei Herstellung, Gebrauch und ggf. 
Entsorgung entstehen, nicht mit in den 
Preis ein. Die Kosten der Umweltver­
schmutzung, Ressourcenverschwen­
dung, Gesundheitsbelastung, Müllents­
orgung, des Landschaftsverbrauchs 
u.v.m. werden vom Hersteller auf 
Konsumenten, Staat oder Kommunen 
oder gar auf nachfolgende Generationen 
abgewälzt. Bei der Einführung ökono­
mischer Steuerungsinstrumente geht es 
darum, diese Kosten zu ermitteln und 
über den Preis weiterzugeben (Lahl 
1991). 
In der Diskussion über die geeigneten 
Formen der Internalisierung der externa­
lisierten Folgekosten einer umweltver­
brauchenden und -zerstörenden Produk­
tion wird zwischen "Ökosteuern" und 
"Ökoabgaben" unterschieden. Wäh­
rend Steuern in den allgemeinen Staats­
haushalt eingehen, sind Abgaben zweck­
gebunden. Umweltsteuern sind in der 
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Regel mit einem geringeren bürokrati­
schen Aufwand verbunden als Sonder­
abgaben. Sie können darüberhinaus in 
erheblich höherem Umfang erhoben 
werden. Da gleichzeitig mit der Er­
hebung von Umweltsteuern andere 
Steuern gesenkt werden können, kann 
eine ökologische Steuerreform so 
durchgeführt werden, daß die 
durchschnittliche Gesamtbelastung bei 
einer hohen ökologischen Lenkungs­
wirkung gleich bleibt. Die gegenwärti­
ge, volkswirtschaftlich und politisch 
schädliche Überbetonung der Arbeits­
produktivität kann dadurch abgebaut 
werden, während die Besteuerung der 
Umweltnutzung und -belastung einen 
starken Druck in Richtung auf eine hö­
here Stoff- und Ener-
gierationalität ausübt 
( von Weizsäcker 
1990). Eine weitere 
Möglichkeit zur Inter­
nalisierung externer 
Kosten bietet eine Er­
weitenmg der Produkt­
haftung im Sinne einer 
verschuldensunabhän­
gigen Produzentenhaf­
tung. 
Während eine tiefgrei­
fende ökologische 
Steuerreform als lang­
fristig erfolgverspre­
chendes umweltpoliti­
sches Instrument disku­
tiert wird, haben Son­
derabgaben kurzfristig 
den Vorteil, daß sie 
leichter in das bestehende Steuersystem 
integrierbar sind und nicht nur über den 
ökonomischen Belastungseffekt, son­
dern auch über den verwendungsspezifi­
schen ökologischen Entlastungseffekt 
schnell und direkt umweltpolitisch wirk­
sam werden können. 
Im Vordergrund der Umweltsteuer­
debatte steht heute EG-weit die Frage 
der Besteuerung des Energieverbrauchs 
in Form Energie- und C02-Steuer. Da 
die Entwicklung der chemischen 
Produktion in ihrer heutigen Form stark 
durch die Befreiung von der Mineralöl­
steuer und die Bereitstellung billiger 
Elektroenergie geprägt wurde, sind von 
einer Verteuerung von Strom und ÖJ 
erhebliche Auswirkungen auf die Pro­
duktionsstruktur der chemischen Indu­
strie zu erwarten. Eine Strompreiserhö­
hung dürfte beispielsweise zu einem 
Rückgang im Bereich der Chlorchemie 
führen. 

5. Chemiepolitische 
Herausforderungen 
im 
gesellschaftlichen 
Diskurs 
Langsam wird auch außerhalb der rela­
tiv engen Runde, innerhalb derer die 
chemiepolitische Diskussion begonnen 
wurde, deutlich, daß die gesundheits­
und umweltverträgliche Gestaltung der 
stofflichen Seite der Wirtschaft neben 
der ökologischen Erneuerung der Ener­
giewirtschaft der zweite zentrale Be-

reich der sozial-ökologischen Umgestal­
tung der Industriegesellschaft ist, die für 
eine zukunftsverträgliche Entwicklung 
(Sustainable Development) erforderlich 
ist. 
Der komplexe Charakter der Thematik 
mit sich überschneidenden Interessen 
verschiedener gesellschaftlicher Akteu­
re macht für eine rationelle Pro­
blembewältigung neue Politikformen er­
forderlich, die für viele der Beteiligten 
ungewohnt sind und daher leicht zu Ini­
tationen führen. Insbesondere auf Seiten 
der Chemischen Industrie herrschte bis­
her die Auffassung vor, daß die Ent­
wicklung von Produkten und Verfahren 
in ihre alleinige Kompetenz falle, solan­
ge bestimmte Rahmenbedingungen ein­
gehalten werden. Die Herausforderung, 
stoffwirtschaftliche Entwicklungsmög­
lichkeiten im Sinne chemiepolitischer 
Leitbilder in einem übergeordneten 
Kontext diskutieren zu sollen, beschnei-

det die Gewohnheit, langfristige Unter­
nehmensStrategien autonom zu entwik­
keln. Die Verunsicherung, die diese 
Herausforderung auf Seiten der Chemi­
schen Industrie hervorruft, wurde im Zu­
sammenhang mit dem Deutschen Um­
welttag 1992 deutlich. In der Arbeits­
gruppe Chemiepolitik wurde zur 
Vorbereitung des Umwelttages unter ak­
tiver Beteiligung von Vertretern des 
Verbandes der Chemischen Industrie 
(VCI), der IG Chemie und Umwelt- und 
Verbraucherverbänden ein Positionspa­
pier erarbeitet, in dem Aufgaben und 
Stellenwert von Ökobilanzen aus Sicht 
der verschiedenen Gruppen beschrieben 
werden. Als einzige Gruppe verweigerte 
der VCI die Unterschrift unter dieses Pa-

pier. Stattdessen wurden 
etwa zeitgleich zum 
Deutschen Umwelttag 
von der Chemischen In­
dustrie großformatige An­
zeigen in überregionalen 
Zeitungen geschaltet, in 
denen die Chemische In­
dustrie ihre angebliche 
Dialogbereitschaft ver­
kündet. 
Auch der Versuch ~ 
Dialogs zwischen der 
Chemischen Industrie urid 
dem BUND ist auf der 
Verbandsebene zunächst 
gescheitert. Nachdem auf 
konkrete Fragestellungen 
zu Themenbereichen, auf 
deren Behandlung man 
sich bereits geeinigt hatte 

(Schwermetalle und Pestizide), von sei­
ten der Chemischen Industrie keine Re­
aktion erfolgte, wurden die Gespräche 
ergebnislos abgebrochen. 
Andererseits ist in Einzelkontakten zwi­
schen Vertretern von Umweltverbänden 
und der Chemischen Industrie bzw. ein­
zelnen Unternehmen ein wachsendes In­
teresse an einem qualifizierten Mei­
nungsaustausch festzustellen. 
Langfristig wird sich die Chemische In­
dustrie einem Dialog über grundsätzli­
che Fragen der stoffwirtschaftlichen 
Entwicklung nicht entziehen können. 
Neben der Problematisierung chemie­
politischer Fragen durch Umweltverbän­
de wurde in letzter Zeit vor allem aus 
abfallwirtschaftlicher Sicht auf die Not­
wendigkeit einer ganzheitlichen politi­
schen Betrachtung von Stoffströmen 
hingewiesen. Im Sondergutachten des 
Rates von Sachverständigen für Um­
weltfragen vom September 1990 "Ab-
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fallwirtschaft" (Bundestagsdrucksa­
che 11/8493) heißt es beispielsweise: 
"Abfallwirtschaft in einer umweltbe­
wußten Gesellschaft verlangt eine 
Lenkung von Stoffströmen lange vor 
der Entscheidung, ob ein Gegenstand 
zu Abfall wird." 
Für die Chemische Industrie werden 
alte Unternehmensziele obsolet, wäh­
rend sich eine Fülle neuer Aufgaben 
abzeichnet. Galt bisher die Umwand­
lung möglichst großer Rohstoffmen­
gen in vermarktbare Produkte (und 
damit letzlich in Müll) als Erfolgsre­
zept der Chemie, gilt es in Zukunft, 
Bedürfnisse mit einem minimalen 
Aufwand möglichst wieder-
verwertbarer und umweltve:rträgli-
cher Stoffe zu befriedigen. Die che­
mische Industrie steht vor der Her- ~ 
ausforderung, sich . von einer .2 
Stoffverwertungsindustrie, in der li- ~ 
near Rohstoffe zu Produkten und 
letztlich zu Müll verarbeitet werden, 
zu einer stofflichen Dienstleistungs­
branche zu wandeln, zu deren Aufga­
ben auch die Pflege von Stoffkreis­
läufen gehört, die in ihren natürli­
chen Funktionen weitestgehend zu 
erhalten sind. 
Die chemische Industrie hat in ihrer 
Geschichte gezeigt, daß sie auf ver­
änderte Rahmenbedingungen über­
aus flexibel reagieren kann. Die 
bundesdeutsche Chemieindustrie hat 
beispielsweise mit der schnellen Um­
stellung ihrer organischen Grund­
stoffbasis von Kohle auf Erdöl in den 
50er und 60er Jahren ihre Wand­
lungsfähigkeit eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt. Für Unternehmen, 
die den ökologischen Umbau der 
Industriegesellschaft als positive 
Herausforderung annehmen, zeich­
nen sich unter der Voraussetzung ge-
eigneter ökonomischer und ord-
nungsrechtlicher Rahmen­
bedingungen vielfältige Aufgaben im 
Bereich stoffbezogener Dienstlei­
stungen ab. 
Der Entwicklung grundsätzlich neuer 
Produktlinien oder Dienstleistungs­
strukturen stehen häufig erstarrte so­
ziotechnische Strnkturen entgegen, 
die nur durch einschneidende Verän­
derungen der politischen und ökono­
mischen Rahmenbedingungen über­
wunden werden können. Die Ent­
wicklung systemarer Alternativen zu 
bisherigen urnweltunverträglichen 
soziotechnischen Strukturen stellt er­
hebliche Anforderungen an die poli-
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tische Gestaltungskraft moderner De­
mokratien. Die demokratische Bewälti­
gung dieser Aufgabe erfordert auch 

neue kooperative Politikformen 
(Burns/Ueberhorst 1988). 
Das Umwelt Forum Frankfurt hat im 
Herbst 1990 die an dem chemiepoliti­
schen Diskurs beteiligten Parteien zur 
Teilnahme an einem Projekt eingela­
den, das die kooperative Konzeptuali­
sierung der komplexen Kontroverse 
über chemiepolitische Verständigungs­
aufgaben zum Ziel hatte. Dieses Projekt 
konnte nur in beschränktem Umfang 
realisiert werden, da lediglich die Um­
weltverbände, vertreten durch den 
BUND und das Öko-Institut Freiburg, 
in vollem Umfang teilgenommen ha­
ben. Der Verband der Chemischen In­
dustrie (VCI) und die IG Chemie-Pa­
pier-Keramik lehnten eine offizielle 
Teilnahme ab und beschränkten sich 
auf die Entsendung inoffizieller Beob­
achter. Die Ergebnisse dieses Projektes 
wurden im Mai 1992 in Frankfurt auf 
einem internationalen Kongreß vor­
gestellt, auf dem erstmals zahlreiche 
Vertreter der Chemischen Industrie und 
der Umweltverbände in eine breite und 
differenzierte Diskussion über chemie­
politische Grundfragen einbezogen 
wurden. Eine Weiterfühnmg dieses 
Projekts, die im Grundsatz von allen 
beteiligten Gruppen befürwortet wurde, 
konnte bisher nicht realisiert werden. 
Die Unterlagen über dieses Projekt sind 
unter dem Titel "Frankfurter Studie zur 
Förderung chemiepolitischer Verstän­
digungsaufgaben" beim Umwelt For­
um Frankfurt, Philipp-Reis-Str.84, 6000 
Frankfurt am Main 90, erhältlich. 
Der Deutsche Bundestag hat mit der 

Einrichtung der von der SPD bean­
tragten Enquete-Kommission ''Schutz 
des Menschen und der Umwelt -
Bewertungskriterien und Perspektiven 
für umweltverträgliche Stoffkreisläufe 
in der Industriegesellschaft" die Dis­
kussion über die stoffökologischen 
Perspektiven der Industriegesellschaft 
zum Thema parlamentarischer Bera­
tungen gemacht. 
Die Aufgabe dieser Enquete-Kommis­
sion soll es sein, in einem diskursiven 
Arbeits- und Verständigungsprozeß 
qualitative Ziele und Leitbilder zu ent­
wickeln. "Dabei gilt es, die Entwick­
lungslinien chemischer Produkte und 
Verfahren in unterschiedlichen Teil­
bereichen der Erzeugung, des Ver­
brauchs, und der Entsorgung zu analy­
sieren, fortzuschreiben und (zumin­
dest beispielhaft) auf ihre ökologi­
schen und toxikologischen Konse­
quenzen hin zu überprufen und mögli-
che Alternativen aufzuzeigen." 
(Deutscher Bundestag, Drucksache 
12/1290, 4) 
Dieser Artikel basiert auf einem Bei­
trag, der unter dem Titel "Chemiepo­
litik: Handlungsbedarf, Positionen 
und Perspektiven" im Jahrbuch Ar­
beit und Technik 1992, herausgege­
ben von Werner Pricke, im Verlag 
J.H.W.Dietz Nachfolger erschienen 
ist. 
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A U T 
U M W E L 
GEWERKSCHAFT 
von Dietmar Düe und Peter Strutynski" 

Nun ist sie doch noch gekommen, die 
seit eineinhalb Jahrzehnten voraus­
gesagte, aber nie eingetretene Pro­
duktions- und Beschäftigungskrise der 
deutschen Automobilindustrie. Und sie 
kommt mit einer Wucht, mit der weder 
die Analysten noch die erfolgsgewöhn­
ten Autobauer gerechnet haben. Kalt er­
wischt wurden auch die Gewerkschaften 
- hier vor allem die IG Metall -, deren 
augenblickliche Sprach- und Hilflosig­
keit nicht einmal von der sonst üblichen 
Kampfihetorik unterbrochen wird. 
Gewiß: Die im Zusammenhang mit der 
schnellen Einverleibung und anschlie­
ßenden Deindustrialisierung der ehema­
ligen DDR entstandenen wirtschaft­
lichen, sozialen und regionalen Proble­
me setzen auch die Gewerkschaften un­
ter starken Druck und scheinen sie zu­
mindest partiell zu einer Politik der Zu­
rückhaltung und gesamtwirtschaftlichen 
"Verantwortung" zu zwingen, wofür die 
Diskussion um den "Solidarpakt" ein 
guter Beleg ist. Dennoch handelt es sich 
bei der gegenwärtigen Rezession, wel­
che die Bundesrepublik mit zeitlicher 
Verzögerung erfaßt hat, um eine durch­
aus gängige zyklische Krise (zeitweise 
hatte es den Anschein, als könnte die 
westdeutsche Ökonomie im Rausch 
nachholendenKonsumismus 'Ostdeutsch­
lands die weltweite Stagnation über­
springen). Die aktuelle Krise ist mit Be­
griffen wie relative Überproduktion auf­
grund weltweiter Überkapazitäten, v.a. 
im Investitionsgüterbereich, und relative 
NachfrageschwächeausdemselbenGrund 
korrekt - wenn auch nicht vollständig -
beschrieben. Prognosen hinsichtlich 
Dauer und Tiefe der Rezession sind we­
gen zahlreicher binnen- und außenwirt­
schaftlicher Unwägbarkeiten (z.B. staat­
liche Finanz-, Steuer- und Sozialpolitik; 
konjunkturelle Entwicklung in den 
USA) mit großen Unsicherheiten behaf­
tet und sollen hier gar nicht erst versucht 
werden. Wichtiger, als sich diesbezüg­
lich Spekulationen hinzugeben, schei­
nen uns die krisenbedingten und selbst 
wieder krisenverschärfenden konkreten 
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Strutynski (Politikwissenschaft) sind Wissen­
schaftl!che Mitarbeiter in der Forschungs­
gruppe FPN Arbeitsforschung + Raument­
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Begleiterscheinungen und Wirkungen 
auf Umfang und Strnktur der Be­
schäftigung zu sein. 
Kurz vor Weihnachten veröffentlichte 
die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
Ergebnisse einer eigenen Umfrage unter 
den größten bundesdeutschen Kon­
zernen (der Über-Konzern Treuhand 
_befand sich leider nicht darunter) über 
deren Personalplanung l 993 und 
darüber hinaus (FAZ, 18.12.92). Dabei 
stellte sich heraus, daß der Abbau von 
Arbeitsplätzen sämtliche Branchen er­
faßt (Ausnahmen: Telekom und Han­
del), nachdem bereits 1992 in der Che­
mischen Industrie, in der Stahlindustrie, 
im Maschinenbau und in der Automobil­
industrie Zigtausende von Stellen ge­
strichen worden waren. In vielen Fällen 
dürften diese Personalreduzierungen 
ohne Entlassungen, d.h. nur über "­
natürliche Abgänge", normale Fluktuati­
on und großzügige Vorruhestandsrege­
lungen bewerkstelligt werden. In 
anderen Fällen hilft man sich mit ver­
längerten Werksferien oder mit der 
Anordnung von - z.T. sehr weitgehender 
- Kurzarbeit. Dennoch werden auch 
Entlassungen im größeren Stil nicht 
ausgeschlossen (z.B. bei Hoechst, 
BASF, Ruhrkohle, VEBA, Thyssen, 
Siemens und Lufthansa). Das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 
Berlin rechnet insgesamt für 1993 mit 
einem "kräftigen Rückgang der 
Beschäftigung" insbesondere im Verar­
beitenden Gewerbe (FAZ, 28.01.93). 

Jeder siebte bis 
vierte Arbeitsplatz 
bedroht 
Ohne Entlassungen wird es auch bei den 
großen Automobilherstellern und ihren 
Zulieferern nicht abgehen (Strntynski 
1992, S. 1378). Die ersten Streichungs­
meldungen aus dem Frühsommer 1992 -
damals wurden z.T. noch Sonderschich­
ten gefahren, um mit der PKW-Produk­
tion nachzukommen - können mittler­
weile als überholt bzw. als unterste 
Grenze gelten. 27.000 Arbeitsplätze sol­
len bei Mercedes-Benz gestrichen wer­
den, knapp l 7 .000 bei VW und Audi, bis 
zu 11.000 bei Opel, jeweils 3.000 bei 
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BMW und Ford sowie 1.850 bei Por- · 
sehe. Der Geschäftsführer des Verbands 
der Autoindustrie, Achim Diekmann, 
rechnet mittelfristig sogar mit dem Ver­
lust von 100.000 bis 200.000 Arbeits­
plätzen nur bei den Autoherstellern 
(FAZ, 13.07.92). Dies würde bedeuten, 
daß jeder siebte bis jeder vierte Arbeits­
platz im Automobilbau vernichtet wür­
de. Der Personalabbau im Zulieferge­
werbe würde ähnliche Ausmaße armeh­
men. Auch hier machten bereits l 992 
die Großen der Branche (Bosch, ZF 
Friedrichshafen, Teves) den Vorreiter. 
Bei alledem muß bedacht werden, daß 
die gegenwärtige Krise begleitet wird 
von einem beispiellosen Rationalisie­
rungsprozeß, der unter dem Namen 
"Jean production" auf der Grundlage ei­
nes in den achtziger Jahren runderneuer­
ten Produktionsapparats (Flexible Auto­
matisierung, CIM) die letzten Reserven 
des menschlichen Arbeitsvermög"'!S 
auszuschöpfen versucht (vgl. Strn~ 
1993). Ob es um die Verringerung;~ 
Fertigungstiefe, die Einführung neuer 
Logistikkonzepte (z.B. just in time), die 
bestandsarme und lagerlose Fertigung, 
die Null-Fehler-Produktion, die Einfüh­
rung von Gruppenarbeitskonzepten oder 
um die Abflachung von betrieblichen 
Hierarchien geht: Ausgangs- und Ziel­
punkt ist jeweils der effektivere Einsatz 
der Arbeitskraft mit der Folge rasch stei­
gender Produktivität und entsprechend 
verringerten Arbeitskräftebedarfs. 
Die Automobilproduktion galt lange 
Zeit als "Wachstumsbranche" (vgl. Düe 
1985) und hat in der jüngeren Vergan­
genheit noch einmal kräftig von Be­
standszuwächsen im Westen, vor allem 
aber von der Durchrnotorisierung des 
"neuen deutschen Ostens" profitieren 
können: 1991 konnten in den neuen 
Bundesländern über 800.000 Neuwagen 
und weit über 1 Million Gebrauchtwa­
gen abgesetzt werden. Lag die PKW­
Dichte in den neuen Bundesländern 
1990 noch bei weniger als zwei Drittel 
des entsprechenden Wertes für die Alt­
BRD, so sollen die Unterschiede bereits 
1995 nur noch gering sein (in den alten 
Bundesländern werden dann etwas mehr 
als 500 PKW pro 1.000 Einwohner er­
wartet, in den neuen Bundesländern ein 
Wert von knapp 500). Daß der Straßen­
fahrzeugbau zu Recht als einer der ge-
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samtwirtschaftlich bedeutsamsten Wirt­
schaftszweige in den alten Bundeslän­
dern gilt, belegen seine eindrucksvollen 
Anteile an der Bruttowertschöpfung, 
dem Bruttoanlagevermögen und den Be­
schäftigten im Verarbeitenden Gewerbe 
(bekanntlich ist mittlerweile jeder sech­
ste deutsche Arbeitsplatz vom Auto ab­
hängig). In den neuen Bundesländern 
sieht die Sache allerdings ein bißchen 
anders aus: Wenn die Fahrzeugkonzerne 
auch keine Gelegenheit auslassen darauf 
hinzuweisen, daß die Automobilindu­
strie mit Abstand bedeutendster"Investor 
in Ostdeutschland ist (im Zeitraum 1992 
- 1995 sollen 10 Mrd. DM in Ferti­
gungsstätten sowie das Vertriebs- und 
Servicenetz investiert werden) und hier 
Mitte der 90er Jahre 400-500.000 Fahr­
zeuge vom Band rollen sollen (das Pro­
duktionsniveau der DDR-Autoindustrie 
lag zuletzt bei 267.000 Fahrzeugen), so 

wird im gleichen Atemzug eingeräumt, 
daß die Belegschaftsstärke früherer Jah­
re in Ostdeutschland keinesfalls wieder 
erreicht werden wird. Bis zum Jahr 1992 
sind mehr als zwei Drittel der Arbeits­
plätze der früheren DDR-Autoindustrie 
vernichtet worden. 
Sowohl auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR als auch auf dem der alten Bundes­
länder konzentriert sich die Automobil­
produktion auf wenige Regionen und 
Standorte (vgl. hierzu und zum folgen­
den FPN 1992, S. 19 ff). In Ostdeutsch­
land sind es v.a. das thüringische Ei­
senach (Opel und BMW) und die sächsi­
sche Region Zwickau/Chemnitz (VW), 
in der Alt-BRD v.a. die bekannten Stand­
orte im Stuttgarter Raum (Mercedes, 
Audi und Porsche), in München, Re­
gensburg und Ingolstadt (BMW, Audi), 
im südhessischen Rüsselsheim (Opel) 
und im nordhessischen Baunatal (VW), 

in Niedersachsen (VW in Wolfsburg, 
Hannover, Braunschweig, Salzgitter und 
Emden) und in Nordrhein-Westfalen 
(v.a. Ford). Die Automobilzulieferindu­
strie, mit rund 600.000 Beschäftigten 
nahezu gleichbedeutend wie die großen 
Autohersteller, hat ihre regionalen 
Schwerpunkte in NRW, Baden-Würt­
temberg, Bayern und Rheinland-Pfalz. 
Darüber hinaus gab es in den letzten Jah­
ren zunehmend Ansiedlungen in der 
Nähe der Autohersteller. - Diese Stand­
ortverteilung mit ihren räumlichen Kon­
zentrationen von Automontage- und -zu­
lieferaktivitäten macht insbesondere 
monostrukturierte Regionen (z.B: Nord­
hesseen, Ostniedersachsen) in starkem 
Maße vom Auto abhängig. Selbst das 
"Ländle" muß heute um seine ökonomi­
sche Vorrangstellungfürchten,wenngleich 
eine großangelegte Deindustrialisierung 
des Raums und sein Abstieg zu einer 
"Problemregion" (so z.B. IMU 1988) 
nicht zu besorgen ist. Dafür verfügt das 
Stuttgarter Ballungsgebiet über eine ins­
gesamt zu diversifizierte - und eben 
nicht monostrukturierte - Wirtschaft und 
ein hochmodernes und -motiviertes mit­
telständisches Produzierendes Gewerbe. 

Die Umweltkosten 
des Autos ... 
Die Automobilindustrie ist nicht nur 
gesamtwirtschaftlich von herausragen­
der Bedeutung. Das Auto gilt auch als 
einer der ausschlaggebenden Faktoren 
(für die BRD als der ausschlaggebende 
Faktor) des Ressourcemaubbaus und der 
Umweltbelastung (vgl. Düe 1992). Für 
das Jahr 1989 berechnete das Heidelber­
ger Umwelt- und Prognoseinstitut (UPI) 
im Auftrag des "Stern" die "ökologi­
schen und sozialen Kosten der Umwelt­
belastung in der Bundesrepublik 
Deutschland" (Alt-BRD). Ergebnis: die­
se Kosten beliefen sich insgesamt auf 
stattliche 474,4 Milliarden DM oder ein 
Fünftel des Bruttosozialprodukts. Rund 
zwei Drittel dieser Kosten (knapp 300 
Milliarden DM) entfallen allein auf den 
Verkehrssektor (bedingt durch Unfälle, 
Länn, Flächenverbrauch und umweltbe­
lastende stoffliche und gasförmige 
Emissionen). Laut UPI-Berechnung ver­
ursacht jeder PKW (bei zehnjähriger 
Lebensdauer) jahresdurchschnittlich 
"Öko- und Sozialkosten" von 6.150 DM. 
Die ungedeckten Kosten pro Liter Ben­
zin summieren sich auf 4,65 DM. Wür­
den diese Kosten nicht abgewälzt ( auf 
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die Allgemeinheit bzw. auf die Zu­
kunft), hätte ein VW Golf C im Jahr 
1989 82.500 DM kosten müssen (dama­
liger Listenpreis: 21.000 DM), und der 
Preis für einen Liter Benzin läge bei 
knapp sechs DM. "Würden die tatsächli­
chen Preise in Rechnung gestellt, lösten 
sich die meisten Umweltprobleme von · 
selbst. Wenn ein Golfüber 80.000 Mark 
Kosten würde, gäbe es keine Blechlawi­
ne", so UPI-Chef Dieter Teufel (vgl. 
Stern, Heft 1/1991, 126ff.). 
Bei der Vorlage des Berichts 
des Umweltbundesamtes für 
die alten und neuen Länder 
sprach der Bundesumweltmi­
nister Ende Mai 1991 davon, 
daß bei den meisten umwelt­
belastenden Faktoren zwar 
eine Abschwächung feststell­
bar sei, "nahm den Straßen­
verkehr jedoch ausdrücklich 
davon aus" (FR, 2.6.1991). 
Beispielsweise wurden die 
Bemühungen zur Verringe-
rung der Stickstoffoxidbelastung durch 
Verschärfung der Großfeuerungsanla­
genverordnung infolge der weiteren Zu­
nalune des Straßenverkehrs konterka­
riert. 70 Prozent der Bevölkerung sind 
durch die Hauptquelle der Lännbe­
lastung - den Straßenverkehr - betroffen; 
12,5 Prozent sind tagsüber einem Länn­
pegel ausgesetzt, der erhöhte Herz­
Kreislaufrisiken birgt. In der früheren 
DDR ist die Verkehrslärmbelastung 
durch meist schlechtere Außenwand­
dämmungen der Wohnungen noch grö­
ßer. Im November 1990 beschloß das 
Bundeskabinett, die "Treibhausgas"­
Emissionen (C0

2
) bis zum Jahr 2005 um 

25 bis 30 Prozent reduzieren zu wollen 
(gemessen am Stand von 1987). Die Au­
tomobilindustrie sicherte der Bundesre­
gierung "ihre volle Unterstützung bei 
der Erreichung dieses Zieles [zu]. Sie 
hat sich ( ... ) verpflichtet, ihren Beitrag 
zu einer Verminderung der C0

2
-Emis­

sionen des Straßenverkehrs um min­
destens 25% bis zum Jahr 2005 zu lei­
sten" (VDA-Pressedienst Nr.9/1991). 
Das Umweltbundesamt stellt demgegen­
über fest, daß die Erhöhung der ver­
kehrsbedingten Kohlendioxidemissio­
nen anhält (UBA 1992, 253), was ange­
sichts steigender PKW- und LKW-Fahr­
leistungen, höherer Geschwindigkeiten 
und eines seit zehn Jahren praktisch un­
veränderten durchschnittlichen PKW­
Kraftstoffverbrauchs (zwischen 10,5 
und 10,7 Liter/lOOkm) auch nicht ver­
wundert. Wie die Automobilunter-

nehmen im übrigen ihrer Selbstver­
pflichtung nachzukommen gedenken, 
erläuterte die Präsidentin des Verbandes 
der Automobilindustrie, Erika Emme­
rich, auf einer Fachtagung der Saar­
ländischen CDU-Fraktion: Die Politik 
habe während der 80er Jahre dem Zeit­
geist Rechnung getragen und aus falsch 
verstandenem Umweltschutz den be­
darfs- und umweltgerechten Ausbau der 
Verkehrswege verschleppt. Der Umwelt 
zuliebe sei es dringend notwendig, das 

Versäumte schnellstens nachzuholen. 
Die Forderung nach Verkehrsvermei­
dung konterte Frau Emmerich mit dem 
schlagenden Argument: "Erziehungs­
probleme z.B. löse man auch nicht da­
durch, daß man die Kinder abschafft" 
(VDA-Pressedienst Nr. 18/1992). 
Ein Ende der Verkehrsvermehrung ist 
nicht abzusehen. Im Gegenteil: Der neue 
Bundesverkehrswegeplan rechnet mit 
einem PKW-Bestandszuwachs im gro­
ßen Deutschland bis zum Jahr 2010 um 
25 Prozent auf über 45 Millionen Fahr­
zeuge (zur Zeit sind es 36 Millionen). 
Der motorisierte Individualverkehr wird 
um 30 Prozent wachsen, der LKW-Ver­
kehr soll sich gar verdoppeln. 

... und die 
IG Metall? 
Wie reagieren die Gewerkschaften auf 
die skizzierten ökologischen Herausfor­
derungen der "Autogesellschaft"? Zur 
Beantwortung dieser Frage muß zwi­
schen der Diskussion in den Betrieben 
und in der IG Metall selbst unterschie­
den werden. Die betriebliche Diskussion 
ist insgesamt dadurch gekennzeichnet, 
daß die ökologische Problematik nur 
sehr verhalten aufgegriffen wird. Im 
Vordergrund stehen hier nach wie vor 
die sozialen Belange der Beschäftigten. 
So ist beispielsweise auf einem. im Fe­
bruar 1990 von VW-Gesamtbetriebsrat 
und IG Metall-Wolfsburg veranstalteten 

Symposium über die "Zukunft der Auto­
mobilindustrie" das Problem der Um­
weltbelastung und Ressourcenvergeu­
dung durch die Produktion und die Pro­
dukte der Branche von den dort anwe­
senden Gesamtbetriebsratsvorsitzenden 
in ihren Referaten nicht einmal aufge­
griffen worden. Einzige Ausnahme war 
der damalige VW-Gesamtbetriebsrats­
vorsitzende, der am Schluß seines Vor­
trags auch die ökologischen 
Herausforderungen thematisierte und 

die Integration des Auto­
verkehrs in einen Verbund mit 
anderen Verkehrsträgern for­
derte. Seine konkreten Vor­
schläge beschäftigten sich je­
doch allein mit der Produktion 
umweltverträglicherer Autos 
(vgl. Arbeit&Ökologie-Brie­
fe, 9/1990, 6f.). 
Wenn ein solches, nur sehr 
halbherziges Herangehen an 
die ökologischen Herausfor-
derungen für die betriebliche 

Diskussion als charakteristisch be­
zeichnet werden kann, darf jedoch nicht 
übersehen werden, daß vereinzelte An­
sätze eines angemessenen Aufgreifens 
dieser Problematik auf der betrieblicbiiii · 
Ebene durchaus vorhanden sind. Hieriiiei 
handelt es sich allerdings nur um kleine 
Gruppen von Betriebsrätinnen bzw. Be­
triebsräten und/oder Vertrauensleuten, 
die häufig auch die Verbindung zur au­
ßerbetrieblichen Umweltbewegung su­
chen. So kam anläßlich der Internationa­
len Automobilausstellung im Jahr 1991 
eine gemeinsame Initiative von Be­
triebsrätinnen bzw. Betriebsräten und 
Vertrauensleuten des VW-Werks Kassel 
und Greenpeace zustande. In einem ge­
meinsam erstellten Flugblatt wurden der 
Autoboom angeprangert und der Sinn 
der Autoproduktion radikal hinterfragt. 
Das Erwähnen solcher Initiativen darf 
jedoch nicht den Blick dafür trüben, daß 
es sich hierbei um Ausnahmen handelt. 
Die Debatte um das Auto innerhalb der 
IG Metall hat vor allem im Jahr 1990 
eine neue Dynamik erfahren. Hatte der 
zweite Vorsitzende der IG Metall auf ei­
ner Automobilkonferenz in Ingolstadt 
im Juni 1989 seine Forderung nach mehr 
Sicherheit und Umweltverträglichkeit 
des zukünftigen Autos noch mit der 
Feststellung verknüpft: "Damit sind wir 
nicht gegen schnelle und starke Autos" 
(Zwickel 1989), so stellte der IG Metall­
Vorsitzende Steinkühler einen Beitrag in 
"natur" ein halbes Jahr später unter das 
Motto: "Umlenken, bevor es zu spät ist" 
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(Steinkühler 1990). Auch die IG Metall­
Zeitschrift "Der Gewerkschafter" griff 
die Auto-Umwelt-Problematik in ihrem 
Juni-Heft 1990 als Schwerpunktthema 
auf und hob die breite innerge­
werkschaftliche Debatte auf ein neues 
Niveau, indem vor allem die umwelt­
und ressourcenbezogenen Probleme des 
autodominierten Verkehrssystems breit 
angesprochen wurden. Diese Vorstel­
lungen flossen in die im gleichen Jahr 
erschienene umfangreiche programmati­
sche Schrift "Auto, Umwelt und Ver­
kehr" ein (vgl. IG Metall o.J.). In diesem 
Positionspapier, das von verschiedenen 
Organisationen und Initiativen der 
Umweltbewegung kritisch, aber durch­
aus wohlwollend aufgenommen wurde 
(vgl. die Stellungnahmen in der Sonder­
beilage zu IDV 36), beschreibt die IG 
Metall detailliert ihre Vorstellungen und 
Forderungen in bezug auf die ökologi­
schen Herausforderungen der Autoge­
sellschaft. Obwohl diese Schrift einen 
deutlichen Fortschritt in der innerge­
werkschaftlichen Auto-Nerkehrsdebatte 
markiert (vgl. Strutynski 1990), bleibt 
sie in entscheidenden Punkten hinter den 
entsprechenden Forderungen aus der 
Umweltbewegung zurück (Verkehrsver­
meidung, Verzicht auf Straßenbau, Re­
duzierung des Fahrzeug-
bestands, Geschwindig­
keitsbeschränkungen; 
vgl. Düe 1990). Im No­
vember 1990 schließlich 
veranstaltete die IG Me­
tall erstmals gemeinsam 
mit dem Deutschen Na­
turschutzring eine ver­
kehrspolitische Konfe­
renz ("Auto, Umwelt und 
Verkehr: Umsteuern, be­
vor es zu spät ist"). Ne­
ben programmatischen 
Gemeinsamkeiten (Rich­
tungswechsel zugunsten 
des öffentlichen Verkehrs, Verkehrsver­
minderung durch veränderte Siedlungs­
politik, ökologische und si­
cherheitstechnische Optimierung der 
Fahrzeuge und des Fahrverhaltens) wur­
den weiterhin bestehende Unterschiede 
deutlich (grundlegende Zurückdrängung 
des Autos, Ausmaß der Mineralöl­
steuererhöhung und der Geschwindig­
keitsreduzierung). Die Diskussionen wi­
derspiegelten außerdem die Positions­
unterschiede in der Gewerkschaftsbewe­
gung selbst: Noch stärker, als es die IG 
Metall in ihrem Positionspapier formu­
liert, setzten die anwesenden Gesamtbe-
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triebsratsvorsitzenden der deutschen 
Automobilunternehmen auf ökologische 
Verbesserungen am Auto, statt auf den 
von der Umweltbewegung favorisierten 
Verzicht aufs Auto (vgl. Arbeit& Öko­
logie-Briefe, 24/1990, 3f.). 
Der letzte Gewerkschaftstag der IG Me­
tall im Oktober 1992 faßte die umwelt­
politische Diskussion der vergangenen 
Jahre in einer Entschließung (E 5) zu­
sammen, in der keine wesentlich neuen 
Orientierungen enthalten sind. Unter 
Bezug auf das !GM-Papier "Auto, Um­
welt und Verkehr" wird lediglich davon 
gesprochen, daß die IG Metall auf die 
"Prioritätenbildung für ein umweltver­
träglicheres Automobil und dessen Inte­
gration in ein gesellschaftliches Gesamt­
verkehrskonzept" baue. Bei den strategi­
schen Forderungen zu einem ökologi­
schen Umbaukonzept, insbesondere un­
ter den Abschnitten "Ressourcen-Schutz 
und dauerhafte Entwicklung" sowie 
"Energiepolitik als Schlüsselfaktor" (hier 
geht es z.B. um die Reduzierung der 
C02-Emissionen um 30 % bis zum Jahr 
2005), werden das Auto und der Ver­
kehrssektor nicht einmal erwähnt. Wei­
tergehende Vorstellungen hatte der Ju­
gendausschuß beim Vorstand dem Ge­
werkschaftstag vorgelegt, so z.B. die 

Forderung nach einem "Prioritäten­
wechsel, der dem öffentlichen Verkehr 
Vorrang vor dem individuellen ein­
räumt" mit dem Ziel, eine "erhebliche 
Reduzierung des Automobilbestandes 
und der Fahrleistung der verbleibenden 
Automobile" zu erreichen; oder die For­
derung nach Sofortmaßnahmen wie der 
Einführung von Tempolimits (30/80/100 
km/h ). Die !GM-Jugend kritisiert in ih­
rem Antrag auch die Hoffnung auf posi­
tive Umweltwirkungen durch Verkehrs­
leitsysteme oder Elektroautos. Während 
erstere darauf abzielen, einen weiteren 
Zuwachs des PKW-Verkehrs zu bewälti-

gen, bringen Elektroautos, sofern sie·· 
nicht auf regenerativen Energien beru­
hen, sogar höhere Umweltbelastungen 
mit sich als die herkömmlichen Autos. 
So bleibe also nichts anderes übrig, als 
den Individualverkehr zugunsten des öf­
fentlichen Verkehrs "drastisch" zu redu­
zieren. Die Annahme des Antrags des Ju­
gendausschusses als "Material" zur Ent­
schließung E5 bedeutet nichts anderes 
als die Bestätigungderalten"Beschlußla­
ge "U mweltfreundlichereAutos, vielleicht 
auch etwas weniger Straßenbau und et­
was mehr Investitionen in die Schiene. 
Damit hat sich' s. Ein Mehr an öko­
logischer Verantwortung ist angesichts 
des beginnenden Existenzkampfes um 
die Arbeitsplätze in der Automobilindu­
strie vermutlichauchnicht"zeitgemäß". 

In der Krise 
klemmt der Umbau 
Resümierend kann deshalb festgehalten 
werden: Sowohl in der betrieblichen als 
auch in der innergewerkschaftlichen De­
batte in der IG Metall zu Auto und Ver­
kehr sind vor allem seit Beginn der 
neunziger Jahre wichtige lmpulse er­
kennbar, sich der ökologischen Heraus­

forderung zu stellen. Wird jedoch 
als Meßlatte das Einsichts- und 
Forderungsniveau der im V er­
kehrsbereich engagierten außerge­
werkschaftlichen Akteure ange­
legt, werden erhebliche Defizite 
deutlich. Negativ schlägt darüber 
hinaus zu Buche, daß die betrieb­
liche Ebene noch stärker hinter­
herhinkt. 
Hinsichtlich der Vertretung der 
sozialen Belange der Beschäftig­
ten ist nach der Angliederung der 
früheren DDR an die BRD die Si­
tuation - komplizierter geworden. 
Geht es hierbei lediglich um Be­

sitzstandswahrung für die Beschäftigten 
in den großen Automobilbetrieben 
Westdeutschlands oder werden auch die 
neuen Probleme des Ostens angemessen 
aufgegriffen? Die Betriebsräte stecken 
zugestandenermaßen in einer äußerst 
schwierigen Situation. Bereits im Herbst 
1992 forderte der Mercedes-Gesamtbe­
triebsratsvorsitzende die Geschäfts­
leitung auf, angesichts der schwachen 
Konjunktur auf dem Nutzfahrzeugmarkt 
auf den Bau eines neuen LKW-Werks in 
Ahrensdorf (Brandenburg) zu verzich­
ten. Anfang Oktober 1992 gab der Mer­
cedes-Benz-Vorstand bekannt, "vorerst" 
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kein neues LKW-Werk in Brandenburg 
bauen zu wollen. Demgegenüber be­
fürchtet der IG Metall-Bezirks­
vorsitzende von Berlin/Brandenburg, 
daß diese Entscheidung eine negative 
Signalwirkung auch für andere Investi­
tionen in den neuen Bundesländern ha­
ben könnte und fordert, zumindest den 
Standort Ludwigsfelde für die Nutzfahr-

zeug-Produktion langfristig zu sichern 
(Mercedes-Benz läßt an diesem früher 
dem Ifa-Kombinat zugehörigen Standort 
gegenwättig LKW montieren; vgl. FAZ 
vom 26.10.1992 und 3.11.1992). Kon­
flikte bei der angemessenen Vertretung 
sozialer Interessen von Mercedes-Benz­
Beschäftigten in West- und Ost­
deutschland scheinen vorprogranuniert. 
Wenn der Daimler-Benz-Konzern ande­
rerseits verkündet, keinerlei Abstriche 
bei seinen Plänen für ein stärkeres Aus­
landsengagement machen zu wollen 
(Kapazitätsaufbau bzw. -erweiterungen 
in Mexico und Südkorea; vgl. FAZ vom 
16.11.1992), wäre der Gesamtbetriebs­
rat wohl besser beraten, derartige Kapa­
zitätserhöhungen öffentlich zu 
problematisieren anstatt die ohnehin 
stark gebeutelten ostdeutschen Indu­
striestrukturen in die Schußlinie zu brin­
gen. Kompliziett könnte auch die Situa­
tion bei VW werden. Zum Jahresende 
1992 kündigte die Unternehmensleitung 
an, das PKW-Werk in Mosel (Nähe 
Zwickau) möglicherweise doch nicht so 
ausbauen zu wollen, wie zunächst ge­
plant. Der VW-Gesamtbetriebsrat hatte 
bereits früher erkennen lassen, daß die 
bestehenden Arbeitsplätze nicht durch 
den Ausbau anderer Werke gefährdet 
werden dürften. Schon 1990 wurde eine 
entsprechende Standort- und Beschäfti-

gungsgarantie für VW vereinbart (vgl. 
FAZ vom 12.12.1992). 
Deutlich wird, daß die IG Metall und die 
Betriebsräte in der Automobilindustrie 
zusätzlich zum "klassischen" Dilemma 
gewerkschaftlicher Umweltpolitik 
("Sollen angesichts drohender Beschäf­
tigungsprobleme ökologisch unverträg­
liche Arbeitsplätze wirklich aufgegeben 

werden'/") politisch und strategisch in 
eine weitere Zwickmühle zu geraten 
drohen: Der Konflikt zwischen Besitz­
standswahrung im Westen und Kampf 
gegen die ungeheure Massenarbeitslo­
sigkeit im Osten Deutschlands dürfte 
dann nicht lösbar sein, wenn nicht der 
Forderung um weitere 
Arbeitszeitverkürzung wieder oberste 
Priorität eingeräumt wird. 
Was betriebs- und tarifpolitisch die 
Arbeitszeitverkürzung, ist gesellschafts­
und umweltpolitisch die Orientierung 
auf eine epochale Wende in der Energie­
und Verkehrspolitik. Hierzu liegen 
entsprechende Vorschläge von wissen­
schaftlicher und von seilen der Umwelt­
bewegung vor (vgl. z.B. Hesse/Lucas 
1990). Sie mit branchen-, struktur- und 
regionalpolitischen Umbau- oder Kon­
versionsstrategien, die auf qualitative 
Änderungen von Produkten bis hin zu 
deren Substitution abzielen, zu verbin­
den, gehört zu den Gestaltungsaufgaben 
künftiger Gewerkschaftspolitik. Schluß 
gemacht werden muß mit dem Dualis­
mus von abstrakter Einsicht in das öko­
logisch Erforderliche ( obwohl es, wie 
wir gesehen haben, auch hierin noch 
mangelt) und der faktischen Nachsich­
tigkeit gegenüber der täglichen Umwelt­
zerstörung (nicht nur durch den 
motorisierten Individualverkehr). Es 

steht zu befürchten, daß angesichts der 
um sich greifenden Arbeitsplatzver­
nichtung ökologische Zielsetzungen. in 
der gewerkschaftlichen Agenda wieder 
unter "ferner liefen" geführt werden. 
Hermann Rappe hat diese "Chance" 
flugs ergriffen und eine Art 
umweltpolitisches Moratorium gefor­
dert. Der IG Metall kann der Vorwurf 
nicht erspart bleiben, die Jahre der 
Hochkonjunktur nicht ausreichend ge­
nutzt zu haben, um die umweltpoliti­
schen Bestandteile ihrer Programmatik 
aus den Konferenz- und Sitzungssälen 
heraus- und in die Betriebe hineingetra­
gen zu haben. In der Krise bläst der 
Wind aus einer anderen Richtung. 
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von Marianna Schauzu* 
Die Absicht der Bundesregierung, 
Rechtssicherheit für die Anwender der 
Gentechnik durch gesetzliche Regelun­
gen herzustellen, stieß 1988 auf breite 
Zustimmung sowohl in Wirtschaft und 
Politik als auch in Teilen der Gewerk­
schaften. Heftige Kritik an der Gentech­
nik wurde allerdings von den Grünen 
und von den Umweltverbänden geäußert 
und auch die SPD-Fraktion hat dem Ge­
setz Mitte 1990 nicht zugestimmt. Nach 
nunmehr gut zweijähriger Erlahrung er­
reichten die Kritiker aus Industrie und 
Wissenschaft, daß im Novem~r ein von 
der Koalition eingebrachter Änderungs­
antrag verabschiedet wurde, dessen In­
halt unter dem Stichwort "Deregulie­
rung" zusammengefaßt werden kann. 
Dem hat sich im wesentlichen die SPD­
Fraktion mit einem eigenen Antrag an­
geschlossen. Die FAZ meldete diese Zu­
stimmung am 19.9.92 unter der Über­
schrift "Auch die SPD will Gentechnik 
fördern". Diese Entwicklung vollzog 
sich, obwohl der Bundesparteitag der 
SPD noch im Mai 1991 den Inhalt des 
Gentechnikgesetzes aus Gründen "der 
Verantwortung für die Gesundheit von 
Lebewesen und Umwelt" abgelehnt hat. 
Mit dem Antrag des Bezirks Hessen-Süd 
zum Gentechnikgesetz (Nr. IR 409) 
wurde u.a. die Forderung verabschiedet, 
"wirtschaftliche Interessen hinter die 
von Umweltschutz und Gesundheit" zu 
stellen sowie "ein Moratorium von fünf 
Jahren für die Freisetzung genmanipu­
lierter Organismen" vorzusehen. Mit 
diesem Antrag wurde konsequent der 
hessischen Koalitionsvereinbarung zwi­
schen SPD und den Giiinen entsprochen, 
in der es u.a. heißt: "Die Koalitions­
partner gehen davon aus, daß jegliche 
Freisetzung zu unüberschaubaren Risi­
ken führt. Ziel muß deshalb die Verhin­
derung von Freisetzungen sein." 
In einer Presse-Mitteilung des for­
schungspolitischen Sprechers der SPD­
Bundestagsfraktion, Josef Vosen, vom 
1.10.92 klingt es schon anders: "Die 
EG-Richtlinien müssen so geändert wer­
den, daß sie einer breiten und raschen 
Nutzung der Gentechnik nicht mehr im 
Wege stehen. Die EG-Richtlinien müs­
sen Ralunenbedingungen schaffen, die 
mit denen der USA und Japans ver­
gleichbar sind." Zum Hintergrund: Die­
se EG-Richtlinien sind 1990 mit dem 
Gentechnikgesetz in nationales Recht 
umgesetzt worden und können nicht im 
nationalen Alleingang geändert werden. 

• Dr. Marianna Schauzu, Dipl. Biologin, Berlin 
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im Genlabor? 

Auch gegen Freisetzungen hat die SPD­
Fraktion jetzt keine grundsätzlichen 
Einwände mehr. Einig sind sich die 
Fraktionen der Regierungskoalition und 
der SPD darin, daß es keine Abstriche 
beim Schutz von Mensch und Umwelt 
geben darl. 
Die PDS/Linke Liste, die IG Metall und 
die Umweltverbände halten hingegen an 
ihrer Forderung des Verbots von Freiset­
zungen und der Streichung der im Ge­
setz verankerten Förderung der Gen­
technik fest. 
Der SPD wird vorgeworlen, sich dem 
Druck der Industrielobby gebeugt zu ha­
ben. Tatsächliche hat die konservative 
Presse erheblichen Druck ausgeübt. So 
prophezeite die Wirtschaftswoche eine 
"Zukunft mit Frust", die Zeit warnte: 
"Die Zukunft wandert aus" und in der 
FAZ war vom "Hürdenlauf der Gen­
technik" die Rede. 
Die SPD muß sich messen lassen an ih­
ren im Grundsatzprogramm von 1989 
formulierten Forderungen, zu denen die 
"Erhaltung der wirtschaftlichen Lei­
stungsfähigkeit" gehört, aber auch die 
Verhinderung technischer Neuerungen, 
"deren Risiken nicht abzuschätzen oder 
die demokratisch nicht beherrschbar 
sind". "Technik muß so gestaltet und 
eingesetzt werden, daß Fehler be­
herrschbar und korrigierbar und 
Fehlentwicklungen durch künftige Ge­
nerationen revidierbar sind. ... Schon im 
Stadium der Forschungsplanung muß 
eine Abschätzung der möglichen Folgen 
der Technikentwicklung und -anwen­
dung vorgenommen werden. Dabei sind 
alternative Varianten der Forschungs-

Zu einer nicht 
stattfindenden 
Diskussion 
in der SPD 

planung zuzulassen und im Bürgerdia­
log zur Diskussion zu stellen .... Wo im­
mer Dialoge um technische Alternativen 
geführt werden, brauchen sie die Hilfe 
der Wissenschaft." Forderungen, die 
vor dem Hintergrund der Erlahrungen 
mit der Atomtechnologie formuliert 
wurden. 

Welche 
Chancen 
bietet 
die 
Gentechnik? 
Die von den Medien verbreiteten Infor­
mationen über die Gentechnik sind 
widersprüchlich und meist entweder ein­
seitig von Technikeuphorie oder von un­
reflektierter Technikfeindlichkeit beein­
flußt. Die Partei muß sich schon die 
Mühe machen, Chancen und Risiken der 
Gentechnik selbständig zu bewerten. 
Mit dem Begriff Gentechnik wird ein 
moderner Zweig der Biotechnologie be­
zeichnet. Dabei muß klargestellt wer­
den, daß Gentechnik weder mit in vitro­
Fertilisation (künstlicher Befruchtung) 
noch mit Leihmutterschaft verwechselt 
werden sollte. Mit diesen Reizworten 
wird die Horrorvision vom "geklonten" 
Menschen mit Eigenschaften aus dem 
Katalog suggeriert. Angst und Un­
kenntnis bestimmen die oftmals emotio­
nal und irrational geführten Diskussi­
onen um Chancen und Risiken der Gen-
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teehnik- Ein sachlich fundierter Stand­
punkt läßt sich unter diesen Voraus­
setzungen nur schwer erreichen. 
Neu ist der von einigen Gentechnik­
Gegnern grundsätzlich verurteilte Ein­
griff durch den Menschen in die Natur 
aber keineswegs. Vielmehr hat die Bio­
technologie eine lange Tradition. Schon 
in frühgeschichtlicher Zeit wurden He­
fen, Pilze und Bakterien zur Herstellung 
von Bier, Brot, Käse und Joghurt einge­
setzt, allerdings noch ohne Kennmis der 
dabei ablaufenden Stoffwechselvor­
gänge. 
Die klassische Biotechnologie entstand 
zu Beginn dieses Jaluhunderts. Sie 
machte sich die biologischen Synthese­
leistungen von Mikroorganismen, tieri­
schen oder pflanzlichen Zellen zur Ge­
winnung z.B. von Antibiotika, Vitami­
nen und Enymen zunutze. 
Optimiert wurden die Herstel­
lungsprozesse durch Auswahl der am 
besten geeigneten Organismen. Die 
Auswahlmöglichkeiten konnten vergrö­
ßert werden durch natürliche auftretende 
oder z.B. mit Hilfe von UV-Bestrahlung 
erzielte Mutationen - durch Züchtung 
also. Züchtung zielt ab auf die Verände­
rung oder Neukombination von Eigen­
schaften, die - wie die Genetik.er seit 
Gregor Mendels Versuchen mit Erbsen 
Mitte des 19. Jh. wissen - auf der 
Neukombination von Genen beruht. 
Im Gegensatz zu den in der traditio­
nellen Pfanzen- und Tierzüchtung übli­
chen langwierigen Kreuzungstechniken 
können mit Hilfe der Gentechnik einzel­
ne Gene gezielt und über Artengrenzen 
hinweg übertragen werden - man könnte 
es Evolution im Zeitrafferverfahren nen­
nen. So ist es möglich, Pflanzen bei­
spielsweise mit spezifischen viralen Ge­
nen auszustatten, die Resistenz gegen 
Virusbefall vermitteln, oder den Nähr­
wert von Lebensmitteln durch Übertra­
gung der Gene für die Produktion 
hochwertigerer Eiweiße oder Fettsäuren 
zu verbessern. 
Ein neuer Anwendungsbereich er­
schließt sich in der Medizin mit der als 
somatische Gentherapie bezeichneten 
Methode. Dabei werden beispielsweise 
Patienten, die an schwerwiegenden 
Stoffwechseldefekten oder an Krebs lei­
den, Zellen entnommen. Das für den 
Schaden verantwortliche defekte Gen 
wird gegen ein intaktes ausgetauscht 
und die transgenen Zellen werden den 
Patienten zurückgegeben. 
Anfang der siebziger Jalue wurde die 
Gentechnik mit einem Experiment in ei-

nem US-amerikanischen Labor eingelei­
tet. Im Reagenzglas (in vitro) gelang es, 
in ein Bakterium ein fremdes Gen 
einzuführen, dieses stabil zu etablieren 
und zu vermehren und so gleichartige 
"Klone" zu produzieren. Die Grund­
steine für diesen Durchbruch waren 
durch eine Reihe vorangegangener Er­
kenntnisse in der Molekularbiologie ge­
legt worden. Dazu gehört der Nachweis, 
daß die DNA (Desoxyribonukleinsäure) 
Träger der Erbinformation ist (1944), 
die Aufklärung der DNA-Struktur 
(1953), die Entschlüsselung des geneti­
schen Codes (1961) und die Entdeckung 
von Enzymen, mit denen die DNA an 
definierten Stellen zerlegt und wieder 
zusammengefügt werden kann (1972). 
Seither läuft nicht nur die Grundlagen­
forschung sondern auch die anwen­
dungsorientierte Forschung mit Hilfe 
der Gentechnik weltweit auf Hochtou­
ren. In den USA gingen in den achtziger 
Jaluen etliche Gentechnik-Unternehmen 
an die Börse. 1982 bereits gelang der 
US-amerikanischen Firma Eli Lilly die 
Herstellung von bakteriell erzeugtem 
Humaninsulin, das seit 1984 auch in 
deutschen Apotheken zu haben ist und 
zur Behandlung der Insulinmangel-Dia­
betes angewendet wird. International 
sind inzwischen weit mehr als 100 mit 
Hilfe der Gentechnik hergestellte Arz­
neimittel und Impfstoffe in der klini­
schen Prüfung. 
Nicht nur in der Medizin und der 
phannazeutischen Industrie sondern 
auch in der Landwirtschaft und auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes werden gro­
ße Hoffnungen in die Entwicklung der 
Gentechnik gesetzt. Die US-amerikani­
sche Regierung betrachtet die 
Biotechnologie als eine der wichtigsten 
Wachstumsbranchen und hat in diesem 
Jahr nicht nur die bürokratischen 
Vorschriften gelockert sondern auch an­
gekündigt, die Subventionen für die For­
schung auf diesem Gebiet aufzustocken. 
Das japanische Ministerium für Handel 
und Industrie (MITI) erklärte, wie einst 
die Mikroelektronik, nun die Entwick­
lung der Biotechnik zum strategischen 
Ziel. 
Während es in den USA bereits etwa 
300 und in Japan 130 gentechnische Pro­
duktionsanlagen gibt, sind in der Bun­
desrepublik bisher erst drei Anlagen ge­
nehmigt worden: Die Firma Grünenthal 
stellt das Enzym Urokinase (Handelsna­
me: Saruplase) zur Auflösung von Blut­
gerinnsel beim Herzinfarkt her, die 
Hoechst-Tochter Behringwerke produ-

ziert Erythropoietin (EPO) zur Sti­
mulation der Bildung roter Blutkör­
perchen z.B. bei Anämie und die BASF­
Tochter Knoll den Tumornekrosefaktor 
(TNF) zur Krebstherapie. 
Die Firma Hoechst hingegen hat bis heu­
te keine Genehmigung für ihre Insulin­
Produktionsanlage in Hessen erhalten. 
Das Genehmigungsverfahren läuft seit 
1984 (und gab den Anlaß zur Forderung 
gesetzlicher Regelungen für die Gen­
technik, um Rechtsklarheit herzustel­
len). Deutsche Finnen wie Schering, 
Bayer, BASF und Hoechst investieren 
inzwischen verstärkt in den Auf- oder 
Ausbau ihrer amerikanischen und japa­
nischen Zweigstellen und Geschäfts­
partner. 
Mit einer Vielzahl von Freisetzungs­
experimenten, vor allem in den USA, 
aber auch in Frankreich, Belgien, den 
Niederlanden und sogar in großem Stil 
in China, wird der Einsatz transgener 
Nutzpflanzen in der Lebensmittel­
produktion vorbereitet. Marktreife hat 
bereits eine von einer US-amerikani­
schen Firma mit Hilfe der Gentechnik 
haltbar gemachte, aber trotzdem Arom;, 
entwickelnde Tomate erlangt. ,:. !:: i; : 
In der Bundesrepublik gab es nodttim 
letzten Jalu erbitterten Widerstand gta 
gen die Freisetzung von Petunien - ein 
Experiment, mit dem Fragen der 
Grundlagenforschung beantwortet wer­
den sollten. Inzwischen machen Anträge 
auf Freisetzung gentechnisch veränder­
ter Kartoffeln und Zuckerrüben Schlag­
zeilen und werden mehr oder weniger 
kritisch kommentiert. 

... und 
die 
Risiken? 
Während Befürworter der Gentechnik 
auf die Lösung globaler Probleme wie 
Epedemien, Unterernährung und Um­
weltschäden hoffen, befürchten Kritiker 
unbeabsichtigte und vor allem unvorher­
sehbare Nebenwirkungen. Sie werfen 
den Gentechnikern mangelndes 
Risikobewußtsein und Desinteresse an 
der Sicherheitsforschung vor. 
"Nichts ist ohne Risiko zu haben - das 
ist niemals anders gewesen, seit es Le­
ben gibt", so der Molekularbiologe, 
Evolutionsforscher und Nobel­
preisträger Manfred Eigen anläßlich ei­
ner Preisverleihung in der Frankfurter . 
Paulskirche. Abzuwägen ist in der Tat 
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immer wieder, welches Risiko und da­
mit welcher Preis für den gesellschaft­
lichen Nutzen einer Technik verantwor­
tet werden kann. 
Relativ unumstritten ist auch in der we­
nig aufgeklärten Bevölkerung, daß gen­
technische Forschung mit dem Ziel der 
Impfstoffentwicklung notwendig ist und 
dabei auch gewisse Risiken, sprich Ne­
benwirkungen, in Kauf genommen wer­
den müssen, wenn auf der anderen Seite 
der Bilanz die Rettung vom Tod bedroh­
ter Infizierter steht. Ganz anders sieht es 
mit der Akzeptanz auf dem Gebiet der 
Lebensmittelproduktion aus. In einer 
Befragung europäischer Erwachsener 
äußerten sich 32 % etwas und 38 % sehr 
besorgt hinsichtlich möglicher Risiken. 
In den USA scheinen eher pragmatische 
Kriterien die Entscheidung zu beeinflus­
sen: schmackhaftere Tomaten und cho­
lesterinfreie Lebensmittel werden, unab­
hängig von der Herstellungstechnik, be­
grüßt. 
Für das Verantwortungsbewußtsein der 
Forscher spricht, daß sehr bald über 
mögliche Gefahren der neuen Technik 
nachgedacht und 1975 auf der berühmt 
gewordenen Konferenz von Asilomar/ 
Kalifornien ein freiwilliges Moratorium 
beschlossen wurde, wonach gentech­
nische Experimente angesichts der un­
geklärten Risiken zunächst ausgesetzt 
werden sollten. Ein Jahr später wurden 
in den USA für Arbeiten mit rekombin­
anter DNA strenge Sicherheits­
richtlinien herausgegeben, die - dem 
Stand von Wissenschaft und Technik 
entsprechend - bald wieder gelockert 
wurden. 
Auch in der Bundesrepublik gab es bis 
zum Inkrafttreten des Gentechnikgeset­
zes "Richtlinien zum Schutz vor Gefah­
ren durch in vitro neukombinierte 
N ukleinsäuren", die verbindlich waren 
für Forschungsprojekte, die aus öffentli­
chen Mitteln gefördert wurden und von 
der Industrie freiwillig akzeptiert wur­
den. 
Nach fast zwanzig Jahren Erfahrung mit 
dieser Technik hat sich die ursprüngli­
che Befürchtung, daß unerwartete oder 
qualitativ neue Risiken auftreten könn­
ten, als unbegründet erwiesen. Auch die 
Auswertung der weltweit über 500 
Freisetzungen gentechnisch veränderter 
Organismen, vor allem transgener Pflan­
zen, auf einer internationalen Konferenz 
zum Thema Sicherheitsforschung im 
Mai dieses Jahres in Goslar bestätigte 
dies. Untersucht wurden dabei die we­
sentlichen Sicherheitsaspekte wie Gen-
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stabilität, Gentransfer (Übertragung der 
Gene auf andere Organismen wie z.B. 
Bodenbakterien), Verbreitung von Pol­
len und Samen und die Gefahr der Ver-
wilderung, direkte und indirekte 
Auswirkungen der eingeführten 
Veränderung auf die transgenen wie 
auch auf andere mögliche in Kontakt 
stehende Organismen. 
Ausgehend davon, daß hundertprozenti­
ge Risikofreiheit nicht möglich ist, be­
steht unter Wissenschaftlern Konsens 
darüber, daß eine Äbschätzung potenti­
eller Risiken im Vergleich zu den in der 
Natur vorliegenden Risiken durch 
vergleichbare Organismen vorgenom­
men werden muß. Auf der Basis rationa­
ler Argumente ist dann zu entscheiden, 
inwieweit eine Überschreitung ak­
zeptabel ist. 

Die 
gesetzlichen 
Grundlagen 
der Gentechnik 
in der 
Bundesrepublik 
Mit Inkrafttreten des Gentechnikgeset­
zes im Juli 1990 sind dem Risikopotenti­
al gentechnischer Arbeiten in Laborato­
rien entsprechende organisatorische, 
technische und biologische Sicherheits­
maßnahmen vorgeschrieben, deren Ein­
haltung dezentral von den zuständigen 
Länderbehörden kontrolliert werden. 
Die Risikoeinstufung und die notwendi­
gen Sicherheitsmaßnahmen werden von 
einem unabhängigen Expertengremium, 
der Zentralen Kommission für die Bio­
logische Sicherheit (ZKBS), vorgenom­
men, das aus zehn auf dem Gebiet der 
Biowissenschaften tätigen Hochschul­
lehrern sowie fünf Vertretern der 
gesellschaftlich Gruppen, d.h. Gewerk­
schaften, Wirtschaft, Umweltschutz, 
Forschungsförderungs- und Arbeits­
schutzorganisationen, besteht. 
Vorgesehen sind für Laboratorien vier 
dem Risiko entsprechende Sicherheits­
stufen. Die meisten gentechnischen Ar­
beiten ( ca. 90 % ) in bundesdeutschen 
Forschungslabors werden in der Si­
cherheitsstufe 1 durchgeführt. Sicher­
heitslabors der Stufe 4 gibt es in der 
Bundesrepublik bislang nicht, Stufe 3-
Labors nur sehr wenige. 

Strenge Sicherheitsmaßstäbe werden 
auch an die Freisetzung und das Inver­
kehrbringen gentechnisch veränderter 
Organismen angelegt. Ganz wesentlich 
für eine Genehmigung, die zentral beim 
Bundesgesundheitsamt beantragt wer­
den muß, ist in beiden Fällen eine Risi­
koanalyse, die vor allem auf die von Kri­
tikern angeführte Gefahr abhebt, daß 
sich gentechnisch veränderte Orga­
nismen aufgrund neuer Eigenschaften 
unkontrolliert ausbreiten, die neu einge­
führten Gene auf andere Organismen 
übertragen und so unvorhersehbare Fol­
gen verursachen könnten. 
Im Zentrum der Kritik des Gentechnik­
gesetzes, der sich jetzt die SPD-Fraktion 
im wesentlichen angeschlossen hat, 
steht vor allem die verwaltungs­
technische Handhabung durch die 
zuständigen Länderbehörden. Das Ge­
setz bietet in der derzeitigen Form einen 
Interpretations- und Ermessens­
spielraum, der zu einer sehr unterschied­
lichen Genehmigungspraxis in den 
Bundesländern führt. 
Die nach dem Gentechnikgesetz gefor­
derte länderübergreifende Gleichbe­
handlung der Betreiber ist so nicht im­
mer gewährleistet. 
Während in den USA und in Japan für 
Laboratorien der Sicherheitsstufe 1 kei­
ne Anmelde- oder Genehmigungsver­
fahren vorgesehen sind, sondern davon 
ausgegangen wird, daß die Regeln soge­
narmter guter Laborpraxis befolgt wer­
den, müssen in Deutschland bis zu 100 
Seiten Formulare für die Anmeldung 
bzw. Genehmigung gentechnischer Ar­
beiten ausgefüllt und hohe Gebühren 
entrichtet werden. Dieser Aufwand ist 
bisher für alle gentechnischen Arbeiten 
fast gleichermaßen hoch, unabhängig 
davon ob es sich um solche der Sicher­
heitsstufe 1, 2 oder 3 handelt. 
Gefordert wird die Ausrichtung der not­
wendigen formalen Schritte an der Risi­
kolage und eine Entlastung aller Betei­
ligten von den Formalitäten in den unte­
ren Sicherheitsstufen. Regierungskoali­
tion und SPD sind sich einig in ihrer 
Forderung nach der Beseitigung 
bürokratischer Hürden für gentechni­
sche Arbeiten der Sicherheitsstufe 1, bei 
denen per Definition nicht von einem 
Risiko auszugehen ist. 
Für den international üblichen Aus­
tausch gentechnischer Organismen zu 
Forschungszwecken wird eine Befrei­
ung von der Genehmigungspflicht gefor­
dert, die SPD-Fraktion fordert dabei eine 
Beschränkung auf die OECD-Staaten. 
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Impfstoffe sollen nicht unter die 
Freisetzungsbestimmungen fallen. Der 
Koalitionsantrag berücksichtigt auch die 
für die Industrie und Wissenschaft glei­
chermaßen bedeutsame Forderung nach 
Erstellung einer Liste von begrenzbaren 
Organismen - z.B. Pflanzen, deren Aus­
breitung kontrollierbar ist -, für deren 
Freisetzung ein vereinfachtes 
Genehmigungsverfahren, d.h. ohne Öf­
fentlichkeitsbeteiligung, vorgesehen 
werden kann. Diese Forderung war im 
Antrag der SPD-Fraktion nicht enthal­
ten. 
Die SPD-Fraktion hat in ihrem Antrag, 
der im Bundestag keine Mehrheit fand, 
darüber hinaus eine stärkere Beteiligung 
der Betriebs- und Personalräte sowie ein 
jedermarm zugängliches öffentliches 
Register, das über alle erteilten Ge­
nehmigungen der Sicherheitsstufen 2 bis 
4 informiert, gefordert. 
Im ebenfalls abgelehnten Antrag der 
Fraktion der PDS/Linke Liste wird jede 
Freisetzung und Anwendung genetisch 
veränderter Organismen verurteilt und 
soll ggf. unter Strafe gestellt werden. 
Die Abgeordnete der PDS/Linke Liste, 
Ingeborg Philipp, begründete den An­
trag in der Bundestagsdebatte damit, daß 
es keine sichere Gewähr gegen einen 
Mißbrauch gibt. Sie stellt fest, daß dies 
ein Fluch der Wissenschaft sei, die die 
Religion verdrängt habe und "daß wir 
eine Religion brauchen, die dem Men­
schen inneren Halt gibt und die ihm die 
wahren Prioritäten für sein Leben 
zeigt." 

Ist ein bundesdeut­
scher Ausstieg aus 
der Gentechnik 
verantwortbar? 
Es kann davon ausgegangen werden, 
daß über das jetzt in Vorbereitung be­
findliche Änderungsgesetz zum Gen­
technikgesetz Konsens zwischen Regie­
rungskoalition und SPD-Fraktion 
dahingehend hergestellt werden karm, 
daß bürokratische Hemmnisse mini­
miert werden und damit die für For­
schung und Produktion hinderlichen lan­
gen Fristen verkürzt werden. 
Nicht erkennbar ist bislang eine gezielte 
Auseinandersetzung mit diesem für die 
Zukunft bedeutsamen Technologie­
zweig innerhalb der SPD. Die Stimmen 
aus der Partei zu diesem Thema sind dif-

fus und kontrovers. Während der 
forschungspolitische Sprecher Josef Vo­
sen sich mit seinen Forderungen dem 
Standpunkt von Industrie und Wissen­
schaft angenähert hat, versucht der 
Vorsitzende der Enquetekommission 
Gentechnik, Wolf-Michael Catenhusen, 
ausgewogen dem Förder- und Schutzge­
danken des Gentechnikgesetzes gerecht 
zu werden. Marliese Dobberthien, 
Bundestagsabgeordnete aus Hamburg, 
schließt sich hingegen vehement den 
Kritikern an, die u.a. die Kennzeichnung 
der mit gentechnischen Methoden her-

gestellten Lebensmitteln fordern. Dies 
weniger im Hinblick auf Information 
über veränderte Inhaltsstoffe als viel­
mehr mit der Begründung, daß der mün­
dige Verbraucher die Wahl haben muß, 
sich gegen eine von ihm abgelehnte 
Technik zu entscheiden. 
Auch wenn Mißtrauen gegenüber dem 
Einsatz moderner Technologie unter den 
harten Marktmechanismen des Kapita­
lismus immer angebracht ist, ist doch 
eine sorgfältige Abwägung von Nutzen 
und Risiken unumgänglich. Dabei dür­
fen weder Befürchtungen über drohen­
den Arbeitsplatzabbau noch irrationale 
Ängste im Vordergrund stehen. 
Die Rolle der Medien ist nicht gerade 
hilfreich für eine objektive Urteilsfin­
dung. So nahm beispielsweise im No­
vember 1992 die bundesdeutsche Presse 
unisono die Schließung eines Genlabors 
der Universität in Marburg durch die zu­
ständige Behörde zum Anlaß, statt seriö­
ser Berichterstattung Sensations­
meldungen über die unerlaubte Herstel­
lung von "Krebsbakterien" zu verbrei­
ten. Näheres über die Hintergründe 

konnte der des Englisch kundigen 
interessierte Bürger aus dem britischen 
Wissenschaftsjournal "Nature" erfah­
ren: Die inkriminierten gentechnischen 
Arbeiten dienen der Krebsforschung; 
nach den Kriterien des Gentechnikge­
setzes geht von ihnen kein Sicherheits­
risiko aus. Das Versäumnis des verant­
wortlichen Wissenschaftlers besteht dar­
in, einen Raumwechsel nicht ordnungs­
gemäß gemeldet zu haben, 
Der SPD ist anzuraten, auf rationaler 
Basis einen Standpunkt zu entwickeln, 
wie sie es auch in der Atomenergiede-

hatte getan hat. Doch die Risiken beider 
Technologien sind nicht vergleichbar. 
Gegenwärtig gibt es keine Hinweise da­
für, daß bei Einhaltung adäquater 
Sicherheitsmaßnahmen mit gentech­
nisch veränderten Organismen nicht ge­
nauso sicher gearbeitet werden kann wie 
dies seit Jahrzehnten auch im Umgang 
mit hochinfektiösen Krankheitserregern 
gewährleistet ist. 
Eine industriepolitisch verantwortbare 
Entscheidung kann nicht darin bestehen, 
aufgrund einer gegenwärtig nicht beste­
henden Akzeptanz in der Bevölkerung 
generell Nein zur Gentechnik zu sagen. 
Notwendig ist die inhaltliche Auseinan­
dersetzung mit dem derzeitigen Stand 
der wissenschaftlichen Kenntnisse. Dies 
kann der Partei nicht erspart werden! 
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von Dr. Marliese Dobberthien, MdB 

Seit bald zwei Jahrzehnten ist es mög­
lich, Veränderungen der genetischen 
Konstellation von Lebewesen im Labor 
vorzunehmen. Diese Technik erlaubt es, 
die Desoxyribonukleinsäure (DNS) als 
Träger aller Erbinformationen zu verän­
dern und durch neue Eigenschaften zu 
ergänzen. 
Der Anwendungsbereich betrifft alles 
Lebende auf dieser Erde: Mikroorga­
nismen, Pflanzen, Tiere, Menschen. Jede 
lebende Zelle, isoliert oder im ar­
beitsteiligen Zellverbund eines Organis­
mus, wie sie sich in den 3 Mrd. Jahren seit 
Entstehung allen Lebens entwickelt hat, 
kann grundsätzlich zum Objekt wissen­
schaftlicher Forschung und gentech­
nischer Manipulation werden. 
Die Gentechnik gilt mittlerweile als 
Schlüsseltechnologie. Sie eröffnet viel­
faltige Anwendungsmöglichkeiten in 
Medizin, Landwirtschaft, in der Nah­
rungsmittelproduktion und in der Indu­
strie. 
Ein umsatzträchtiger Markt wird erwar­
tet. Die "Business Week" bezeichnete 
unlängst die Gentechnik als "America's 
dream maschine", eine Maschine, die 
Erwartungen und Hoffnungen erzeugt. In 
Dollar ausgedrückt konnte mit dieser 
dream maschine namens Bio- und Gen­
technik weltweit bereits ein Umsatz von 4 
Mrd. Dollar erzielt werden. Die Wirt­
schaftswoche schreibt, daß 97 Bio-Tech­
Firmen der USA im Jahre 1991 3,7 Mrd. 
Dollar für ihre Wertpapiere bekamen und 
im Jahre 2000 einen weltweiten Umsatz 
bei Bio-Tech-Medikarnenten von 60 
Mrd. Dollar erwarten (Wirtschaftswoche 
vom 17.7.1992). 
US-Investoren setzen wie nie zuvor auf 
die Gentechnik und kauften 1991 für 4,5 
Mrd. Dollar Aktien. Sie spekulieren dabei 
auf die Entwicklung von Diagnostika und 
lebensrettenden Medikamenten zur Be­
handlung von Er~ungen des zentra-
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len Nervensystems, von Autoimmun­
krankheiten, von Herz-Kreislauf-Krank­
heiten, von Krebs und AIDS. Das Insti­
tut der Deutschen Wirtschaft lockt kühn 
mit sagenhaften Beschäftigungsmög­
lichkeiten dank Gentechnik. Es glaubt, 
sie schaffe bis zum Jahre 2000 in Europa 
2 Mio. Arbeitsplätze. 

Das Gentechnik­
gesetz (GenTG) ~ 
von1990 ~ 
In der Bundesrepublik Deutschland wird 
seit Jahren mit den Gentechnik experi­
mentiert. Eine gewisse Rechtssicherheit 
wurde jedoch erst mit Inkrafttreten des 
Gentechnikgesetzes (GenTG) vom 
1.7.1990 geschaffen, das durch 5 Rechts­
verordnungen ergänzt wurde. 
Mit dem Gentechnikgesetz sollten 3 Ziele 
erreicht werden: 

die Festschreibung eines hohen 
Sicherheitsstandards 
die Gewährleistung eines Mindest­
maßes an Transparenz und Öffent­
lichkeit 
die Schaffung von Rechtssicherheit 
für alle Beteiligten inklusive den Be­
troffenen. 

Doch die schnelle Durchpeitschung des 
Gesetzes erschwerte die breite Dis­
kussion. Wissenschaft und Industrie sa­
hen durch die verhältnismäßig restrikti­
ven Bestimmungen des Bundesimmi­
ssionsschutzgesetzes (BimSchG) ihre 
Arbeit gefährdet und drängten auf Be­
schleunigung des Gesetzgebungsver­
fahrens. Damit wurde jedoch die Chance 
vertan, einen breiten Konsens auch in 
der kritischen Öffentlichkeit über die 
Handhabung der heiklen Technik zu er­
zielen. 

n d e 
Deregulierung der 
Sicherheits- ,. 
bestimmungen? ~ 
Heraus kam ein Gesetz mit erheblichen 
Mängeln. Die zentrale Frage der Gen­
technologie, nämlich ihre Risikobewer­
tung, erfolgt weitgehend unter Aus­
schluß der (Fach-)Öffentlichkeit. Die 
Zuordnung gentechnischer Arbeiten zu 
Sicherheitsstufen und der dazugehörige 
Katalog für Sicherheitsmaßnahmen er­
folgt durch Rechtsverordnung. Andere 
Umweltgesetze wie das BimSchG oder 
Abfallgesetz schreiben im Gegensatz 
zum GentechG die Anhörung beteiligter 
Kreise vor. Nach GentechG ist lediglich 
die Zentrale Kommission für Biologi­
sche Sicherheit (ZKBS) anzuhören und 
die Zustimmung des Bundesrates er­
forderlich. Öffentliche Anhörungsver­
fahren sind nur im Rahmen von Ge­
nehmigungen für gewerbliche Anlagen 
der Sicherheitsstufen 2-4 durchzuführen. 
Arbeiten und Anlagen zu Forschungs­
zwecken müssen auf niedriger Sicher­
heitsstufe nur angemeldet werden. 
Öffentliche Anhörungen sind nicht vor­
gesehen. 
Doch schon dieses Gesetz rief Forscher 
wie Industrie gegen sich auf den Plan. 
Keine 2 Jahre in Kraft wurde im Januar 
1992 vor Parlamentariern beklagt, daß 
mit dem Gesetz zuviel Bürokratie, zu 
großer Aufwand, zu lange Genehmi­
gungszeiten und zu wenig Förderung 
verbunden sei. Mit Parolen wie "Gen­
technik im Würgegriff' (FAZ 12.2.92), 
''Schikanen" und ''Regelungsexesse" 
(Gentech-Papst Prof. Winnacker lt. SZ v. 
13.3.92), "Unzumutbarer bürokratischer 
Aufwand" (D. Brauer, Hoechst AG und 
P. Stadler, Bayer) wird Stimmung gegen 
das Gesetz erzeugt (lt. GID 76 v. März 
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1992). Der Verband der chemischen In- men praktisch erprobt wurde. In der 
dustrie (VCI) verlangt die Deregulie- deutschen Gesetzgebung fehlt eine der­
rung bei der Sicherheitsstufe 1 und er- artige Vorschrift. Dabei hat das deutsche 
hebliche Erleichterungen bei S 2. GenTG nicht einmal das Schutzniveau 
Wolfgang Hilger, Präsident des VCI und der Abwasserverwaltungsvorschrift er­
Vorstandsvorsitzender der Hoechst AG, reicht. Diese verlangt eine vollständige 
beklagt, das GenTG sei zu einem Inaktivierung aller gentechnisch 
"Vehikel für die Blockade verkom- veränderten Organismen durch Sterilisa­
men" und behindere "massiv die tion des Abwassers. Das Gentechnikge­
Anwendung der Gentechnik". setz fordert diese nur für die Sicherheits­
Und so verlangt er eine umfassende De- stufen 3 und 4. Das heißt, gut 95% aller 
regulieruilg, aber nicht nur des deut- Labors werden von dieser Regelung gar 
sehen Gentechnikgesetzes, sondern nicht erst betroffen und dürfen ihr Was­
gleich auch der teilweise strengeren EG- ser ohne Vorbehandlung und auch nach 
Vorschriften. Die unverhohlene Dro- unvollständiger Inaktivierung einleiten. 
hung, ihre gentechnische Forschung und Neuere Erkenntnisse lassen jedoch keine 
Produktion ins Ausland zu verlegen, fin- Z weife! aufkommen, daß sich gentech­
det prompt ein offenes Ohr bei der Bun- nisch veränderte Mikroorganismen in 
desregierung, insbesondere angesichts Abwässern und Kläranlagen besonders 
rückläufiger Konjunkturdaten. Auf Re- wohl fühlen. Es ist jedoch in den wenig­
gierungsseite ist in der Tat Deregulie- sten Fällen möglich, Gefahren eines 
rung angesagt, obwohl die EG genau das bestimmten gentechnisch veränderten 
Gegenteil verlangt. Mikroorganismus genau zu beschreiben, 
Denn die EG-Kommission forderte am da das Verhalten von gentechnisch ver-
6. August 1992 die Bundesregierung zur änderten Organismen und rekombinanten 
gesetzlichen Nachbesserung auf, die be- DNA in Ökosystemen bisher unzurei­
reits vor einem Jahr in nationales Recht chend erforscht ist. Schon eine solche 
hätte umgesetzt sein müssen. Nach Briis- gravierende Wissenslücke rechtfertigt die 
seler Auffassung verstößt deutsches strikte Einhaltung aller möglichen Vor-

Recht in 14 Punkten gegen zwei EG- sDichetsmraß'n'aNhmuentz. en''~--.-:,-·· .. ·, .',, Richtlinien. Deutsche Expertinnen und .. 
Experten bestätigen die Kommis-
sionsauffassung in vielen Punkten. ui 

. . ~, der Gentechn11t ~ 
EG-Komm1ss10 . s ... Aber statt die angemahnte Anpassung an 

Mängel im / ,,., 3 
EG-Recht vorzunehmen, sind im deut-
schen Recht Deregulierungen angesagt. 

deutschen GenTG Deregulierung heißt auch weniger Kon­

Z.B. fehle im deutschen Recht eine Be­
stimmung für den Transport von Mi­
kroorganismen; genmanipuliertes leben­
des Material kann tatsächlich per Post 
kreuz und quer durch die Republik ge­
sandt werden. Bedeutet das, daß auch ge­
ntechnisch manipulierte pathogene und 
kanzerogene Viren und Bakterien zum 
Versandgut werden? Da aber nicht einmal 
der Postminister bestreitet, daß Post­
sendungen beschädigt werden oder gar 
verlorengehen können, bedarf es keiner 
besonderen Phantasie, die damit verbun­
denen Gefährdungspotentiale zu erah­
nen. Es fehlt aber auch eine Pflicht zur 
Entwicklung von Notfallplänen mit Un­
terrichtung der Öffentlichkeit ebenso 
wie eine behördliche Unfallunterrichtung. 
Und es fehlen gestufte Verfahren. Die EG 
erlaubt die Marktfreigabe eines Gentech­
nikprodukts nur dann, wenn es zuvor in 
Feldversuchen in betroffenen Ökosyste-

trolle, weniger Überwachung, weniger 
Transparenz einer Technik, die viele Fra­
gen aufwirft. Fragen nach Zweck, Ziel 
und Nutzen der Gentechnik und Fragen 
nach Gefährdungspotentialen und Risi­
kobewertung, aber auch Fragen nach der 
ethischen Bewertung menschlichen For­
schungsdranges. 
Z.B.: Die gentechnisch manipulierte To­
mate mit Anti-Matsch-Gen suggeriert 
Frische auch nach Wochen. Sie ist gewiß 
für Landwirte, Lebensmittelindustrie und 
Transportwesen wirtschaftlicher als die 
herkömmliche verderbliche Tomate. 
Aber wird auch der Verbraucher noch 
Nutzen haben, wenn die Tomate zwar 
frisch aussieht, jedoch bereits uralt ist? 
Wird er nicht über den Frischegrad ge­
täuscht? 
Oder: Wem nützt die herbizidresistente 
Pflanze, die zwar die Giftdusche überlebt, 
aber dafür den sorgloseren Umgang mit 
Herbiziden geradezu provoziert. Das 

Total-Herbizid "Basta", ein absoluter 
Pflanzenkiller, tötet jede Pflanze mit 
Ausnahme der herbizidresistenten. Wie 
wirken die in den Böden verbleibenden 
Rückstände von Pestiziden, Insektiziden 
und Herbiziden auf das Bodenleben und 
das Trinkwasser? 
Oder: Warum soll der Verbraucher Käse 
kaufen, der mittels des gentechnisch er­
zeugten Labfennentes Chymosin herge­
stellt wurde, wo doch in Tierversuchen 
Organverfärbungen festgestellt wurden? 
Verbraucher verlangen mehr denn je 
naturbelassene, unbestrahlte und unbela­
stete Lebensmittel. In den USA wollen 
inzwischen sogar Köche auf die Verar­
beitung gentechnisch erzeugter Lebens­
mittel verzichten. 
1st die schädlichkeitsresistente Pflanze mit 
gentechnisch eingebautem Skorpiongift, 
an dem Fraßschädlinge eingehen sollen, 
der menschlichen Gesundheit zuträglich 
und warum sollen wir so etwas überhaupt 
essen? Wer hat den Nutzen von der Tur­
bo-Kuh, die zu Milchhöchstleistungen 
dank gentechnisch erzeugtem Wachs­
tumshormon stimuliert wurde, obwohl 
Milchquoten die Milchseen längst bc;­
grenzen? : ',,, 
Welchen Sinn macht es, Vanille g~i 
nisch zu erzeugen und damit zu riskiel'Cll, 
daß der 3. Welt ihre wenigen Absatz' 
märkte noch weiter verloren gehen? 
Warum muß die gentechnisch erzeugte 
Resistenz von Kartoffeln gegen Krank­
heiten wie Schwarzbeinigkeit und Naß­
fäule ausgerechnet dort im Freiland er­
probt werden, wo diese Krankheiten 
natürlicheiweise so gut wie nicht vor­
kommen? Warum müssen Krankheitser­
reger in eine bisher weitgehend ver­
schonte Gegend verschleppt werden mit 
der Gefahr ihrer Verseuchung, nur um 
Versuche durchführen zu können? 
Auch die Hoffnung, mittels der Gentech­
nik den Hunger der 3. Welt besiegen zu 
können, erweist sich als trügerisch. Der 
Hunger ließe sich durch sozioökonomi­
sche Maßnahmen der gerechteren Vertei­
lung der Ressourcen und Anpassung der 
Produktion an jeweils inländische Be­
dürfnisse besser bekämpfen als durch 
eine für amte Bauern unerschwingliche 
Hochtechnologie. 
Mit der Gentechnik wird auch die Hoff­
nung verbunden, Krankheiten bekämpfen 
zu können. Doch spätestens seit dem L­
Tryptophan-Fall ist Vorsicht geboten. 
Diese gentechnisch erzeugte Aminosäure, 
verarbeitet in Schlafmitteln, Antidepres­
siva und Diätprodukten, hatte zum Tod 
von 27 Menschen geführt und tausende 
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Erkrankungsfälle ausgelöst. Verunreini­
gungen und unerwartete chemische Re­
aktionen werden verantwortlich ge­
macht. Neuerdings ist auch das gentech­
nisch hergestellte Humaninsulin in Ver­
dacht geraten. Gefährliche Unter­
zuckerungen werden nicht rechtzeitig 
bemerkt und lösen plötzliche Schockzu­
stände aus - höchst gefährlich z.B. für 
zuckerkranke Autofahrer. Gentechniker 
basteln an hochaggressiven Viren und 
Bakterien, die in die Gene eingeschleust 
werden, welche im menschlichen Kör­
per das erkrankte Organ repa­
rieren sollen. Diese Vektoren 
oder Genfähren genannten Or­
ganismen sollen nach getaner 
Arbeit unschädlich werden. 
Darum wird versucht, sie zu 
verstümmeln, ihnen die 
Vermehrungsfähigkeit zu neh­
men oder ihnen gleichzeitig ein 
Selbstmordgen einzugeben. 
Doch beherrscht wird dieser 
Vorgang noch nicht. So lösten 
Patentierungsanträge der letzten 2 Jahre 
für menschliche Gene weltweit Protest 
aus. 

Patente auf 
menschliche " 
Erbinfonnationen? 
Das deutsche GenTG verbietet den the­
rapeutischen Eingriff am Menschen 
nicht. Lediglich die Keimbahntherapie 
ist im Embryonenschutzgesetz unter 
Strafe gestellt. Die für die Gentherapie 
erforderlichen Laborarbeiten hinwieder 
werden den weniger gefährlichen ersten 
beiden Sicherheitsstufen des GenTG zu­
gerechnet. Doch zwischen Labor und 
Klinik endet die Zuständigkeit des Ge­
nTG. Die genmanipulierten Organis­
men, im Labor der GenTG-Kontrolle 
unterworfen, enden auf dem Weg zum 
Krankenbett im juristischen Niemands­
land. Auch hier tut Nachbesserung Not. 
Fragen entstehen auch bei der industriell 
verwertbaren Forschung. Für gentech­
nisch manipulierte Lebewesen und gen­
technische Verfahren sind bereits zahllose 
Patentanträge gestellt, um das alleinige 
Nutzungsrecht für die neuen Kunstlebe­
wesen zu erhalten, z.B. "Tracy". 
Verglichen mit der Harvard-Krebsmaus 
ist sie vermutlich das glücklichere Tier. 
Tracy ist ein Schaf, wird aber als biologi­
sche Fabrik benutzt. Ihr wurde ein 
menschliches Gen ins Erbgut einge-
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schmuggelt. Seither produzieren Tracys 
Drusen nicht nur Milch, sondern auch 
das Enzym Alpha-1-Antitrypsin, Grund­
lage eines Medikamentes gegen ein 
Lungenleiden. 
Wieviel unglücklicher ist hingegen die 
Krebsmaus, vom Menschen erschaffen, 
einzig und allein zu dem Zweck, schnell 
und sicher tödliche Tumore zu bilden. 
Der "Sündenfall" begann vor zwölf 
Jahren. Das US-Patentamt erteilte das 
weltweit erste Patent auf ein Lebewesen, 
ein Bakterium. Fortan galt "anything un-

wird? - Sowenig wie Luft und Wasser 
jedoch Privatbesitz sind, sowenig sollte 
die Genvielfalt dieser Welt zum Eigen­
tum weniger kapitalstarker Unterneh­
men werden dürfen. 
Wenn das Patent für die Krebsmaus 
rechtskräftig würde, dann hieße das: Nur 
dem US-Konzern DuPont als Hersteller 
gehören alle natürlichen Nachkommen 
und alle weiteren Generationen und 
Chromosomen dieser Geschöpfe. 
Unbeantwortet sind für mich auch ethi­
sche Fragen. Wer gibt Menschen das 

Recht, eine Tierart einzig und 
allein zu erschaffen, sie zu pro­
duzieren wie ein Auto, um sie 
als Versuchstiere zu mißbrau­
chen und dem Tod zu weihen? 
Während bei den bisherigen 
Versuchen mit Tieren jedes 
einzelne Individuum immerhin 
noch die Chance besitzt, nicht 
Versuchsopfer zu werden, wird 
mit der Krebsmaus eine ganze 
Tierart ausschließlich mensch-

der the sun made by man" prinzipiell als liebem Zweckdenken unterworfen. Das 
patentfähig, und dank der Vermehrungs- einzelne Lebewesen verliert jede Identi-
fähigkeit auch alle Nachkommen. tät. Seine einzige Realität ist seine DNS. 
Aber es blieb nicht bei den Bakterien. To- Eine Tierart wird damit beliebig 
maten, Austern, Schafe folgten. Die Ent- manipulierbar, austauschbar, erweiter­
wicklung rast in beängstigender Ge- bar, variierbar und wegwerfbar. Mich 
schwindigkeit voran. Längst geht es um schaudert vor einem solchen seelenlosen 
Patente für menschliche Erbinformatio- Nützlichkeitsdenken gegenüber der be-
nen. Menschliche Gene stehen schon län- lebten Natur und vor der Hybris des 
ger im Fadenkreuz der Forschung. 1981 Menschen, sich als Ersatzschöpfer auf-
wurde in Europa ein Patent für ein Poly- zuspielen. 
peptid mit der Aminosäuresequenz des Wer die Patentierung von Tieren und 
menschlichen Interferons angemeldet. Pflanzen gestattet, läßt zu, daß genetische 
Für das menschliche Hormon Relaxin, Ressourcen, bisher ein Menschheitsgut, 
bedeutsam für die Geburt, beantragte ein zum Privatbesitz und Privileg von Patent-
australisches Institut in Europa ein Pa- inhabem werden. Das sind in der Regel 
tent. die multinationalen Konzerne der Indu-
Was steht am Ende einer solcher Ent- striestaaten. Vor allem die vielfältigen ge-
wicklung? - Noch wurde einem US-Her- netischen Ressourcen und Reserven der 
steller für eine haarlose Mäuseart - für Dritten Welt mit ihrem Artenreichtum 
Glatzentests - die Patentwürdigkeit ab- sind der Begehrlichkeit des reichen Nor­
erkannt. US-Ablehnung auch gegenüber dens ausgesetzt. Wie soll aber die Dritte 
dem Begehren, menschliche Erbanlagen Welt, die heute nicht einmal ihre ökologi-
unbekannter Funktion zu patentieren. sehen Kostbarkeiten wie den Regenwald 

vor kommerzieller Ausbeutung und Zer-
Eth iSC he Fragen Störung schüt~en kann, die_ Ausbeutung 

• ~·· .. 1 :( und Privatts1erung genetischer R.e. s-. 

unbeantwortet f . ci Unzureichende . ·-: • :1 
bleiben ,t~ -::. sourcen verhindern können? ~' : 

Mit der Patentierung von Lebewesen Bestimmungen ~ \ '!} 
smd komplexe ethische Fragen verbun- --.., 
den. Bedeutet nicht jede Patenterteilung Lebensmitteln 
für lebende Organismen, daß qua Gen­
technik das Erbe der Natur in den Privat­
besitz von Unternehmen überführbar 

Angesichts der Risiken und offenen Fra­
gen im Zusammenhang gentechnologi-
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scher Forschung sollten klare Regulati­
onsprinzipien gefunden werden, denen 
eine differenzierte Bewertung vorausge­
hen muß. Z.B. gibt es zwischen gentech­
nisch manipulierten Lebensmitteln und 
Medikamenten einen qualitativen Unter­
schied auf der Anwenderseite. Erstere 
sind solange entbehrlich, wie naturbelas­
sene Lebensmittel ausreichend zur Ver­
fügung stehen. Ein gentechnisch manipu­
liertes Medikament oder Verfahren mag 
jedoch die letzte Hoffnung eines Schwer­
kranken sein. Der Lebensmittelbereich, 
nicht dem deutschen GenTG unterwor­
fen, soll künftig durch die sog. "Novel­
Food-Verordnung" der EG geregelt 
werden. Dieser in 2 1/2 Jahren kontro­
verser Diskussion erarbeitete 
Verordnungsentwurf enthält aber nicht 
einmal eine verbindliche Kennzeich­
nungspflicht für gentechnisch erzeugte 
Lebensmittel, schon wegen fehlender 
Nachweisverfahren unverzichtbar. 
Auch Geltungsbereich und Zulassungs­
verfahren lassen Wünsche offen, denn 
sie gilt nur für Lebensmittel mit "bedeu­
tenden" Veränderungen. Ein einfaches 
Anmeldeverfahren bei dem das Urteil 
nur eines einzigen Sachverständigen 
ausreicht, ist keineswegs ausreichend. 
Unzureichend ist auch die vorge­
schlagene Umweltverträglichkeitsprü­
fung;denn sie soll nur für solche Lebens­
mittel durchgeführt werden, die gen­
technisch veränderte Organismen noch 
enthalten oder daraus bestehen. Durch 
dieses grobmaschige Netz fallen alle 
neuartigen Lebensmittel, die mit Hilfe 
gentechnisch veränderter Organismen 
hergestellt wurden wie z.B. jener mit ge­
ntechnisch erzeugtem Chymosin herge­
stellte "Gen-Tech" -Käse. 
Auch unkontrollierte Freisetzungseffek­
te durch Herstellung und Verzehr von 
genmanipulierten Lebensmitteln sowie 
Risiken des Gentransfers von Nutzpflan­
zen auf Wildpflanzen müssen abge­
schätzt, eingegrenzt und vermieden wer­
den. 
Ist es Naivität oder Leichtsinn: jeden­
falls erstaunt schon sehr, wenn jüngst die 
Bundesregierung zu Freilandversuchen 
mit gentechnisch manipulierten Rüben 
und Kartoffeln erklärt, daß Rüben und 
Knollen zwar ins Labor transportiert 
würden, aber das Kraut einfach zerklei­
nert, untergepflügt oder verbrannt wer­
den soll. 
Wie wenig noch die Prozesse der gen­
technischen Manipulation beherrscht 
werden, zeigt der - vermutlich harmlose 
- Fall der Kartoffel namens Bientje. Ge-

plant war die gentechnische Immunisie­
rung gegen Schädlingsviren, überra­
schend verformte sich Bientje aber auch 
in der Länge. In den Verkehr wurde die 
Kartoffel bisher nicht gebracht. 
In Deutschland gibt es mittlerweile 1.900 
gentechnische Anlagen. Seit Inkrafttreten 
des GenTG sind rund 850 gentechnische 
Anträge gestellt worden, 730 dieser Ver­
fahren wurden abgeschlossen. 

Ausdrücklich erlaubt wird die An­
wendung von genetisch veränderten 
Mikroorganismen am Tier, ein Frei­
fahrtschein für weitere Tierversuche. 
Genehmigte Anträge sollen bei der 
zuständigen Behörde in einem öf­
fentlich zugänglichen Register ver­
zeichnet werden, allerdings nur für 
die Sicherheitsstufen 2-4. Eine Regi-

Die Regelungen ~1 
desGenTG ~ 
sollen aufgeweicht 
werden 

strierung von Arbeiten in S l entfä.llt, 
das sind mindestens 75% aller gen­
technischen Arbeiten. 
Statt einer klaren Organismenliste 
sollen nur noch Kriterien für Orga­
nismen festgelegt werden, deren 
Ausbreitung bei einer Freisetzung zu 
begrenzen sind - eine nicht hinnehm­
bare Vergröberung. 

Auf das GenTG prasselt z.Zt. ein Trom­
melfeuer massiver Kritik nieder mit dem 
Ziel, folgenschwere Lockerungen durch­
zusetzen. Nach dem vorliegenden Novel­
lierungsvorschlag der Bundesregierung 
sind wesentliche Einschränkungen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung und damit 
Transparenz geplant. 

Die öffentlichen Anhörungsverfah­
ren bei der Genehmigung gentechni­
scher Anlagen zu gewerblichen 
Zwecken der Sicherheitsstufen in S 1 
und S 2 werden aufgehoben. Da rund 
75% aller gentechnischen Arbeiten in 
der S 1 und 20% in S 2 durchgeführt 
werden, käme der Fortfall einer Be­
endigung aller Anhörungsverfahren 
gleich. 
Auch bei Änderungen gentechni­
scher Anlagen sind Anhörungsver­
fahren nicht mehr vorgesehen. 
Gentechnische Anlagen zu gewerbli­
chen Zwecken der Sicherheitsstufe J 
werden nicht mehr genehmigungs-, 
sondern nur noch anmeldepflichtig. 
Bei Anmelde- und Genehmigungs­
verfahren der Sicherheitsstufen l und 
2 sollen die Fristen von 3 auf 2 bzw. 
von 2 auf 1 Monat verkürzt werden. 
Die ZKBS braucht nicht mehr betei­
ligt werden, wenn die Vergleichbar­
keit mit einer von der ZKBS bereits 
eingestuften Arbeit gegeben ist. 
Als Inverkehrbringen von genetisch 
veränderten Organismen soll nicht 
mehr gelten, wenn der Abnehmer­
kreis individualisierbar ist. Z.B. der 
Austausch im Konzern, zwischen 
Forschungslaboren, die patentrechtli­
che Abgabe und die Überlassung für 
eine klinische Prüfung von Arznei­
mitteln wären kein "Inverkehrbrin­
gen". 

Angesichts der Tatsache, daß Unfälle 
weniger in Laboren, als vielmehr unter 
Freisetzungsbedingungen erfolgen, ist 
die geplante Rücknahme von Öf­
fentlichkeitsbeteiligung und Transparenz 
sehr problematisch. Es ist schwer nach­
vollziehbar, daß zwar bei Umweltgeset­
zen wie dem BlmSchG und dem Abfall­
gesetz eine Anhörung beteiligter Kreise 
vor Erlaß einer Rechtsverordnung vorge­
sehen ist, nicht aber beim Gentee~, 
setz. Dadurch werden Mißtraue~{]~ 
Widerstand geradezu geschürt. E1j ; ~ 
nicht sein, daß die zentrale Risiko~Wef..: 
tung gentechnischer Arbeiten und die 
Bestimmung der Sicherheitsmaßnahmen 
ohne die Beteiligung potentiell Betroffe­
ner erfolgt. 
Und es darf nicht sein, daß nicht einmal 
in der Novelle die gentechnologische 
Forschung zu militärischen Zwecken 
verboten wird. Die zeitige, ernsthafte 
und nachdenkliche Auseinandersetzung 
mit offenen Fragen und Befürchtungen 
ist unverzichtbar. Vorgänge nicht mehr 
steuern zu können oder neue irreversible 
Schäden an Mensch, Natur und Umwelt 
zu riskieren: eine Schreckensvision für 
uns alle. Vor möglichen Fehlentwick­
lungen schützen uns nicht Industrieinter­
esse und Forschungseifer, sondern nur 
die ständige Einbeziehung allen verfüg­
baren Sachverstands unseres Landes, ge­
paart mit Transparenz, Glasnost, Offen­
legung und Risikobewußtsein. 
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von Ulla Burchardt* 
Nach Beschlußfassung des Deutschen Bun­
destages konstituierte sich vor gut einem 
Jahr, am 18. März 1992, die Enquete­
Kommission "Schutz des Menschen und 
der Umwelt - Bewertungskriterien und Per­
spektiven umwelnierträglicher Stoffkreis­
läufe in der Industriegesellschaft". Ihre 
Gründung geht auf eine Initiative der SPD­
Bundestagsfraktion zurück. Der Name der 
Kommission ist bereits Programm: 13 Bun­
destagsabgeordnete aller Parteien und 13 
Sachverständige aus Wissenschaft, Ver­
bänden und Industrie sollen die wissen­
schaftlichen Grundlagen und politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten für eine ökologi- ~ 
sehe Stoffwirtschaft aufbereiten. Sie erkun- ~.,,,,,,,?~ 
den Pfade und Leitbilder für eine zu-~ 
kunftssichere Entwicklung der ~~ 
Industriegesellschaft. 
Sie untersuchen, mit 
welchen Instrumenten ein ökologischer 
Umbau der Volkswirtschaft gelingen kann. 

Trampelpfade 
der stoffwirtschaft­
lichen Barbarei 
Heute setzt die Menschheit mehr Mas­
se in Bewegung als die Geologie. Zu 
den von Menschen verursachten 
Stoffströmen zählen u.a. gepflügte 
Erde, Erze, Ausbaggerungen, Trassen­
material für Autobahnen oder Schnell­
bahnstrecken, die Herstellung und 
Verteilung zigtausender Chemikalien, 
vielfältigste Emissionen z.B. des Ver­
kehrs und der industriellen Produkti­
on. Nach überschlägigen Berechnun­
gen werden von den Bewohnern der 
Industrieländer pro Kopf und Tag ca. 
55 kg Material aus der Umwelt ent­
nommen und in der Umwelt verteilt 
(Bossel,Umweltwissen, S.102). 80 
Mio.Deutsche verbrauchen noch im­
mer mehr Papier als 1,1 Milliarde Chi­
nesen. In Nordrhein-Westfalen sind 
mehr Autos zugelassen als in ganz 
Afrika. Unsere Abfallberge sind nur 
die Spitze dieser gigantischen stoff­
wirtschaftlichen Barbarei. 
Alle von Menschen verursachten 
Stoffströme, also die Bewegung, Um­
setzung, Verarbeitung, Nutzung, Ver­
mischung, "Entsorgung" von Stoffen, 
Materialien und Produkten, haben 
Auswirkungen auf Natur und Umwelt, 
also letztendlich wieder auf den Men­
schen selbst. Zunehmend wird in ih­
nen die Hauptursache für die fort­
schreitende Zerstörung der Ökosphäre 
gesehen (vgl. F. Schmidt-Bleek, Wup­
pertaler Papers l/92) Ihre Wirkungen 
können global sein, wie die Abnahme 
der Ozonschicht, der zusätzliche 
Treibhauseffekt oder das Aussterben 
von Arten und die Verannung des Ge­
npools, oder sie können regional sein, 
wie das Waldsterben, der Sommer­
und Wintersmog, die "Chemisie-

una Burchardt MdB, Dipl. P6dogogin, Dortmund 

rung" der Umwelt und die Zunahme 
allergischer Erkrankungen. 
Die jüngste Beinahe-Katastrophe bei 
Hoechst verdeutlicht erneut, daß die 
Entschärfung der zahlreichen chemi­
schen Zeitbomben mittel- und langfri­
stig nicht durch neue technische Sicher­
heitssysteme oder neue Verordnungen 
gelöst werden kann, da sie nur auf eine 
Gefahrenbegrenzung bereits bestehen­
der Risikopotentiale zielen. 
Die aktuelle Unfallkette bei Hoechst 
verlängert die lange Liste der Um­
weltskandale. Kurzfristig bestimmen 
sie die Schlagzeilen der Medien. Nach 
dem Motto "Gefahr erkannt, Gefahr 
gebannt" versuchen Vertreter der In­
dustrie und der Bonner Regierungs­
parteien, der Bevölkerung wohlbegün­
dete Ängste zu nehmen. Doch die 
Wirkung der öffentlich verabreichten 
Beruhigungspillen läßt nach. Die Dis­
kussionen über einen jeweils aktuel­
len "Schadstoff des Monats" - über 
Pestizide, Dioxine, PVC, FCKW, Nitrat 
- verdeutlichen die Grenzen des her­
kömmlichen Umweltschutzes, der zu 
90% Schadensbegrenzung betreibt: 
1. Trotz eines dichten, und mittlerweile 
unüberschaubaren Regelwerkes hinkt 
die gegenwärtige Umweltpolitik den 
Problemen noch immer hinterher. Ihr 
Ansatz und ihre Instrumente werden 
dem Anspruch der umwelterhaltenden 
Zukunftsvorsorge nicht gerecht. So 
dient das traditionelle Ordnungsrecht 
der unmittelbaren Abwehr von Gefah­
ren für Mensch und Umwelt. Nach sei­
ner Logik kommt es zu reaktiven Ein­
griffen in den Fällen, in denen ein ur­
sächlicher Zusammenhang zwischen 
der Herstellung, Verwendung oder 
Entsorgung eines Stoffes oder Produk­
tes und der Gefährdung der öffentli­
chen Sicherheit und Ordnung nachge­
wiesen werden kann. Dies erfordert 
eindeutige Kausalketten zwischen Ur­
sache und Wirkung. Bei ca.100.000 
Stoffen, die industriell hergestellt wer­
den, ist eine direkte Ursache-Wir­
kungsbeziehung zwischen einem Stoff 

und beispielsweise einer Krankheit 
nur in Ausnahmefällen zu erwarten. 
Zudem wirken chemische Stoffe oft 
kumulativ, sich wechselseitig verstär­
kend oder reichem sich langfristig an. 
2. Zwischen 1971 und 1990 hat die 
bundesdeutsche Industrie 214 Milliar­
den DM für Luftreinhaltung, Gewäs­
serschutz, Abfallbeseitigung und Lär­
mminderung ausgegeben. Rund 80% 
der Umweltinvestitionen flossen zur 
Erfüllung umweltpolitischer Vorgaben 
in nachgeschaltete Reinigungstechno­
logien, in end-of-the-pipe oder 
Schornstein-Technologien. 
Konnten durch prozeßtechnische In­
novationen tatsächliche Erfolge, z.B. 
eine Verringerung des Rohstoff- und 
Energiebedarfs erzielt werden, so wur­
den diese z.B. in der Chemieindustrie 
durch eine Zunahme der Produktions­
mengen und eine steigende Vielfalt 
der Produkte überkompensiert (Hen­
seling, 287). Erste Erfolge der Schad­
stoffminimierung und Benzinein­
sparung bei der Fahrzeugentwicklung 
werden schon lange von der Zunahme 
des Autoverkehrs in den Schatten ge­
stellt. 
In unserer Industriegesellschaft wird 
der betriebswirtschaftliche Erfolg ei­
nes Unternehmens durch die Um­
wandlung möglichst großer Rohstoff­
mengen in vermarktbare Produkte ge­
sichert. Hoher Stoffdurchsatz gilt auch 
als Indikator für gesellschaftlichen 
Reichtum. Jedoch schlägt der Ver­
brauch natürlicher Guthaben wie z.B. 
Artenvielfalt, sauberes Wasser und 
atembare Luft in herkömmlichen 
volkswirtschaftlichen Bilanzen so gut 
wie nicht zu Buche. Wenn aber bis­
lang "externe" Umweltkosten in die 
volkswirtschaftliche Bilanz einbezo­
gen würden, dann müßten nach Schät­
zungen des Fraunhofer-Institutes für 
Systemtechnik und Innovationsfor­
schung vom Okt. 1992 allein für die 
alten Bundesländer Kosten von jähr­
lich 610 Mrd.DM veranschlagt wer­
den. Das Sozialprodukt, das vermeint­
lich den Wohlstand anzeigt, würde 
von 2760 auf 2150 Milliarden DM 
sinken. Das entspricht dem Niveau des 
Jahres 1982. 

Wohlstandsmodell 
auf dem Prüfstand 
Diese kurzen Ausführungen verdeutli­
chen: Der Erhalt der Lebensgrundla-
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gen und damit eine weitere Evolution 
der menschlichen Kultur kann nicht 
mit den klassischen umweltpolitischen 
Ansätzen und Instrumenten gelingen. 
Sie sind zu schwetfallig, nachsorgend 
und zu teuer. Das Vertrauen auf rein 
technische Lösungen und technologi­
sche Innovationen greift zu kurz. Sie 
können nicht isoliert von den sozio­
ökonomischen Zusammenhängen ge­
sehen werden. 
Die Industriegesellschaft kann ihre Zu­
kunftsfähigkeit nur gewinnen, wenn 
beim Umweltschutz Vorsorge an die 
Stelle von Nachsorge tritt. Hierzu muß 
die praktizierte Trennung von Wirt­
schafts- und Umweltpolitik mit noch 
immer divergierenden Zielsetzungen 
überwunden werden. Der Übergang zu 
einer sparsamen, sozial- und res­
sourcenverträglichen Wirtschaftswei­
se macht die Überprüfung und Verän-
derung unseres Wohlstands- und 
Technikmodell erforderlich. Darin 
liegt die herausfordernde Aufgabe des 
21.J ahrhunderts. Trotz "Hoechst" 
und anderer alarmierender Fakten 
droht dies allerdings in den politi­
schen Hintergrund zu rutschen. 
Zum anerkannten Leitbild eines Zu­
kunftsmodells ist das Prinzip der dau­
erhaften oder nachhaltigen Entwick­
lung (sustainable developement) ge­
worden, wie es die sogenannte 
Brundtland-Kommission 1987 in ih­
rem Bericht an die UN weltweit propa­
giert hat. Danach ist sie "als ein Pro­
zeß tiefgreifender Veränderungen, in 
dem die Nutzung der Ressourcen, die 
Struktur der Investitionen, die Art des 
technischen Forstschritts und die insti­
tutionellen Strukturen in Einklang ge­
bracht werden mit den zukünftigen 
und gegenwärtigen Bedürfnissen." 
Eine nachhaltige Entwicklung macht 
zum Ausgleich der genannten Un­
gleichgewichte die gegenseitige An­
passung natürlicher und von Men­
schen verursachter Stoffströme sowie 
ihre Einbettung in Wirtschaftskreis­
läufe erforderlich. Anthropogene 
Stoffströme dürfen die Regenerations­
fähigkeit der Natur nicht gefährden. 
Gegenwärtig hat das Leitbild "Sustain­
able Developement" eine noch mehr vi­
sionäre denn konkretisierte Bedeutung. 
Gerade deswegen eignet es sich als eine 
Zielorientierung für die Arbeit einer 
Enquete-Kommission, in der durch die 
heterogene Zusammensetzung zahlrei­
che Interessensunterschiede zusammen­
kommen. Über die Aufarbeitung na-

tur-, wirtschafts-, sozialwissenschaftli­
cher, technischer und nicht zuletzt po­
litischer Fragestellungen und die För­
denmg des gemeinsamen Dialogs 
kann das Zukunftsmodell Konturen 
gewirumen. Die besondere Aufgabe 
der sozialdemokratischen Mitglieder 
in der Enquete-Kommission ist es, die 
ökologischen und ökonomischen Di­
mensionen eines sustainable develo­
pements mit der sozialen Dimension 
(u.a. die nationale und internationale 
Verteilung sozialer Risiken) und den 
Fragen der demokratischen Entwick­
lung (u.a.Partizipation an Entschei­
dungen) zu verknüpfen. 

Denken in Stoff­
strömen lernen 
Vorsorgender Schutz der Umwelt muß 
an der Quelle der Stoffströme, in der 
Produktion, bei der Entwicklung und 
Auswahl von Stoffen, der Gestaltung 
von Produkten, ansetzen. Eine gegensei­
tige Anpassung von anthropogenen und 
natürlichem Stoffströmen kann nur ge­
lingen, wenn umfassende Kenntnisse 
über Stoffströme in betrieblichem, re­
gionalem, nationalem und globalem 
Kontext vorhanden sind. Noch ist dies 
Zukunftsmusik. Zunächst muß heute 
das Denken in Stoffströmen gelernt 
werden. 
Als der Bundestag die Einsetzung und 
die Aufgaben der Enquete-Kommissi­
on beschloß, war klar, daß sie politi­
sches Neuland betreten wird: 
Sie hat eine Bestandsaufnahme der 
wichtigsten Problemkreise der indu­
striellen Stoffwirtschaft vorzunehmen. 
Sie soll Stoffflüsse, Verfahren und Pro­
dukte als Quellen der Umwelt- und Ge­
sundheitsbelastungen in Augenschein 
nehmen. Sie soll mögliche Kontroll­
und Planungsinstrumente eines vor­
sorgenden Umweltschutzes (z.B. Öko­
bilanzen) überprüfen, Bewertungskri­
terien entwickeln, die das Bilanzieren 
der Wirkung von Stoffen und die 
Durchführung vergleichender Bilan­
zen ermöglicht. 
Dem Ziel einer "nachhaltigen" Ent­
wicklung dient die Kontrolle und Steue­
rung der Stoffströme. Die Kommission 
soll die Möglichkeiten eines ökologi­
schen Stoffstrommangements überprü­
fen, Leitbilder einer nachhaltigen Stoff­
wirtschaft konturieren und gesellschaft­
lich gangbare Wege zu ihrer Verwirkli­
chung beschreiben. 

Bislang existieren noch sehr unter­
schiedliche Vorste11ungen von der Er­
fassung und Beschreibung von Stoffsttö­
men und der Durchführung von Ökobi­
lanzen bzw .Produktlinienanalysen als 
möglichen Instrumenten der vorsorgen­
den Stoff- und Produktbewertung. Die 
Kommission einigte sich, anhand aus­
gewählter Stoffe exemplarisch Stoff­
strombetrachtungen durchzuführen. 
Mit Beispielen arbeitet sie auch bei 
der Entwicklung und Bewertung von 
Stoffstromanalysen. Ausgehend von 
den menschlichen Bedürfnissen nach 
Kleidung und Mobilität werden die 
Stoffströme, die zur Bedürfnisbefrie­
digung aktiviert werden, in ihren Ver­
zweigungen nachgezeichnet und nach 
ökologischen Kriterien untersucht. 
Die Untersuchung des Instrumentari­
ums Ökobilanz und seine beispielhaf­
te Erstellung durchzieht wie ein roter 
Faden die bisherige Arbeit der Kom­
mission. Ökobilanzen sollen die Um­
weltauswirkungen von Stoffen, Pro­
dukten oder Verfahren "von der Wie­
ge bis zur Bahre" möglichst objektiv 
erfassen, transparent aufbereiten -~ 
wie eine nachvollziehbare Bewe~ 
ermöglichen. Gesellschaftliche K'.om\ 
ponenten und ihre Bewertung (Fcigfu 
nach dem Nutzen eines Produktes, der 
sozialen und ökonomischen Folgen) 
erweitern eine Ökobilanz zur Produkt­
linienanalyse. Noch gibt es kein allge­
mein anerkanntes Standardverfahren 
zur Erstellung von Ökobilanzen, 
selbst die Begrifflichkeit wird noch 
sehr willkürlich verwandt. 
Damit einzelne Unternehmen, die die 
Ökobilanzen bereits als Marketing-In­
strumentarium entdeckt haben, keinen 
Mißbrauch mit dem Vorgaukeln von 
Umweltfreundlichkeit betreiben kön­
nen und so ein hoffnungsvolles um­
welt- und produktpolitsches Instru­
ment entwerten, ist zielgerichtetes, 
sorgsames und schnelles Handeln in 
dieser Frage notwendig: Bereits im 
September hatte die Enquete-Kommis­
sion deshalb eine öffentliche Anhö­
rung zur Sachstandsklärung und zur 
Aufdeckung methodischer Mängel 
durchgeführt. Über die Grundstruktur 
für eine Ökobilanz herrscht, gestützt 
auf Arbeiten des Umweltbundesamtes, 
unter den Fachleuten mittlerweile Ein­
vernehmen: 
Ein unter Leitung des UBA stehender 
Ausschuß am DIN arbeitet gegenwär­
tig an der Festlegung von Mindestan­
forderungen an Ökobilanzen. Gleich-
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wohl gibt es noch immer großen 
Handlungs- und Forschungsbedarf zur 
Weiterentwicklung des Jnstumentes, 
so müssen beispielsweise Fragen des 
Datenzugangs rechtlich geregelt und 
zur Festlegung von Abschneidekriteri­
en (was beziehe ich in die Bilanz ein, 
wo und warum ziehe ich eine Grenze) 
beantwortet werden. 
Aus Sicht der SPD-Gruppe in der 
Enquete-Kommission sind weiterhin 
erforderlich: 
1. Die Festlegung eines Kodex, wie 
die Ergebnisse von Ökobilanzen in 
der Werbung/Produktinformation 
sachgerecht eingesetzt werden kön­
nen. Die Transparenz und Nachvoll­
ziehbarkeit der Daten ist sicherzustel­
len. 
2. Die Erarbeitung von Stan­
dardmodellen und Entwicklung 
von einzelnen Bausteinen für 
Ökobilanzen, z.B. zu bestimm­
ten Stoffen und Produktbe­
standtteilen, die eine Verwen­
dung in unterschiedlichen Bilan­
zen ermöglichen. 
3 Eine starke Berücksichtigung 
des Naturschutzes, insbesondere 
der ökotoxikologischer Wirkun­
gen, was weitere Forschungsan­
strengungen erforderlich macht. 
4. Die Einrichtung einer "Stif­
tung Produktlinienanalyse" zur 
Weiterentwicklung der Ökobilanzen 
um soziale und volkswirtschaftliche 
Fragen. 

Vom Einzelstoff 
zum Stoffstrom 
Die Betrachtung von Einzelstoffen ist 
angesichts der Vielfalt der industriellen 
Produktion und unseres heutigen Wis­
sensstandes eine praktikable Möglich­
keit, Grundsätzliches über das Funktio­
nieren von Stoffströmen zu lernen. 
Als Einzelstoffe wurden das hochgifti­
ge Schwermetall Cadmium, der wichti­
ge Grundstoff Benzol und der FCKW­
Ersatzstoff RJ34 ausgewählt. 
- Cadmium ist eines der weitverbreite­
sten und giftigsten Schwermetalle. Es 
belastet Boden, Wasser und Luft und 
reichert sich in Lebewesen an. Seit Be­
ginn unseres Jahrhunderts hat sich die 
Cadmiurnbelastung in menschlichen 
Nieren fast verfünfzigfacht. An dem 
Schwermetall werden u.a. typische 
Probleme der Anreicherung in der 
Nahrungskette und der Rohstoffge-
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winnung und -verarbeitung deutlich. 
Cadmium fällt bei der Gewinnung von 
Metallen, vor allem bei der Zinkge­
winnung an. Hier sollte es auch mög­
lichst gleich abgetrennt und postwen­
dend in tiefere Erd.schichten zurück­
befördert werden. 
In der Kommission wurden zwar keine 
Einzelheiten diskutiert, wie die Verwen­
dung von Cadmium schnell und dra­
stisch verringert werden kann bis die 
grundsätzliche Vermeidung an der 
Quelle Wirklichkeit geworden ist. 
Doch ein Verzicht auf die Verwen­
dung in Farben und Kunststoffen ist 
naheliegend, um eine weitere Verbrei­
tung in der Umwelt zu verhindern. Die 
Aufnalune über Düngemittel kann 

durch Grenzwerte minimiert werden. 
- Benzol ist ein Bestandteil des Ben­
zins und zugleich ein wichtiger 
Grundstoff in der chemischen Indu­
strie. Es ist giftig und krebserregend. 
Jährlich werden durch den Kraftfahr­
zeugverkehr in den alten Bundeslän­
dern 41.200 Tonnen Benzol in die 
Luft freigesetzt. Auch eine flächen­
deckende Einführung des Katalysators 
kann die Freisetzung nicht grundsätz­
lich verhindern. Ökologisch am sinn­
vollsten ist die Senkung des Benzo­
lanteils am Benzin auf unter 1 %(heute 
2,2%), was technisch machbar ist. Der 
so gewonnene Anteil könnte an die 
chemische Industrie zur weiteren Ver­
wertung gehen. Was auf den ersten 
Blick ökonomisch sinnvoll erscheint, 
bedarf jedoch weiterer Untersuchun­
gen, da die Freisetzung von Benzol 
aus Produkten, z.B. in Innenräumen 
aus Klebern, Farben und Möbeln, 
möglich ist. 
- Bei einer Anhörung über den FCKW­
Ersatzstoff R 134a zeigte sich, daß 
auch ein Ersatzstoff nicht problenalos 
ist: R 134a ist zwar kein Ozon-Killer, 

dafür aber ein hochwirksames Treibh­
ausgas, also ein Klima-Schocker. Die­
ser Stoff sollte höchstens als Über­
gangstechnologie akzeptiert werden, 
zumal es heute schon Ersatz für den 
Ersatzstoff gibt. Als Kühlmittel ist die 
sogenannte "wilde" Dortmunder-:Mi­
schung aus Propan und Butan einsatz­
reif, wie es der Öko-Kühlschrank: von 
dkk-Scharfenstein/Foron beweist. Er 
ist seit März im Handel. Mittlerweile 
hat auch bei anderen Kühlgeräte-Her­
stellern ein Umdenken begonnen, 
möglicherweise auch bei der Chemie­
industrie. 
Über die drei Einzelstoffe hinaus un­
tersucht die Kommission sogenannte 
Bedürfnisfelder nach ökologischen 

Kriterien. Hierbei wird nicht 
ein einzelner Stoff oder eine 
bestimmte Stoffgruppe be­
trachtet, vielmehr prüft die 
Kommission die Anwendung 
von Stoffstromanalysen u.a. 
am komplexen Bedürfnisfeld 
Textilien. 
Das Bedürfnisfeld Textilien 
wurde ausgewählt, weil Klei­
dungsstücke Produkte sind, 
die jeder braucht. Es geht uns 
alle hautnah an: Der pro 
Kopf-Verbrauch an Kleidung 
beträgt pro Jahr rund 11 kg, 
durchschnittlich gibt jeder 

Bundesbürger 7% seines Nettoein­
kommens dafür aus. Die Forderung 
nach umwelt- und gesundheitsverträg­
lichen Fertigungsverfahren und Pro­
dukten hat mittlerweile auch die Tex­
tilbranche erfaßt. Verbraucherbera­
tungsstellen, Frauen- und Fernsehzeit­
schriften machen zurecht auf Gefah­
ren für Mensch und Umwelt aufmerk­
sam, selbst die uns allen so lieb ge­
wordene Jeans wurde als Umweltbeia­
ster identifiziert. 
Durch Vorstudien wissen wir, daß in der 
Bundesrepublik ca. 200.000t Textil­
hilfsmittel und Chemikalien jährlich 
eingesetzt werden, davon verbleiben 
bis zu 30% im veredelten Produkt, 
über 50% finden sich im Abwasser 
wieder. Über die nahezu 8000 einge­
setzten Substanzen und Rezepturen 
gibt es wenig Informationen, ihre Um­
welt- und Gesundheitsauswirkungen 
sind weitgehend unbekannt. Gleich­
ze1t1g ist die Textilindustrie mit 
40Mrd.DM Jahresumsatz und rd. 
200.000 Beschäftigten ein nennens­
werter Wirtschaftsfaktor, zumal er 
sich auf wenige Standorte konzen-
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triert. Insgesamt steht die Branche vor 
tiefgreifenden strukturellen Verände­
rungen, bedingt durch internationalen 
Wettbewerbsdruck, zunehmende Ver­
fahrens- und Produktvielfalt sowie 
steigende Umweltanforderungen. 
Die Enquete-Kommission versucht, die 
Stoffströme der Natur- und Chemiefa­
sern von der Rohstoffgewinnnung über 
die Faser- und Garnherstellung, die 
Gewebeherstellung, Textilveredelung, 
Konfektionierung, Transport, Handel, 
Gebrauch incl.Reinigung bis zur Ent­
sorgung zu erfassen. Diese textile Ket­
te soll ökologisch und ökonomisch 
untersucht, die gesetzlichen Ralunen­
bedingungen sollen abgeklopft wer­
den. 
Selbstgestecktes Ziel der Kommission 
ist es, an diesem Beispiel Probleme in 
der V emetzung von Ökonomie und 
Ökologie sowie den sozialen Folgeer­
scheiungen zu identifizieren und Kriteri­
en zu finden, wo und mit welchen In­
strumenten Stoffströme ökologisch 
optimiert werden können. 
Die Erfahrungen aus den Einzelstoff­
betrachtungen, den Stoffstromanaly­
sen und der Untersuchung möglicher 
Instrumente eines Stoffstrommange­
ments sollen in einem weiteren Arbeit­
schritt gebündelt und weiterentwickelt 
werden: Die Enquete-Kommission 
wird die Stoffströme der Chlorchemie 
systematisch analysieren. Zunächst 
soll ausgehend von einigen Stoffen 
beispielhaft der Ressourcenverbrauch, 
die Exposition, die Wirkung, die Ent­
sorgung und der Verbleib verschiede­
ner Produkte der Chlorchemie unter­
sucht werden. 
In der Geschichte der Chemie entstand 
Chlor als ein Abfallprodukt bzw. Kup­
pelproduktbei der Herstellung von 
Natronlauge. Heute ist es ein wichti­
ger Reaktionspartner in der organi­
schen Chemie, der sowohl als Reak­
tionsvermittler bei der Herstellung 
chlorfreier Produkte als auch zur Her­
stellung organischer Chlorverbindun­
gen dient. Darunter sind auch solche 
Stoffe, welche die Natur nicht kennt, 
die teilweise nicht durch Mikroorga­
nismen geknackt werden können, die 
"evolutions-unerprobt" sind. Es geht 
um organische Stoffe, in denen Was­
serstoffatome durch Chlor ersetzt wer­
den. Dazu zählen die FCKW, Dioxine 
und Furane als hoch gefährliche Ne­
benprodukte sowie bekannte Massen­
produkte wie PVC. Schon diese kurze 
Aufzählung liest sich wie das "Who-

is-who der chemischen Umwelt-Kil­
ler". 

Leitlinien der 
ökologischer 
Stoffwirtschaft 
Nach Angaben der Industrie ist die 
Chlorchemie mit insgesamt rund 60% 
der organisch-chemischen Produktion 
in Deutschland verknüpft. Bereits der 
Sachverständigenrat für Umweltfra­
gen hatte in seinem Sondergutachten 
zur Abfallwirtschaft einen Aussstieg 
aus der risikoreichen Chlorchemie 
empfohlen. Bei der Suche nach zu­
kunftsverträglichen Entwicklungslini­
en für die chemische Industrie steht 
sie verständlicherweise im besonderen 
Interesse der Enquete-Kommission. 
Die Chemie-Industrie steht jedoch 
nicht auf der Anklagebank, wie es z.T. 
fälschlicherweise mit der Einsetzung 
der Enquete-Kommission kolportiert 
wurde. Deshalb wird die Enquete­
Kommission auch beim Reizthema 
Chlorchemie nicht die auf Dialog ba­
sierende Arbeitsform verändern. Sie 
setzt auf eine kooperative Orientie­
rung im notwendigen ökologisch-so­
zialen Strukturwandel. 
Die SPD hat mit ihrem Drängen nach 
Einsetzung der Enquete-Kommission 
ein neues Kapitel der urnweltpolit­
schen Diskussion aufgeschlagen. 
Gleichzeitig wurden frühe Ansätze so­
zialdemokratischer Chemiepolitik aus 
der Mitte der 80ziger Jahre weiterver­
folgt. 
Als Anforderungen an eine ökologi­
sche Stoffpolitik gelten vier Leitli­
nien, die zuerst vom BUND diskutiert 
wurden: 
1. Minimierungsgebot: Die Übernut­
zung der Ressourcen und die Anreiche­
rung von Schadstoffen in den Ökosy­
stemen zwingen zu einer drastischen 
Verringerung des Stoffumsatzes und 
der Stoffvielfalt. 
2. Recyclinggebot: Sofern Chemikali­
en in geschlossenen oder zumindest 
gut kontrollierbaren teiloffenen Syste­
men mit Rückfühnnechanismen einge­
führt werden, haben sie deutlich ge­
ringere Risiken als bei einer umwel­
toffenen Anwendung. Daher muß 
nach Möglichkeit der Grundsatz ge­
schlossener Systeme für eine umwelt­
verträgliche Stoffwirtschaft auf allen 
Ebenen - von der Produktion bis zur 

Entsorgung - durchgesetzt werden. 
3. Grundsatz des ökologischen Design: 
Chemikalien sollen nach dem Grundsatz 
des ökologischen Design prinzipiell so 
konzipiert sein, daß sie störungsfrei in 
die natürlichen (biogeochemischen) 
Stoffkreisläufe eingebunden werden 
können. Dieser Grundsatz ist insbeson­
dere bei solchen Stoffen zu beachten, 
die bei ihrem Einsatz offen in die Um­
welt eingebracht werden. 
4. Offener Diskurs: Industrie, Behörden, 
Politik wie auch die Wissenschaft müs­
sen sich einem breiten gesellschaftlichen 
Diskurs öffnen. Die Bewertung von 
Chancen und Risiken der Stoffströme 
und von Produkten muß demokrati­
siert werden, d.h., hierbei müssen ins­
besondere die Interessen des Umwelt­
und Verbraucherschutzes sehr viel 
stärker einfließen. 
Die Leitlinien ordnen sich ein in das so­
zialdemokratische Konzept für den öko­
logischen Umbau der Industriegesell­
schaft. Aus stoffpolitischer Sicht und 
den ersten Erfahrungen aus der Kom­
missionsarbeit muß dieses Konzept 
eine Modernisierung des umweltbezo­
genes Ordnungsrechtes, eine Ge~~: 
konzeption zur Stoffflußstabilisierilg 
und -steuerung, ökonomische Iiistftl...: 
mente zwecks futemalisierung exter­
ner Effekte sowie die breite Einfüh­
rung und gesetzliche Verankerung 
von Produktlinienanalysen als Kern­
elemente einer vorausschauenden 
Produktpolitik beinhalten. 
Der ökologische Umbau erfordert 
nicht nur eine andere Politik, sondern 
auch eine andere Forschung und 
Technikentwicklung, um das wissen­
schaftliche Potential zur Lösung der 
Umweltkrisen ausschöpfen zu können. 
Die soziale und ökologische Zu­
kunftsfähigkeit gesellschaftlicher und 
technologischer Entwicklungen müs­
sen zum Schwerpunkt der staatlichen 
Forschungsförderung werden. Hohe 
Fehlerfteundlichkeit, die Erprobung 
von Stoffen durch die Evolution, sozi­
al-ökonomische Nützlichkeit oder ge­
ringe Eingrifftiefe in die Natur können 
erste Anhaltspunkte für Kriterien einer 
Zukunftsforschung sein, deren Kon­
zept ebenfalls zu erarbeiten ist. 
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Über die Grenzen der Selbststeuerungsfähigkeit 
des marktwirtschaftlichen Systems und die Notwendigkeit 

gesellschaftlicher Planung 

von Ralph Graf* 
Planung, genauer: gesellschaftliche Pla­
nung, ist spätestens seit dem Scheitern 
und dem Zusammenbruch des befehls­
adrninistrativen Staatssozialismus in 
Osteuropa in Ost und West diskreditiert. 
Der faktische Siegeszug der kapitalisti­
schen Marktwirtschaft wird geschmückt 
mit der ideologischen Krönung des 
Marktes zum unbestechlichen, objekti­
ven Lenkungsmechanismus wirtschaftli­
cher Prozesse und Allheihnittel für ver­
schiedenste. Problemlagen. Die Argu­
mentation wider jegliche gesellschaftli­
che Planungsambition läuft darauf hin­
aus, die Verantwortung für die betriebs­
und volkswirtschaftliche Entwicklung 
den ökonomischen Basiseinheiten (Un­
ternehmen, Haushalte) selbst zu überlas­
sen. Die Vermittlung bzw. Koordination 
der ökonomischen Aktivitäten der auto­
nomen und selbstverantwort1ichen Mi­
kroakteure besorgt dann - anstelle einer 
Planungsbehörde - der Markt, d.h. der 
Preis, der beim Zusammentreffen von 
Angebot und Nachfrage entsteht. Die 
freie Preisbewegung übernimmt dabei 
die Bewertungs-, Informations-, Len­
kungs-, Koordinierungs- und Anreiz­
funktion, die ansonsten eine (mehr oder 
minder) zentrale staatliche Pla­
nungsinstanz auszufüllen hätte (Siebert 
1989). 
Dieses dezentrale, auf der Autonomie 
der Mikroakteure basierende Ordnungs-
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modell der neoliberalen Theorie, hebt 
mit der Informationsfunktion des Preises 
gleichsam die Gewinnorientierung und 
die Konkurrenz auf den Schild: Die 
möglichst ungehinderte Konkurrenz gilt 
als wesentliche Funktionsvoraussetzung 
für die wohlstandssteigemden Effekte 
der Marktwirtschaft (Hübl et al. 1988; 
Siebert 1989). Also nicht allein das (un­
reglementierte) Gewinnstreben der 
Marktteilnehmer sorgt für eine dynami­
sche Entwicklung; nicht minder bedeut­
sam ist die Knute der Konkurrenz, die 
dem angeblich von Natur aus nutzenma­
ximierenden bzw. nach Gewinn streben­
den Individuum das entsprechende egoi­
stische Verhalten und rechenhafte Kal­
kül schon einbläut, und wundersamer­
weise auch dafür sorgen soll, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung den Pfaden 
eines (fiktiven) Gleichgewichts folgt. 
Dem Staat obliegt in diesem Modell nur 
die Aufgabe, die allgemeinen Produk­
tions- und Eigentumsbedingungen zu 
garantieren. 
Nun wissen natürlich auch die Theoreti­
ker der Marktwirtschaft, daß dieses öko­
nomische Modell der vollständigen 
Konkurrenz der ökonomischen Realität 
nicht entspricht. In den formalen Model­
len der "bürgerlichen" Ökonomie wird 
denn auch deutlich, daß Preisbildungs­
prozesse unter eingeschränkten (oligo­
polistischen) oder gar fehlenden (mono­
polistischen) Konkurrenzbedingungen 
eindeutig gesamtwirtschaftliche Nach­
teile mit sich bringen und daher uner-

wünscht sind. Aber auch nur einge­
schränkt funktionierende Märkte wür­
den gegenüber planwirtschaftlichen Be­
dingungen immer noch eine flexiblere 
und dynamischere Entwicklung begrün­
den, da die ökonomischen Subsysteme 
wesentlich schneller als eine zentrale 
Planungsinstanz auf geänderte Daten­
konstellationen reagieren könnten und 
sich zudem durch größere Problemnähe 
auszeichneten (Siebert 1989, 161 f.). 

Die Be­
triebe 

verstecken ihre 
Reserven 
Auch die Reformökonomen des "Prager 
Frühlings" haben vor allem zwei große 
Nachteile einer zentralen staatlichen 
Koordinierung wirtschaftlicher Ak­
tivitäten ausgemacht. "Der eine betrifft 
die Informationskapazität einer Planzen­
trale, die einfach überfordert ist, wenn 
ein Plan bedarfgerecht und unter Wirt­
schaftlichkeitskriterien im voraus für 
eine längere Zeitspanne, für ein Jahr, für 
fünf Jahre, festgelegt werden soll. Jede 
moderne Volkswirtschaft muß ja heute 
für ihre alltäglichen Entschei­
dungsprozesse nicht nur millionen Infor­
mationen bewältigen, sondern es. kommt 
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noch hinzu, daß die Prozesse selber, die 
Sachverhalte und die Rahmen­
be<j.ingungen sich permanent ändern." 
(Kosta 1990, 718 f. ). 
Der zweite wesentliche Nachteil einer 
zentralen Planwirtschaft betrifft die Ent­
scheidungsstrukturen und Motivationen 
der Menschen. "Wenn in die Betriebe 
von oben, von der Planzentrale, von den 
übrigen Behörden und den Parteiorga­
nen ständig Befehle ausgegeben werden, 
die erfüllt werden sollen, im Betrieb sel­
ber wieder diese Pläne aufgeschlüsselt 
werden nach einzelnen Abteilungen und 
Gruppen, ja bis hin zum letzten Arbeiter, 
dann fehlt es an Motivationen. Es gibt 
keine Eigenentscheidungen, es gibt kei­
ne Entscheidungsspielräume. . .. Es ent­
steht ein eigenartiges Zusammenspiel 
von Informationen und Interessen in der 
Planwirtschaft: der Betrieb ist eigentlich 
nur allein in der Lage, über seine Pro­
duktionskapazitäten und -möglichkeiten 
Informationen zu liefern. Die Planzen­
trale und die übrigen übergeordneten 
Behörden sind darauf angewiesen. Da 
der Betrieb das weiß, deckt er einfach 
seine Reserven nicht auf, und es gibt 
dann viele Ineffizienzen, die durch die­
sen ökonomischen Mechanismus verur­
sacht werden." ( ebenda, 719). 
Und Jiri Kosta resümiert: "Die Väter 
des klassischen Marxismus, allen voran 
Engels, haben die Planbarkeit gesamt­
wirtschaftlicher Prozesse weit über­
schätzt. Genau das Gegenteil hat sich als 
wahr herausgestellt. Das ökonomische 
Scheitern der Planwirtschaft ist eigent­
lich schon vom System her vorauspro­
grammiert, weil man den Bedarf nicht 
richtig antizipieren kann in seinen Fein­
strukturen. Durch das Verhalten der Be­
triebe, ihre Reserven nicht aufzudecken, 
wird schon ex ante eine Verschwendung 
von Ressourcen eingeplant. Es lohnt 
sich auch nicht, Neuerungen einzufüh­
ren, wenn Planerfüllung das wichtigste 
Kriterium ist." (ebenda, 719 f.) (1). 
Ich glaube, wir können festhalten: Je hö­
her der Grad der Differenzierung und 
Arbeitsteilung einer Gesellschaft, desto 
unwahrscheinlicher die Möglichkeit ei­
ner (effizienten) zentralen Planung öko­
nomischer und (damit) gesellschaftli­
cher Prozesse. Das Programm einer di­
rekten, zentralen Planung und Koordina­
tion der ökonomischen Reproduktion 
impliziert das naive Bild einer hierar­
chisch gegliederten Gesellschaft mit ei­
nem politischen Steuerungszentrum an 
der Spitze. Solcherart Vorstellungen 
Werden der Komplexität, Funktionswei-

se und den eigensinnigen Strukturen ent­
wickelter Gesellschaften nicht gerecht. 
In modernen kapitalistischen Gesell­
schaften ist sowohl die Steuerungsfähig­
keit des politischen Systems als auch die 
Steuerbarkeit ökonomischer (gesell­
schaftlicher) Prozesse nicht ohne weite­
res zu unterstellen bzw. höchst voraus­
setzungsvoll (Scharpf 1989). An 
Marktmechanismen, also an dezentralen 
Vermittlungsformen zwischen der Viel­
zahl der Produzenten und zwischen Pro­
duzenten und Konsumenten, führt daher 
- so scheint es - kein Weg vorbei (2). 
Doch dies heißt keineswegs, in den Chor 
der Apologeten der Marktwirtschaft ein­
zustimmen, die in der Freisetzung der 
Marktkräfte das aufgelöste Rätsel der 
Weltgeschichte erblicken; zu gewichtig 
sind die Unzulänglichkeiten und Mängel 
selbst bei einer funktionierenden Markt­
steuerung (Hübl et al. 1988, 143 ff.): 
* Der Markt kann die Versorgung der 

Gesellschaft mit öffentlichen Gütern 
nicht bzw. nur unzureichend gewähr­
leisten. Öffentliche Güter, für die das 
Ausschlußprinzip i.d.R. nicht greift, 
können privat nicht bzw. nur sehr 
eingeschränkt angeboten werden. 

* All diejenigen, die - aus welchen 
Gründen auch immer - kein oder nur 
ein geringes Einkommen am Markt 
erzielen können, die also nicht cxler 
nur sehr- eingeschränkt marktfähig 
sind (Alte, Kranke, Behinderte etc.), 
wären - folgte man nur der Marktlo­
gik - nicht existenzfähig. 

* Der Marktmechanismus führt zu 
Konzentrations- und Vermachtungs­
prozessen und damit zur Ein­
schränkung des Wettbewerbs. In die­
sem Zusammenhang ist vor allem auf 
die exponierte Rolle der transnatio­
nalen Konzerne hinzuweisen. Diese 
Machtzusammenballungen dominie­
ren nicht nur den Welthandel, sie ent­
ziehen sich auch weitgehend natio­
nalstaatlicher Kontrolle. 

* Die in den Marktpreisen enthaltenen 
Kostpreise spiegeln i.d.R. nicht die 
gesamten Kosten, d.h. die gesell­
schaftlichen Folgekosten von Pro­
duktion und Konsumtion wider. Die 
marktgesteuerte Produktion wälzt 
aufgrund des ihr immanenten, kon­
kurrenzvermittelten Zwangs zur (pri­
vaten) Kostenminimierung bzw. Pro­
fihnaximierung systematisch Kosten 
auf Dritte, die "natürliche" Umwelt 
oder zukünftige Generationen ab. 
Diese in der "bürgerlichen" Ökö' 
nomie durchaus bekannte und als ex-

terne Kosten/Effekte bezeichnete 
Problematik führt - wie es beschöni­
gend heißt - zu Fehlallokationen. 

* Auch die obszöne Ungleichheit der 
Einkommens- und Vermögensvertei­
lung ist zwangsläufiges Resultat der 
Wirkungsweise des Marktmechanis­
mus. 

Schon diese knappen Hinweise auf die 
offenkundigen Unzulänglichkeiten eines 
(wohlgemerkt: funktionierenden) markt­
wirtschaftlichen Systems machen deut­
lich, wie absurd es wäre, in der Freiset­
zung der Marktkräfte eine emanzipatori­
sche politische Option bzw. eine höhere 
Stufe gesellschaftlicher Selbststeuerung 
zu sehen. 

Markt= 
Herr­
schaft 

Doch die Kritik kann und muß noch 
grundsätzlicher formuliert werden. Der 
Markt ist keineswegs bloß ein mitlilelü' 
oder minder großen Mängeln be~ 
objektiver Koordinierungs- und All~­
tionsmechanismus, sondern er bestmiint 
Form und / nhalt des ökonomischen Pro­
zesses. Die "Herrschaft des Tausch­
werts" läßt Gebrauchswerte wie Sub­
jekte zum bloßen Mittel der Kapitalak­
kumulation verkümmern. Die Kritik, 
daß die formale Marktrationalität ledig­
lich eine Teilrationalität generiert, ist -
bleibt man dabei stehen - oberflächlich. 
"Der Markt als formal rationales Steue­
rungssystem exekutiert Herrschaft." 
Diese "ist weder personal noch will­
kürlich, sie ist unpersönlich und trägt die 
Tarnkappe des ökonomischen Sach­
zwangs" (Altvater 1986, 98). Der Markt 
ist also nicht interessenneutral, "son­
dern interessengebunden, defuriert mit 
dem Rentabilitäts- und Zinskalkül auch 
das Ziel des Wirtschaftens" (ebenda). 
Krisen, Vergeudung und Vernichtung 
von Ressourcen und Produktivkräften 
sind der (kapitalistischen) Marktwirt­
schaft immanent, also keineswegs nur 
den ehemaligen Planwirtschaften des 
Ostblocks vorbehalten. Die vielbe­
schworene Rationalität der mikroökono­
mischen Kalküle und Entscheidungen 
bedingt dabei die Irrationalität des Gan­
zen. Diese zeigt sich eben nicht nur in 
den zyklischen und strukturellen Krisen, 
sondern - mehr noch - in der ungeheuren 
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Energie- und Rohstoffversfhwendung in 
den entwickelten kapitalistischen Län­
dern. Den durchaus vorhandenen 
"Grenzen des Wachstums" steht die 
Grenzenlosigkeit der Verwertung des 
Werts gegenüber, die in einer unregle­
mentierten Marktwirtschaft vollends die 
ihr eigene Rücksichtslosigkeit gegen­
über Mensch und Natur entfaltet. 
Nicht minder bedenklich muß stimmen, 
daß der Zukunftshorizont des Marktes 
äußerst begrenzt ist. Er reicht kaum wei­
ter als der Verwertungszeitraum des Ka­
pitals. Optionen, die gegenwärtig nicht 
oder kaum rentabel sind, werden daher 
nicht verfolgt und gar blockiert (z.B. im 
Energie- und Verkehrssektor). "Der 
Markt ist ein gefährlicher Mechanismus 
der Verdrängung von Schädigungen in 
eine Zukunft, die jenseits des Horizonts 
von Rentabilitätskalkülen liegt und da­
her nicht interessiert" (Altvater 1986, 
101). Man vergleiche nur die Halbwerts­
zeiten des atomaren Mülls mit den Ab­
schreibungszeiträumen von Kapitalgü­
tern, und die völlige Unzulänglichkeit 
des Plan- und Zeithorizonts von Markt­
prozessen springt ins Auge. 

"Der 
Markt" 
und viele 

Marktwirtschaften 
Die Konsequenz, die aus dieser doch 
sehr weitgehenden Kritik des marktwirt­
schaftlichen Systems und seiner imma­
nenten Logik zu ziehen ist, kann sicher­
lich nicht das Postulat der Abschaffung 
von Marktmechanismen sein (3). Der 
Markt ist eben auch ein Koordinierungs­
und Allokationsmechanismus, der um so 
unverzichtbarer wird, je höher der er­
reichte gesellschaftliche Differenzie­
rungs- und Komplexitätsgrad ist. Wohl 
aber kann und muß der Marktautomatis­
mus gebremst, gedeckelt und kanalisiert 
werden. Wie das geschehen kann, wer 
das leisten soll und kann und vor allem, 
ob diese Perspektive für die Bewälti­
gung der zahlreichen Probleme, die 
nicht zuletzt gerade der Verallgemei­
nerung und Forcierung der Marktdyna­
mik zu verdanken sind, hinreichend ist, 
ist in erster Linie eine praktische Frage, 
die nicht nur auf komplexe ökonomische 
Zusammenhänge, sondern eben auch auf 
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strukturelle Macht- und politische 
Kräfteverhältnisse verweist. 
Hervorzuheben ist, daß "der Markt'' 
und "die Marktwirtschaft" lediglich ab­
strakte Fiktionen sind, "denn es gibt sie 
nur in den mannigfaltigsten Formen" 
(Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts­
politik 1990, 147). Die breite und bunte 
Palette der Marktwirtschaften bzw. Ka­
pitalismen umfaßt denn auch so unter­
schiedliche Formen wie den autoritär-re­
pressiv verfaßten Kapitalismus Südkore­
as, den demokratisch-sozialstaatlich ver­
kümmerten US-Kapitalismus und den 
(in jüngster Zeit allerdings kräftig Fe­
dem lassenden) schwedischen Wohl­
fahrtsstaat. Und auch "der real existie­
rende Kapitalismus der Bundesrepublik 
ist keine 'reine' Marktwirtschaft auf pri­
vatwirtschaftlicher Grundlage, sondern 
ein System einer gemischten Wirtschaft 
mit starkem direktem und indirektem 
Staatseinfluß. Rund ein Viertel aller Be­
schäftigten arbeitet im öffentlichen oder 
halböffentlichen Sektor. Über die 
Staatseinnalunen und -ausgaben, über 
eine Vielzahl von Gesetzen und Verord­
nungen hat sich ein breites Geflecht von 
Regulierungen herausgebildet, die zum 
Teil private Gewinninteressen direkt 
oder indirekt sozialstaatlich begrenzen" 
(Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts­
politik 1990, 147). 
Die sozialen, politischen und auch kultu­
rellen Errungenschaften in der BRD 
können also mitnichten "dem Markt" 
zugeschrieben werden, sondern allen­
falls einer spezifischen Ausgestaltung 
desselben innerhalb eines politisch um­
kämpften regulierenden politisch-insti­
tutionellen Netzwerkes und auf der 
Grundlage spezifischer sozio-kultureller 
Traditionen und Verhältnisse. 
Die unzulängliche Selbststeuerungsfä­
higkeit des "marktwirtschaftlichen Sy­
stems" macht(e) politische Steuerungs­
leistungen nicht nur zu einem sy­
stemstabilisierenden Erfordernis, son­
dern zugleich zum entscheidenden Ar­
gument für die Notwendigkeit einer so­
zialen und ökologischen Reformpolitik. 
Deren Kernproblem ist dabei, daß in 
den entwickelten und miteinander ver­
flochtenen kapitalistischen Gesellschaf­
ten die Zentren wirtschaftlicher und po­
litischer Entscheidungen derart verteilt 
und funktional so differenziert sind, daß 
politische Steuerungsleistungen höchst 
voraussetzungsvoll sind. Der hohe Ver­
gesellschaftungsgrad und die komplexen 
Problemlagen erfordern daher differen­
zierte politisch-institutionelle Regulie-

rungen. Grundsätzlich stehen dafür drei 
gesellschaftliche Steuerungsmedien 
(bzw. Vergesellschaftungsformen) zur 
Verfügung, deren Neugewichtung und 
intelligente Kombination Quintessenz 
einer emanzipatorischen Reformpolitik 
ist: Geld (Markt), Macht (Recht) und 
Solidarität ("sozialintegrative Gewalt 
der Solidarität") (vgl. Habermas 1990). 
Eine solidarische, demokratische und 
ökologische Zukunftssicherung muß be­
strebt sein, den Markt, als der im Kapita­
lismus zentralen und dominanten Steue­
rungs- und Vergesellschaftungsform, in 
seiner Wirkungsweise zu modifizieren 
( darauf liefe eine ökologische Preisre­
form hinaus) und in bestimmten Berei­
chen in seiner Bedeutung einzugrenzen 
und weitestgehend zurtickzudrängen (zu 
nennen wäre vor allem der Arbeits­
markt). Generell haben demokratisch­
politische Regulierungen und informel­
le, lebensweltliche Vergesellschaftungs­
formen in den Vordergrund zu treten. 
Diese Andeutungen einer gesellschafts­
politischen Alternative zum gegenwär­
tigen Kapitalismus sollen abschließend 
skizziert werden. 

Öko-Steuern 

In der umweltpolitischen Diskussion 
wird nahezu übereinstimmend kritisiert, 
daß umweltschädigendes Verhalten bis­
her nicht bzw. nicht ausreichend mit ent­
sprechenden Kosten belastet wird. Die 
auch bei Einhaltung der Grenzwerte und 
umweltrechtlichen Auflagen stattfinden­
de Belastung und Zerstörung von Luft, 
Wasser, Boden und Menschen erfolgt 
weitgehend zum Nulltarif. Vorgeschla­
gen wird daher schon seit längerem die 
Internalisierung der externen Kosten 
umweltschädigender Produktion und 
Verhaltensweisen durch die Einführung 
und wirksame Gestaltung von Umwelt­
steuern und -abgaben. Ungeachtet der 
unterschiedlichen Reichweite und Radi­
kalität der vorliegenden Reformvor­
schläge scheint der angepeilte politische 
Kurs plausibel zu sein, denn "der 
Schlüssel des ökologischen Problems 
liegt, was die Wirtschaft betrifft, in der 
Sprache der Preise" (Luhrnann 1986, 
122). Gelingt es via Öko-Steuern und 
Umweltabgaben die Überbeanspru­
chung und Gefährdung der Umwelt in 
steigenden Preisen zum Ausdruck zu 
bringen und damit reale Kosten und 
Knappheiten zu signalisieren, ist zumin­
dest garantiert, daß das Problem der 
Umweltbelastung "im System (der 
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Wirtschaft; d. Verf.) bearbei­
tet werden muß" ( ebenda). 
In welchem Maße, ja ob 
überhaupt höhere Preise 
umweltbelastende Produkti­
on und Verhaltensweisen 
eindämmen, hängt entschei­
dend von der - wohlgemerkt: 
politisch zu steuernden! -
Höhe der Öko-Steuern ab. 
Daß nach einer entsprechen­
den Preisreform der Markt 
gar als "hervorragender 
ökologischer Zuchtmeister" 
(E.U. von Weizsäcker) 
fungieren kann, ist allerdings 
zweifelhaft, denn. "der Preis­
mechanismus als Knappheit­
sindikator gibt keine authen­
tischen Informationen über die Um­
welt" (Wolf 1989, 59). Vor überzoge­
nen Erwartungen sowohl hinsichtlich 
der Lenkungsfunktion als auch der sach­
lichen Angemessenheit von Umwelt­
abgaben, ist also zu warnen, was der 
Notwendigkeit ihrer Einführung aber 
keinen Abbruch tut. 

Strukturpolitik 

Eine ökologische Preisreform, die ihren 
Namen verdient, karm den (gebotenen) 
ökonomischen und gesellschaftlichen 
Strukturwandel in Richtung sozial- und 
umweltverträglicher Produktions- und 
Lebensbedingungen initiieren bzw. un­
terstützen. Dartiber hinaus bedarf es aber 
auch einer entsprechenden staatlichen 
Strukturpolitik und vermehrt sozial und 
ökologisch ausgerichteter öffentlicher 
Investitionen. Mit einer höheren Besteu­
erung fossiler Energieträger erübrigen 
sich weder gezielte staatliche Entwick­
lungs- und Markteinführungshilfen für 
alternative Energieträger noch die Über­
windung ( d.h. Dezentralisierung) der 
ineffizienten monopolistischen und zen­
tralistischen Energieversorgungsstruk­
turen. Und die Verteuerung des Indivi­
dualverkehrs erschließt dem Staat ledig­
lich neue Einnahmequellen, wenn sie 
nicht begleitet wird von einem erheb1ich 
verbesserten und preiswerteren Angebot 
an öffentlichen Verkehrsmitteln und re­
striktiven Maßnahmen zur Beschrän­
kung des Automobilverkehrs. Grund­
sätzlich müßte die gesamte staatliche 
Forschungs-, Wirtschafts- und (Infra)­
Strukturpolitik unter wesentlicher Be­
rücksichtigung sozialer und ökologi­
scher Kriterien neu konzipiert und auf­
einander abgestimmt werden. Die Viel-

zahl der dabei beteiligten Akteure (ins­
besondere die verschiedenen (bundes )­
staatlichen Ressorts und die mit ihnen 
mehr oder minder verflochtenen organi­
sierten gesellschaftlichen Interessen) er­
schweren aber eine einigermaßen konsi­
stente Neugewichtung staatlicher Struk­
turpolitik ungemein. Vermutlich wird 
auch unter veränderten politischen 
Mehrheits- und Kräfteverhältnissen vie­
les Stückwerk bleiben. Das sollte uns 
aber nicht dazu verleiten, die Politik und 
den Staat resigniert aus der Verantwor­
tung zu entlassen, viehnehr wird es 
wichtiger denn je, die gesellschaft­
lichen, politisch-institutionellen, organi­
satorischen, verfahrensrechtlichen etc. 
Bedingungen und Voraussetzungen ei­
ner verbesserten Steuerungsfähigkeit 
des Staates herauszuarbeiten. 

Internationale Abstimmung 

Die fortgeschrittene Internationalisie­
rung der Ökonomie ist sicherlich die of­
fene Flanke einer ambitionierten 
Reformpolitik. Angesichts der Realität 
des Weltmarktes und seiner Konkur­
renzzwänge erfordern (spürbare) Ein­
schränkungen der Kapitalautonomie 
bzw. gegen Kapitalinteressen gerichtete 
Interventionen die internationale politi­
sche Abstimmung und Absicherung - zu­
mindest innerhalb eines regionalen 
Wirtschaftsraumes (wie z.B. der EG), 
wenn nicht zwischen den wichtigsten 
kapitalistischen Industrieländern. Daß 
eine ökonomische und politische Groß­
macht wie die BRD (auch als reformpo­
litischer Primus) dabei einiges in die 
Waagschale werfen könnte, sollte nicht 
unterschlagen werden. Grundsätzlich ist 
und bleibt es jedoch auch im national-

"Nach dem Ende des Sozialismus 
vom Kapitalismus abgenagter 'in­
dustrieller Kern' in Sachsen". 
Bild: Ursula Didier 

staatlichen Rahmen möglich, 
selektiv die Verfügungsge­
walt des Kapitals bzw. 
Markt- und Konkurrenzbe­
dingungen einzuschränken. 
Nicht gerade selten dient der 
Hinweis auf den Sachzwang 
Europa bzw. die internatio­
nale Konkurrenz als Ent­
schuldigung für eigene poli­
tische Tatenlosigkeit und als 
Tatschlagargument gegen­
über Reformbestrebungen. 

Arbeitszeitverkürzung und 
soziale Grundsicherung 

Angelpunkt einer solidari­
schen und emanzipatori­

schen Reformpolitik ist der Arbeits­
markt. Dessen zunehmende Regulierung 
durch tarifpolitische und arbeitsrechtli­
che Maßnahmen, seine sozialpolitische 
Unterfütterung mit einem staatlich ga­
rantierten sozialen Mindesteinkommen 
und nicht zuletzt eine deutliche Verkür­
zung der Arbeitszeit markieren die Eck­
punkte eines Abbaus von Arbeitsmar!f!: .. 
zwängen und eröffnen die Pers~j' 
erweiterter individueller und koll~: 
Freiheitsspielräume. Vor allem in ~ 
Politik der Arbeitszeitverkürzung liegen 
- darauf haben Andre Garz und Oskar 
N egt nachdrücklich hingewiesen - nicht 
zu unterschätzende Chancen eines poli­
tisch-kulturellen Wandels, der letztlich 
an den sozialen und kulturellen 
Grundfesten der kapitalistischen Ar­
beitsgesellschaft rüttelt, d.h. die Herr­
schaft des Kapitals in ihrem materiellen 
Kern tangiert. Verknüpft werden müßte 
die Reduzierung der Arbeitszeit mit ei­
ner Reformierung bzw. dem Ausbau der 
sozialen (Grund)Sicherung in Richtung 
eines staatlich garantierten Mindestein­
kommens. Dies ist deshalb unerläßlich, 
da auch eine spürbare Arbeitszeitverkür­
zung Arbeitslosigkeit vermutlich nicht 
beseitigen wird. Und da auch das "Nor­
malarbeitsverhältnis'' zunehmend ero­
diert, wird das an kontinuierliche Er­
werbsarbeit gebundene System der so­
zialen Sicherung löchriger und reprodu­
ziert und zementiert damit die 
fortschreitende Spaltung der Gesell­
schaft statt sozialpolitisch gegenzusteu­
ern. Eine ausgebaute und von der Er­
werbsarbeit mehr oder minder entkop­
pelte soziale Grundsicherung würde 
nicht zuletzt den Zwang zur Lohnarbeit 
einschränken und die diagnostizierten 
"neuen Formen der Alltagssolidarität" 
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Thema: Die Politik und der 
Krieg • Panslawismus. Eine 
Ideologie zerbricht • Neo· 
sozialisten, ratlos • Italiens 
,, Tangentopolis" • Soll Ja­
pan japanisch bleiben? • 
Frankfurt-Zürich: Kommu· 
nen als Weltstädte • USA 
im Zeichen der Wende? Kli· 
ma, Umwelt, Raum, Ver· 
kehr • Materialien zur öko­
logischen Katastrophe III: 
Automobilität und Ge· 
schlecht • Debatte: Ägyp· 
ten zerfällt • Über Politik· 
abstinenz und Populismus • 
Politische Steuerung - der 
„Supervisionsstaat" des 
,,neuen Mittelalters" • Li­
teratur: Herbstnachlese 

,,längst ist sie für Insider die interessanteste 
Monatszeitung aus dem links-grün-alternati­
ven Spektrum: ... beinahe unentbehrlich ge­
worden für alle, die sich mit aktuellen Fragen 
gründlicher beschäftigen wallen." (/az) 

Interessiert? Probeabo machen 1 
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(Zoll 1988) sozialpolitisch abstützen. 
Die an Bedeutung gewinnenden '"neuen 
Werte" der Eigeninitiative, der Selbst­
organisation, der Selbstentfaltung, der 
kommunikativen Kompetenz etc. bedür­
fen ebenso wie die selbstbewußte Inan­
spruchnalune demokratischer Teilhabe­
rechte der materiellen Grundsicherung 
bzw. einer ausreichenden sozialpoliti­
schen Unterfütterung (vgl. Rödel u.a. 
1989, 185 ff.). So ließen sich u.U. 
"wachsende Freiräume ... schaffen für 
die Entwicklung einer vielseitigen, kom­
munikativen, von warenfönnigen (Ver)­
Kaufsbeziehungen befreiten Alltagskul­
tur und Alltagssolidarität" (Garz 1991, 
114). 

Steuerungsmedium Recht 

Schließlich bedarf auch das Steuerungs­
medium Recht der Weiterentwicklung 
und Neuformulierung, wenn es einen 
Beitrag zur Begrenzung der destruktiven 
Seiten der Marktdynamik leisten soll. 
Offensichtlich ist die Notwendigkeit ei­
ner ökologischen Erneuerung des Rechts 
(vgl. Wolf 1987; Beck 1988), gleicher­
maßen bedeutsam wäre die Stärkung 
und der Ausbau demokratischer Grund-, 
Widerspruchs- und Beteiligungsrechte. 
Diese demokratischen (Freiheits )Rechte 
besitzen ihren Wert nicht nur in sich 
selbst, sie sind auch hinsichtlich ihrer so­
zialen und politischen Gestaltungskraft 
eminent wichtig: Erst "die Freiheit der 
Gegenmeinung und der Gegenaktivität" 
(Beck 1988, 271) hat der Herrschaft des 
Kapitals Schranken gesetzt, den Sozial­
staat ermöglicht und dem Umweltschutz 
zum Durchbruch verholfen. Nicht zu 
vergessen sind in diesem Zusammen­
hang der Verbraucherschutz bzw. die 
Verbraucherrechte, deren Stärkung hie 
und da durchaus eine Bresche in die oli­
gopolistischen und monopolistischen 
Marktstrukturen schlagen könnte. Prin­
zipiell eröffnet die Ausweitung und In­
anspruchnalune demokratischer Rechte 
die Perspektive einer gesellschaftspoliti­
schen Alternative jenseits von Staat und 
Markt. 

Dieser Befund koinzidiert notabene mit Hayeks 
bereits 1944 formulierter grundlegender Kritik an 
der damals hoch im Kurs stehenden zentralen 
Planwirtschaft, die angesichts ihrer strukfurellen 
Unfähigkeit, dos dezentral in einer Gesellschaft 
gespeicherte W.ISSen konstruktiv zu nutzen, inef­
fizient und innovationshemmen und damit dem 
Markt, also dezentralen Vermittlungsformen, a 
priofi unter1egen sei. 
Darüber hinaus bedürfe die Planwirtschaft zu ih­
rer Dt.xchsetzung der Bevormundung.ja gor dik­
tatorischer Mittel. dies sei eine unvermeidliche 
Konsequenz der Anmaßung absoluten Wissens 
durch die Planungsbehörden (Hoyek 1971 ). 

Was nicht heißt, auf gesellschafttiche Planung 
und steuerung zu verzichten, doch kann diese 
dann überwiegend ~nur~ indirekt bzv..t. indikativ 
sein. 
Daß die Existenz von Märkten bzw. Wore-Geld­
Beziehungen nicht mit Kapitalismus gleichzuset­
zen ist, war für Marx übrigens ein wesentlicher 
Sachverhalt: "Warenproduktion und Warenzirku­
lation sind aber Phänomene, die den verschie­
densten Produktionsweisen angehören, wenn 
auch in verschiedenem Umfang und Tragweite 
Man weiß also noch nichts von der differentia 
specifica (dem kennzeichnenden Unterschied; 
d.V.) dieser Produktionsweisen und kann sie da­
her nicht beurteilen, wenn man nur die ihnen ge­
meinschaftlichen, abstrakten Kategorien der 
Warenzirkulation kennt" (MEW 23, 128). 
Die differentia specifica des Kapitalismus ist 
nach Marx die im historischen Prozeß sich 
durchsetzende gewaltsame Trennung der Pro­
duzenten von ihren Produktionsmitteln. Der Ka­
pitalismus ist also eine warenproduzierende 
Wirtschafts- und Gesellschaftsform, der die 
menschliche (und natürliche) Substanz der Ge­
sellschaft In Waren verwandelt. Die Produktion 
von Mehrwert und seine Aneignung durch die 
Kapitaleigner wird so zum bestimmenden Zweck 
der gesellschafttichen Reproduktion. 
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ZEITSCHRIFT FÜR SOZ!AUSTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 70, 1993 

THESEN zum Verhältnis von 
Kapitalismus und Sozialismus 

von Ralf Krämer• 

Kapitalistische Produktionsweise 
J Kapitalistische Produktionsweise be­
deutet Produktion von Waren ( es kann 
sich dabei auch um Dienstleistungen 
handeln) zum Zweck der Erzielung von 
Profit. Soziale Grundlagen sind Privatei­
gentum einer Minderheit an Produk­
tionsmitteln einerseits und doppelt (per­
sönlich und von eigenen Produktions­
mitteln) freie Lohnarbeiterlnnen ande­
rerseits. Letztere produzieren im Rah­
men des Kapitalverhältnisses unter dem 
Kommando der Produktionsmitteleigen­
tümer oder ihrer Funktionäre Mehrwert, 
der von den Eigentümern des Kapitals 
angeeignet (kapitalistische Ausbeutung) 
und zum großen Teil wiederum in Kapi­
tal verwandelt winl (Akkumulation). Da­
mit winl die gesellschaftlich bedingte 
Ungleichheit der Verteilung der Ein­
konunen, Vermögen, Lebenschancen 
und Macht beständig reproduziert und 
tendenziell verschärft. Mit kapitalisti­
schen Produktionsverhältnissen sind ge­
gensätzliche Klasseninteressen und dar­
aus resultierende Verteilungsauseinan­
dersetzungen verbunden. 
2. Die große zivilisatorische Bedeutung 
der kapitalistischen Produktionsweise 
besteht in der in ihrem Ralunen unge­
heuer vorangetriebenen Entwicklung 
der Produktivkräfte (der von den Men­
schen im gesellschaftlichen Produk­
tionsprozeß zur Befriedigung ihrer Be­
dürfnisse eingesetzten Fähigkeiten und 
Mittel). Dies ist die Bedingung, daß ein 
höheres Niveau der Bedürfnisbefriedi­
gung und der Entfaltung ihrer Persön­
lichkeit auch für die Massen möglich 
wird. 
3. Die destruktive Seite kapitalistischer 
Produktionsweise ergibt sich aus der ihr 
immanenten Unterordnung der Bedürf­
nisse der Menschen und der Erfordernis­
se der Reproduktion der Natur unter den 
Pmfitzweck und aus der Nichtberück­
sichtigung negativer externer Effekte. 
Das äußert sich in Prozessen sozialer 
Ausgrenzung und psychischer V erelen­
dung, in Armut und Unterentwicklung, 
gewalttätigen Konflikten und ökologi­
schen Zerstörungen. Die Planlosigkeit 
kapitalistischer Produktionsweise in Be­
zug auf die Gesamtwirtschaft äußert sich 

Ratl<römer, Sc0ct.,bse: sctdllel' Mltgied des SF0-
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in Überakkumulationstendenzen und 
regehnäßigen Übetproduktionskrisen 
mit den damit vernundenen Folgen. 
Dabei wachsen die destruktiven Kriifte 
und Wirlrungen kapitalistischer Pro­
duktion mit potenziell ebensolcher Dy­
namik wie die produktiven und errei­
chen globale Dimension. Die Entwick­
lung und Anwendung der produktiven 
Potenzen zur besseren Bedürfuisbefrie­
digung der Menschen ( das schließt ge­
sunde Umwelt und dauerhafte Erhal­
tung der natürlichen Lebensgrundlagen 
ein) wird beschränkt und deformiert 
durch das Primat der Kapitalverwertung 
und der Steigerung des sachlichen 
Reichtums in der Form privaten Eigen­
tums als Selbstzweck. Der Widerspruch 
zwischen Produktivkraftentwicklung 
und Produktionsvemältnissen stellt sich 
im entwickelten Kapitalismus haupt­
sächlich in dieser Form dar. 
4. Die zunehmende von kapitalistischen 
Großunternehmen und -banken be­
triebliche oder gesellschaftliche bzw. 
staatliche Regulierung und Planung ist 
der Versuch, den Widerspruch zwi­
schen dem fortschreitend gesellschaft­
lichen Oiarakter und globalen Maßstab 
der Produktion (und ihrer sozialen und 
stofflichen bzw. ökologischen Auswir­
kungen) einerseits und der weiterhin 
privaten Aneignung und kapitalisti­
schen Verfügung über die zentralen 
Produktionen und Investitionen ande­
rerseits zu bewältigen. In der konkreten 
Gestaltung ist dies bestimmt durch die 
historische Entwicklung und die Kriifte­
vemältnisse zwischen den Klassen und 
sozialen Gruppen und politischen Kräf­
ten der jeweiligen Gesellschaften. 
In dem Maße, wie es dabei der Arbeiter­
Innenbewegung und anderen sozialen 
und politischen Bewegungen gelingt, 
die Wirlrung des Pmfitprinzips nach 
humanen, sozialen und ökologischen 
Kriterien einzuschränken und zurück­
zudrängen und eine Demokratisierung 
der Regulierungsinstitutionen und -me­
chanismen zu verankern, werden noch 
unter kapitalistischer Herrschaft Annä­
herungen an sozialistische Produktions­
weise und Gesellschaft durchgesetzt. 
Diese sind notwendige Bedingungen 
und Ausgangspunkte weitergehender 
sozialistischer Umgestaltungen. [An­
merlrung: wenn hier und im folgenden 
von sozialen Kriterien die Rede is~ sind 

nicht nur Verhältnisse zwischen Kapital 
und Lohnarbeit oder zwischen ann und 
reich gemeint, sondern auch zwischen 
Menschen unterschiedlichen Ge­
schlechts, Nationalität, Kultur, sexueller 
Orientierung etc. und zwischen den Le­
bensbedingungen in unterschiedlichen 
Regionen und Staaten.] 
Kapitalistische Gesellschaftsformation 
5. Kapitalistische Gesellschaften sind 
solche, in denen kapitalistische Produk­
tionsweise die Ökonomie und die Pro­
duktionsverhältnisse der Gesellschaft 
dominiert und die Entwicklung der Pro­
duktivkriifte ( durch die Kontrolle über 
die wesentlichen Investitionen) maßgeb­
lich bestimmt und damit die gesamten 
gesellschaftlichen und politischen Ver­
hältnisse entscheidend prägt. 
Das schließt ein, daß in wichtigen Berei­
chen der Produktion des materiellen Le­
bens und der Verteilungsvemältnisse 
auch andere Prinzipien und Wirtschafts­
formen existieren oder vorherrsc~ 
können: Arbeit für den individuelliiii 
oder familiären Eigenbedarf, nichtk ]# ! 
listische Warenproduktion, Zwmjp­
arbeit, ehrenamtliche Arbeit und freiwil­
lige Umverteilung insbesondere in Verei­
nen und V ernänden, gemeinwirtschaftli­
che Betriebe, öffentliche Dienste, Bereit­
stellung und unentgeltliche oder nicht-
kostendeckende Nutzung öffentlicher 
Infrastrukturen, öffentliche Umvertei-
lung von Einkommen und Vermögen, 
rechtlich oder monetär vemrittelte Regu­
lierung der Ökonomie, gewetkschaftli­
che Gegenmacht und tarifvertragliche 
Regelungen. 
6. Es schließt ebenso ein, daß die sozia­
len, kulturellen und politischen Verhält­
nisse in bürgerlichen Gesellschaften (so­
wieso immer auf Grundlage der histo­
risch jeweils vorausgesetzten Bedingun­
gen) nicht nur vom Pmfitprinzip und den 
partikularen Einkommens- und Nut­
zeninteressen individueller &werbstäti­
ger und Konsumentinnen sowie der 
Macht der herrschenden Klasse bestimmt 
sind. Zum einen wenlen sie durch ge­
werl<schaftliche Gegenmacht modifiziert. 
Zum anderen entspricht der Entwicklung 
der Produktivkräfte eine zunehmende 
Differenzierung der individuellen 
Lebensbedingungen und Tätigkeiten so­
wie der Strnkturen der Zivilgesellschaft 
und des Staates. Die Gestalt und Ent­
wicklung moderner Gesellschaften wird 
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wesentlich auch davon beeinflußt, daß 
Individuen, Gruppen und Organisatio­
nen mit ihren Aktivitäten und Diskursen 
in der zivilen und politischen Gesell­
schaft vielfältige Interessen zur Geltung 
bringen, die nicht auf möglichst große 
Anteile am materiellen Reichtum gerich­
tet sind 
Die reale Entwicklung ist durch die 
widersprüchliche Wechselwirkung ver­
schiedener Tendenzen geprägt: die Ten­
denz des Kapitals, sich neue Vetwer­
tungsfelder zu erschließen und alle 
gesellschaftlichen Tätigkeiten· Profil­
interessen unterzuordnen; das Behar­
rungsvermögen und die Wandlungs­
fähigkeit traditionaler (z.B. patriarchaler 
oder religiöser) Strukturen; die wach­
senden individuellen Entwicklungsmög­
lichkeiten; soziale und politische Bewe­
gungen, die gesellschaftliche Regulie­
rungen durchsetzen (bisher allerdings 
hauptsächlich auf den nationalstaatli­
chen Rahmen beschränkt). 

Sozialistische Bewegung ... 
7. Die sozialistische Bewegung erstrebt 
eine Gesellschaft, die allen Menschen 
die gleiche Chance zur Befriedigung ih­
rer Bedürfnisse und freien Entwicklung 
ihrer Persönlichkeit und Individualität 
gibt (also in den demokratisch zu be­
stimmenden Grenzen, wie das ohne Un­
terordnung der Interessen anderer Indi­
viduen möglich ist). Dieses Kriterium 
der Gleichheit ist der Kern aller linken 
und sozialistischen Orientierungen, in 
denen Emanzipationsinteressen der be­
herrschten Klassen zum Ausdruck kom­
men. Unter den verschiedenen histori­
schen und nationalen Bedingungen hat 
sich das in unterschiedlichen Zielsetzun­
gen und Schweipunkten ausgedrückt 
und mit weiteren Zielsetzungen verbun­
den, wobei heute die Erhaltung der na­
türlichen Lebensgrurullagen eine zentra­
le Stellung einnimmt 
Marx und Engels haben herausgearbei­
tet, daß die Verwirklichung von Sozia­
lismus erst möglich ist auf einem hohen 
Stand der Entwicklung der Produktiv­
kräfte, wie sie der Kapitalismus hervor­
gebracht hat Dazu muß und kann der 
Kapitalismus überwunden werden, und 
zwar durch die Menschen, die ntit diesen 
Produktivkräften art>eiten und sie wei­
terentwickeln, ohne über ihren Einsatz 
und die Verteilung der Produkte ent­
scheiden zu können. Dabei müssen wir 
heute voo einem weiten Begriff der Ar­
beiterlnnen- bzw. lohnabhängigen Klas­
se ausgehen und die große innere Diffe-
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renzierung und auch Widersprüchlich­
keit ihrer Interessen berücksichtigen. 
Die Formierung der Klasse und ihrer In­
teressen muß als sozialer und politischer 
Prozeß begriffen werden, der nicht auto­
matisch als Reflex der objektiven Klas­
senlage in sozialistischer Richtung ver­
läuft. 
Auch heute reicht es nicht aus, Sozialis­
mus nur zu begreifen als Wertorientie­
rung und "regulatives Prinzip", als 
Weiterentwicklung von Sozialstaatlich­
keit und ökologischer Regulierung so­
wie von politischer Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit im Rahmen des Ka­
pitalismus (was allerdings schon schwie­
rig genug ist). Sozialismus mz!I] wei­
terhin als eine Gesellschaftsform begrif 
Jen werden, die durch Überwindung des 
Kapitalismus durchgesetzt werden muß. 

... und Gesellschaftsformation 
8. Das Kriterium für Sozialismus als 
Gesellschaftsformation sind ökonomi­
sche, soziale, politische und rechtliche 
Verhältnisse, die gewährleisten, dtef3 die 
Entwicklung der gesellschaftlichen Le­
bensbedingungen durch bewußte gesell­
schaftliche Gestaltung dominiert wird, 
als Bedingung für die Durchsetzung so­
zialistischer Ziele. Für den modernen de­
mokratischen Sozialismus ist klar, daß 
es dabei um demokratische Gestaltung 
gehen muß, die von den Bedürfnissen 
freier Individuen ausgeht. 
Zentral bleibt die Überwindung der 
strukturellen Dominanz kapitalistischer 
Pr'!fitorientierung. Um allen Menschen 
gleiche Chancen individueller Entwick­
lung und möglichst selbstbestimmter Le­
bensführung sowie demokratischer Mit­
gestaltung zu bieten, muß persönliche 
Abhängigkeit und Diskriminierung von 
Menschen überwunden und eire neue 
Qualität sozialstaatlicher Absicherung 
durchgesetzt werden. Einkonunen und 
private Vermögen müssen so um verteilt 
werden, daß reale Chancengleichheit er­
möglicht wird und vemleibende Un­
gleichheiten durch die unterschiedliche 
geleistete Ameit und gesellschaftliche 
Nutzenerwägungen gerechtfertigt wer­
den können. 
Demokratisch nicht legitimierte Herr­
schaft muß weitgehend abgebaut wer­
den. Dazu müssen insbesondere die 
Handlungsmöglichkeiten kapitalisti­
scher Eigentürnerinteressen beschränkt 
und gesellschaftlicher Kootrolle unter­
worfen werden. Um die Deformatioo 
ökonomischer, sozialer und politischer 
Strukturen und Entscheidungen durch 

die Macht kapitalistischer Großunter­
nehmen aufzuheben, müssen diese in 
demokratisch regulierte Formen gesell­
schaftlichen Eigentums überführt wer­
den. Die demokratischen Gestaltungs­
möglichkeiten müssen so ausgedehnt 
werden, daß die Gesellschaft in allen Be­
reichen ihre demokratisch formierten In­
teressen zur Geltung bringen und ggf. 
gegen andersgerichtete Sonderinteres­
sen durchsetzen kann. 
9. Das Kriterium für die Überlegenheit ei­
ner sozialistischen Gesellschaft ist, dtef3 sie 
besser die Befriedigung der Bedürfnisse 
und die freie Entwicklung aller Menschen 
ennöglichen und ihre ubensgrundlagen 
sichern kann. Dieses Kriterium bezieht 
sich auf die Ebene der Gesellschaft insge­
sam~ in der verschiedene Prcxluktionswei­
sen und Verteilungsprinzipien ntiteinander 
kombiniert sind und schließt auch die Ge­
staltung der "Überbauverhältnisse" ein. 
Es geht also um wesentlich mehr als um 
die Frage möglichst hoher Ameitsproduk­
tivität bei der Herstellung von Waren. Die 
Effizienz kapitalistischer Produktion wird 
kaum zu schlagen sein, wenn die von ihr 
externalisierten individuellen, sozialen 
und ökologischen Bedingungen und Fol­
gewirkungen und andere Bedürfnisse als 
die an möglichst hohem Warenkonsum 
nicht in die Beurteilung einbewgen wer­
den. 

Gestaltung 
der allgemeinen Lebensbedingungen 
10. Entscheidend wird zunehmend die 
gesellschaftliche Fähigkeit, die allge­
meinen Lebensbedingungen im Sinne 
des genannten Kn·teriums zu gestalten 
und zu entwickeln, und zwar nachhaltig, 
auch für zukünftige Generationen. Mit 
allgemeinen Lebensbedingungen sind 
gemeint die natürlichen Lebensgrund­
lagen und Umweltbedingungen und die 
ökonomischen und . sozialen Infrastruk­
turen, die die gesellschaftlichen Lebens­
bedingungen prägen und eben nicht als 
Waren käuflich sind - jedenfalls nicht 
für die riesige Mehrneit der Menschen. 
Auch die sozialen Verteilungsverhält­
nisse und die kulturellen und politischen 
Lebensbedingungen gehören dazu. 
Anders als früher gibt es heute Wahl­
möglichkeiten zwischen alternativen 
Richtungen der weiteren Entwicklung 
der Lebensbedingungen und der Pro­
duktivkräfte. Das ökonomische und 
gesellschaftliche Gesamtsystem muß er­
möglichen, daß die Entwicklung der all­
gemeinen Lebensbedingungen und die 
Gesamtrichtung der ökologischen, 
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ökonomischen und sozialen Entwick­
lung demokratisch gesteuert und be­
stimmte ex ante formulierte Ziele er­
reicht werden können (z.B. Reduktion 
des C0

2
-Ausstosses auf 30% bis zum 

Jalu X und Reduzierung des Straßen­
und Flugverkehrs um x% trotz Einheit 
und Binnenmarkt und regional ausge­
wogene Wirtschaftsentwicklung und 
massive Reduzierung der Ungleichver­
teilung der Privatvermögen und ökolo­
gischer Umbau von Industrie und Land­
wirtschaft und Bereitstellung angemes­
senen Wolmraums für alle zu bezahlba­
ren Preisen und soziale Gestaltung der 
Ameitsbedingungen und Verteilung der 
Ameitszeit ... ). 
Dabei bestreite ich nicht, daß einzelne 
dieser Ziele "prinzipiell" auch im Rah­
men des Kapitalismus realisiemar wä­
ren. sondern behaupte, daß die kapi­
talistische Qualität bisheriger westlicher 
Gesellschaften sich daran erweist, daß 
real diese Ziele eben nicht oder nur par­
tiell durchgesetzt werden, nach langem 
Kampf von Bewegungen gegen den Wi­
derstand kapitalistischer Interessen 
( oder wenn die V erwertungsbedingun­
gen des Kapitals selbst massiv betroffen 
sind), also meist zu spät und in einer 
Form, die selbst wiedenun von 
Kapitalinteressen geprägt ist, neue Pro­
bleme aufwirft und die Kosten unge­
recht verteilt 
II. Für das Projekt einer dem Kapitalis­
mus überlegenen sozialistischen Gesell­
schaft gibt es kein einheitliches Modell, 
es muß viehnehr ausgehend von den je­
weiligen ökonomischen, sozialen und 
kulturellen Bedingungen gestaltet und 
ständig weiterentwickelt werden und ist 
in diesem Sinne tatsächlich eine "dau­
ernde Aufgabe". Gesicherte Erkennntis 
ist ntittlerweile, daß der autoritäre Staats­
sozialismus, wie er in der Sowjetunion 
und Osteuropa real existiert hat, sich ge­
genüber dem modernen Kapitalismus in 
seinen Z.entren als in umfassendem Sin­
ne unterlegen eiwiesen hat und. keinerlei 
Modellcharakter beanspruchen kann. 
Hier liegt die Überlegenheit und Not­
wendigkeit des Sozialismus begründet, 
denn im Kapitalismus wird die Entwick­
lung der allgemeinen Lebensbedingun­
gen weitgehend von externen Effekten 
der kapitalistischen Produktion be­
stimmt bzw. ergibt sich als Resullal öko­
nomischer Gesetzmäßigkeiten, die ge­
sellschaftlich bewußter Steuerung nicht 
zugänglich sind. Es geht um den Über­
gang zu bewz!l]ter gesellschaftlicher 
Produktion der wesentlichen Elemente 

der allgemeinen Lebensbedingungen 
( einschließlich der bewußten Nichtbean­
spruchung bestimmter natürlicher Be­
dingungen) und eine solidarische Ver­
teilung der damit vemundenen Kosten. 
Dazu bedarf es einer demokratischen 
Steuerung der dafür ausschlaggebenden 
Investitionen und der Verteilung des 
Volkseinkommens. 
Sozialismus darf nicht verstanden wer­
den als möglichst radikale und voll­
ständige Negation im Kapitalismus ent­
wickelter Strukturen. Auf diesen Struk­
turen und insbesondere den in vergan­
genen und noch laufenden und bevor­
stehenden Auseinandersetzungen in ka­
pitalistischen Gesellschaften durchge­
setzten "sozialistischen Elementen" (= 
Strukturen und Regulierungsmechanis­
men, die im Sinne des og. sozialistischen 
Prinzips gestaltet oder einsetzbar sind) 
muß ein moderner Sozialismus aufbau­
en. Das schließt aber auch ein, daß es 
weiter kapitalistische Produktion geben 
wird und daß diese sogar auf absehbare 
Zeit in wichtigen Bereichen vorherr­
schend bleiben wird. 

Sozialismus 
und Produktionsverhältnisse 
12. Die sozialistische Qualität eines 
Wirtschaftssystems kann weder einseitig 
an der Vomerrschaft bestimmter einzel­
betrieblich · definierter sozialistischer 
Produktions- bzw. Eigentumsvemältnis­
se festgemacht werden noch am Über­
wiegen planwirtschaftlicher Sektoren im 
Sinne imperativer stofflicher Planung. 
Diese Frage ist viehnehr eine, die auf 
der Ebene der gesamtgesellschaftlichen 
Produktionsverhältnisse, also eines 
komplexen und differenzierten gesamt­
wirtschaftlichen Regulierungssystems, 
zu beantworten ist Dieses muß geeignet 
sein, demokratisch formulierte gesell­
schaftliche Ziele ökonomisch umzuset­
zen, also das Primat zivilgesellschaft­
lich-politischer Entscheidungen vor be­
triebswirtschaftlichen oder rein ökono­
mischen Kriterien und auch gegen die 
Wirkungsrichtung von Gesetzmäßigkei­
ten kapitalistischer Ökooontie durchzu­
setzen und sozialistische Dominanz zu 
ermöglichen. 
Die Produktionsverhältnisse sind als die 
gesellschaftlichen Formen und V er­
hältnisse zu begreifen, in denen die 
Menschen art>eiten, um Gegenstände 
und Leistungen zur Befriedigung 
menschlicher Bedürfnisse ru produzie­
ren. Die Frage ist, was für Produktions­
verhältnisse auf dem erreichten Niveau 

der Entwicklung der Produktivkräfte 
dazu am geeignetsten sind. Dabei ist ein 
zentrales Kriterium, ob und wie die ge­
sellschaftlichen Produktivkräfte, die 
menschlichen und natürlichen und pro­
duzierten Bedingungen der Produktion, 
unter den Bedingungen der jeweiligen 
Produktionsverhältnisse selbst zum Ge­
genstand der Regulierung werden, ihre 
Entwicklung gefördert und Schädigung 
vermieden werden. Kapitalistische Pro­
duktionsverhältnisse stellen die Ent­
wicklung der produzierten Produkti­
onsmittel in Form von Kapitaleigentum 
in den Mittelpunkt des ökonomischen 
Regulierungssystems. Sozialistische 
Prcxluktionsverhältnisse müssen sich da­
durch auszeichnen, daß sie die Entwick­
lung der menschlichen Ameitskraft und 
Lebensbedingungen und der Natur (die 
für kapitalistische Produktion externe 
Bedingungen und Effekte sind) ins so­
zialökonontische Regulierungssystem 
internalisieren. Wie diese Gegenstände 
sozialistischer Regulierung können da­
her auch sozialistische Produktionsver­
hältnisse nicht primär betriebs- oder un­
temehmensbewgen defmiert w~; 
Die sozialistische Qualität der ····· r·· \il: 

schaftlichen Produktioosverhäl · 
daher eine Frage der Gestaltung de$. . .. 
samten sozialökooomisclien 
Regulierungssystems. Die Gestaltung 
der betrieblichen Produktions- und Ei­
gentumsvemältnisse ist dabei nur ein, 
wenn auch wichtiges, Element. 
Bei sozialistischer Planung und Steue­
rung kann es nicht um "die Wirtschaft" 
insgesamt gehen, sie kann nicht den An­
spruch haben, alle ökonomischen Pro­
z.esse zu erfassen und ex ante festzule­
gen. Es kann "nur'' um eine begrenzte 
Anzahl zu erreichender Ziele und Para­
meter gehen, die in einer regionalen und 
volkswirtschaftlichen und letztlich glo­
balen Rahmenplanung zusammengefaßt 
sind, und um die Frage, welche Instru­
mente zu ihrer Erreichung geeignet und 
notwendig sind Dabei sind überwie­
gend Mechanismen der Steuerung anzu­
wenden, die die relative Autonomie der 
ökonomischen Subjekte respektieren 
und nutzen und ihrer Initiative zur Öko­
nonus1erung und Produktivkraftent­
wicklung Raum bieten, feed-back und 
Flexibilität ermöglichen. Stoffliche Pla­
nung des Staates in dem Sinne, daß be­
stimmten Betrieben genau ihre Produkti­
oo vorgeschrieben winl, kann es nur in­
soweit geben, wie der Staat selbst als 
Käufer oder Nutzer oder Anbieter der 
Produktion auftritt. 
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Die Mehrzahl der privat zu konswnie­
renden Güter und Dienste wird weiterltin 
warenfönnig, für Märlcte und überwie­
gend von einzelwirtschaftlich agieren­
den Betrieben produziert werden, wobei 
die Preise als reale Indikatoren ökono­
mischer Vemältnisse wiiken sollten. Das 
bedeutet, daß auch im Sozialismus die 
ökonomischen Austauschprozesse weit­
gehend unter Bedingungen von Markt­
bzw. Geldwirtschaft reguliert werden 
müssen. Geld sollte auch im Sozialismus 
die Kohärenz der in den unterschied­
lichen Betrieben und Sektoren ablaufen­
den Warenproduktion und Einkommen­
sentstehung herstellen und einen stiindi­
gen Ökonomisi=gsdruck, der auf die 
Einspanmg von Wert bzw. Arbeit ge­
richtet ist, vermitteln. 

Kombination von 
Produktionsweisen im Sozialismus 
Sozialismus als höhere Form gesell­
schaftlicher Reguli=g, nämlich be­
wußte demokratische SteuerW1g und 
Planung, baut also auf und ist ge­
sellschaftlich kombiniert mit anderen 
Formen der RegulieTW1g der Produktion, 
insbesondere mit funktionierender Wa-
renwirtschaft und ökonomischen 
Tauschprozessen und kapitalistischer 
Produktion auf dieser Basis, und mit Ar­
beit für individuellen oder familiären Ei­
genbedarf (Subsistenzproduktion). Es 
geht darum, die für die Entwicklung ent­
scheidenden Investitionen und die V er­
teilung des Volkseinkonunen zwischen 
den verschiedenen Gruppen der Bevöl­
keTW1g und zwischen öffentlicher und 
privater Verwendung demokratisch zu 
steuern und damit auch die Wirkungen 
kapitalistischer Krisentendenzen einzu­
grenzen und zu kompensieren. Ebenso­
wenig wie kapitalistische Produktion je­
mals Subsistenzproduktion (dazu gehört 
im weiteren Sinne jegliche sog. Repro­
duktions- und Eigenarbeit) völlig ver­
drangen kann, wird sozialistische, also 
demokratisch geplante und gesteuerte, 
Produktion "niedrigere" Formen der 
Produktion verdriingen. Diese "niedri­
geren Formen" werden immer die "Po­
ren" der Produktions- und Lebenspro­
zesse ausfüllen, die von den höheren, 
stärker gesellschaftlichen Formen nicht 
erfaßt werden. 
Die weitere sozialistische Perspektive 
liegt darin, daß immer geringere Anteile 
der gesellschaftlichen Arbeit und der 
menschlichen Tätigkeiten kapitalistisch 
reguliert oder auf AnfordeTW1gen 
kapitalistischer Produktion ausgerichtet 
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werden, und zwar in dem Maße, wie ge­
genüher dem Bedürfnis an Produktion 
möglichst vieler und billiger Waren die 
Gestaltung der allgemeinen Lebensbe­
dingW1gen und andere Bedürfnisse hö­
heres .. Gewicht erlangen: Hwnanisierung 
und Okologisierung der Produktion und 
der Lebensweise, DemokratisieTW1g der 
Arbeitsbeziehungen, mehr 2:eit für Kul­
tur, Selbsttätigkeit, ehrenamtliche Tätig­
keit, Muße usw. Das bedeutet zum einen 
die fortschreitende Verkürzung der all­
gemeinen Erwerbsarbeitszeit Dabei 
geht es um die Normalarbeitszeit, das 
braucht nicht unbedingt auszuschließen, 
daß Leute, denen ihre berufliche 
Tätigkeit ein inneres Bedürfnis ist, auch 
länger arbeiten können. Es muß aber 
bedeuten, daß es in jedem Beruf und 
auch in Leitungspositionen normal ist 
und ein Anspruch besteht, nur 30 oder 
25 oder noch weniger Stunden pro Wo­
che zu arbeiten. Zum anderen bedeutet 
es fortschreitende ZurückdriingW1g des 
Anteils primär profitgesteuerter Öko­
nomie zugunsten selbstverwalteter und 
demokratisierter Betriebe, die sozialen 
und ökologischen Kriterien höheres Ge­
wicht einräumen. Die Vergesellschaf­
tung der ElektrizitätsversoTgW1gsunter­
nehmen ist z.B. erforderlich, weil es 
nicht mehr um die möglichst preisgün­
stige Bereitstellung von Energie, son­
dern um möglichst effiziente Nutzung 
und Einspanmg geht und dies im Wider­
spruch zu den Profibnaximierungszielen 
faktisch kapitalistisch betriebener EVUs 
steht. 

Gesellschaft und Politik 
im Sozialismus 
13. Bei der Gestaltung der sozialen und 
politischen Vemältnisse muß die Auto­
nomie der indivuluellen und kollektiven 
Subjekte Ausgangspunkt und Bedin­
gilllg eines modernen und demokrati­
schen Sozialismus sein. Es kann keine 
Zentrale geben, die die Entwicklung in 
allen Lebensbereichen zu steuern ver­
sucht. Erst recht kann es keine ''füh­
rende Rolle" irgendeiner Partei dabei 
geben (schon gar keine in der Verfas­
sung verankerte). Führung kann nur auf 
freiwilliger Zustimmung der Mehrl!eit 
beruhen und sich nie auf alle gesell­
schaftlichen Bereiche beziehen. Im 
Maße wie bzw. in Bereichen. in denen 
eine zentral organisierte Autorität für die 
Durchsetzung sozialistischer Entwick­
lung nicht (mehr) erforderlich ist, wird 
der Staat seine Aktivitäten ZUgilllSten ih­
rer Übe!tragW1g an in verschiedenen 

Formen demokratisch organisiene 
gesellschaftliche Selbstverwaltung zu­
Iiicknehmen können. Der Staat bzw. die 
verschiedenen staatlichen Ebenen selbst 
müssen weiter demokratisiert, ihr Han­
deln für die Öffentlichkeit transparenter 
und kontrollierbarer werden. 
14. Es wird im Sozialismus weiterhin so­
ziale und politische Konflikte wui Aus­
einandersetzungen um unterschiedliche 
Interessen und Definitionen des Ge­
meinwohls geben. Die Frage wird sich 
weiter stellen, was in welcher Priorität 
gesellschaftlich gestaltet werden soll 
und wer die dafür aufzubringenden Ko­
sten zu tragen hat. Dies werden weiter­
hin in hohem Maße links-rechts-Aus­
einandersetzungen sein um die Frage, ob 
mehr Gleichheit und Demokratie durch­
gesetzt oder mehr Ungleichheit und pri­
vate Entfaltung auch zu Lasten anderer 
Menschen und der Natur zugelassen 
werden soll, also ob der sozialistische 
Charakter der Gesellschaft weiter ausge­
baut werden soll oder nicht. Es wird da­
bei auch die Möglichkeit geben müssen, 
daß ein bereits erreichtes Maß an sozia­
ler Gleichheit und Ausrichtung auf öko­
logische Ziele in gewissem Maße zu­
Iiickgeschraubt wird, wenn sich entspre­
chende politische Kräfte demokratisch 
durchsetzen. Wegen der weitgehenden 
Demokratisierung ökonomischer wid 
darauf gegründeter politischer Macht 
wird allerdings der im Kapitalismus 
strukturell begründeten Hegemonie ka­
pitalorientierter Politik die materielle 
GTW1dlage entzogen sein. 

Widersprtichlicher Übergangspro,:eß 
zum Sozialismus 
15. Der Übergang von der kapitalisti­
schen zur sozialistischen Gesellschafts­
ordnung ist nur als ein längerer, wider­
sprüchlicher, von den jeweiligen Aus­
gangsbedingungen abhängiger und da­
her uneinheitlicher und nicht im einzel­
nen planbarer Prozeß vorstellbar. Es 
dürfte schwierig bzw. nicht möglich 
sein, einen "Umschlagspunkt" vom Ka­
pitalismus zum Sozialismus bzw. eine 
"Systemgrenze", die beim Übergang 
zum Sozialismus zu überschreiten ist, zu 
bestimmen. Auch die frtiher bei Jusos 
viel diskutierte "Mindestschwelle der 
Vergesellschaftung", die für den Auf­
bau des Sozialismns nötig is~ ist nicht 
unabhängig von der Gestaltung des so­
zialökonomischen RegulieTW1gssystems 
insgesamt und von den gesellschaftlich­
politischen Kräfteverl!ältnissen zu be­
stimmen. 
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Das Kriterium der "Dominanz" soziali­
stischer RegulieTW1g ist zugegebener­
maßen schwer zu operationalisieren, 
aber an der gegenwärtigen Dominanz 
des Kapitals besteht m.E. kein Zweifel 
und es gibt größere Probleme als später 
ggf. den 2:eitpunkt möglichst genau zu 
bestimmen, an dem sie überwunden 
wurde. Jedenfalls erfordert dies eine 
materialistische Analyse der Totalität 
der gesellschaftlichen V erl!ältnisse und 
ist nicht · anhand eines eindimensionalen 
Kriteriums möglich. So oder so mar­
kieren diese Kategorien keinen ''point 
of no retum", hinter dem die alte herr­
schende Klasse endgültig entmachtet 
und die Restauration kapitalistischer 
Verhältnisse ein für allemal (abgesehen 
von äußeren Einflüssen) ausgeschlossen 
ist. 
Der alte Streitpunkt der sozialistischen 
BewegW1g "Reform oder Revolution" 
muß als ein dialektisch, also in der rea­
len Bewegilllg, zu überwindender Wi­
derspruch betrachtet werden. Die Über­
windung des Kapitalismus bleibt ein 
letztlich revolutionärer sozialer Prozeß, 
der aber auf dem Wege gesetzlicher Re­
formen vorangetrieben wird. Die Frage, 
ob dazu auch ein „revolutionärer'', 
möglicherweise sogar gewaltsamer Um­
sturz der staatlichen Herrschaft und der 
Eigentumsvemältnisse durchgesetzt 
werden muß, ist abhängig von den je­
weiligen BedingW1gen, also insbesonde­
re von der Existenz eines demokrati­
schen Verfassungssystems und wirksa­
mer demokratischer Kontrolle über die 
staatlichen Gewaltorgane. In der Regel 
und zumindest in den entwickelten Län­
dern kann der Weg zum Sozialismus nur 
auf dem Wege der Demokratie und ihrer 
Vertiefung und Ausweitung auf immer 
mehr gesellschaftliche Bereiche erfol­
gen. Revolutionäre Methoden im og. 
Sinne sind nur dann anzuwenden, wenn 
demokratischer Refonnismus gegen den 
Willen der Mehrl!eit der Bevölkerung 
durch Gewalteinsatz herrschender Grup­
pen verltindert wird - in der Bundesre­
publik Deutschland wäre das dann 
durch das Widerstandsrecht des Gfill1d­
gesetzes gedeckt, ja geradezu geboten. 
Das bedeutet keineswegs den Verzicht 
auf die VerändeTW1g der Eigentumsver­
hältnisse und die Beschränkung des 
Kampfes auf die parlamentarisch-staatli­
che Ebene - im Gegenteil. Konsequente 
Dem0kratisierW1g der Wirtschaft be­
Iiihrt auch die Eigentumsverhältnisse, 
denn Verfügung über und Eigentum an 
den zentralen Produktionsmitteln und 

fuvestitionen sind letztlich untrennbar 
miteinander verknüpft. Und jede ernst­
hafte Demokratisierung der Wirtschaft 
und Umverteilung gesellschaftlichen 
Reichtums wird mit heftigem Wider­
stand des Kapitals verbunden sein. Die 
politischen Bedingungen für soziali­
stischen Fortschritt können nur durch 
massive außerparlamentarische Bewe­
gung, Mobilisierung von Öffentlichkeit 
und Herstellung sozialer Bündnisse 
geschaffen werden. Früher nannte die 
Linke das (verengt auf Klassenbe­
ziehungen) Klassenkämpfe. Die par­
lamentarisch-staatliche Ebene wird in 
der Regel nur bereits erfolgte 
V erändeTW1gen des gesellschaftlichen 
Bewußtseins und der gesellschaftspoliti­
schen Kräfteverhältnisse nachvollziehen 
und umsetzen, ist also ein sekundäres 
Moment. 
Der sozialistische Fortschritt wird dabei 
nicht nur oder auch nur in erster Linie 
unter dem Banner des Sozialismus und 
der Arbeiterinnenbewegung vorange­
trieben werden, sondern von all den 
Kräften und Bewegungen, die humane, 
soziale und ökologische Ziele durchset­
zen wollen und dazu die Logik der Kapi­
talverwenung einschränken müssen - ob 
das als solches ihr bewußtes Ziel ist oder 
nicht. Allerdings gibt es auch innere Wi­
dersprüche innerhalb und zwischen die­
sen Bewegungen, in denen sich unter­
schiedliche soziale Lage, Betroffenheit 
und Prioritätensetzung widerspiegeln, 
insbesondere Widersprüche zwischen 
sozialen und ökologischen und zwi­
schen regionalen und nationalen und 
intemationalistischen Zielsetzungen. 
Die besondere Bedeutung sozialistisch 
orientierter politischer Kräfte besteht 
darin, daß sie versuchen, fortschrittliche 
Bewegung in verschiedenen Bereichen 
zusammenzuführen und insbesondere 
ökologischen Umbau mit sozialer Ge­
staltung und FinanzieTW1g zu verbinden, 
die gesellschaftspolitischen Dimensio­
nen und Bedingungen zu verdeutlichen 
sowie die notwendigen Veränderungen 
auf der staatlich-parlamentarischen Ebe­
ne durchzusetzen. Dabei spielen die Ge­
werkschaften und die ihnen politisch 
verbundenen Parteien, hierzulande die 
Sozialdemokratie, eine zentrale Rolle. 
In den Staaten der Europäischen Ge­
meinschaft muß aufgrund der intensiven 
Verllechtungen und der auf EG-Ebene 
angesiedelten umfangreichen und weiter 
zunehmenden ökooomischen und politi­
schen Kompetenzen dieser Kampf zu­
nehmend auf die europäische Ebene ge-

richtet sein, wenngleich das nationale 
Terrain vorerst zentral für die Entwick­
lung gesellschaftlichen Bewußtseins 
und der Kräfteverhältnisse bleiben wird. 

Sozialistische Entwicklung 
im Weltmaßstab 
16. Wegen der globalen Dimension der 
Produktivkraft- und Destruktivkraftent­
wicklung ist "Sozialismus in einem 
Land" und letztlich auch "Sozialismus 
in Europa" Stückwerk und keine Lö­
sung. Das notwendige Ziel ist eine sozia­
listische Entwicklung im Weltmaßstab. 
Das bedeutet aber nicht die linksradikale 
Variante von Imperialismuskritik und 
das Setzen auf einen revolutionären 
Weltprozeß, der den Imperialismus 
durch sozialistische Revolutionen in im­
mer mehr Ländern insbesondere der Pe­
ripherie zurückdriingt und überwindet. 
Der weltweite sozialistische Prozeß ist 
nur als außerordentlich vielfältiger und 
ungleichzeitiger vorstellbar, wobei so­
zialistischen Fortschritten in den kapita­
listischen Zentren eine zentrale Rolle zu­
kommt. Inhalte müssen jedenfalls ökolo­
gischer Umbau insbesondere in den ent­
wickelten Ländern und UmverteÜl!!II!·: 
von "Nord" nach "Süd" und ~+ 
Jung menschenwürdiger I -
bedingungen in allen Ländern sein. 
Dazu müssen sozial und ökologisch ori­
entierte Kräfte und sozialistische Ent­
wicklungen in den verschiedenen Län­
dern unterstützt und gefördert werden. 
Die bereits entwickelten supranationalen 
Institutionen insbesondere der EG und 
der UNO müssen im Sinne der Prinzipi­
en der Solidarität und der gemeinsamen 
Entwicklung aller Völker umgebaut und 
weiterentwickelt werden, das erfordert 
ihre DemokratisierW1g und Befreiung 
von der Vorherrschaft der entwickelten 
Industrieländer (betrifft insbesondere 
IWF und Weltbank). Wirksame sozial 
und ökologisch orientierte Regulie­
rungsmechanismen auf dem bisher weit­
gehend anarchischen Weltmarkt müssen 
entwickelt und die demokratische Ver­
gesellschaftung der die internationale 
Arbeitsteilung und den Weltmarkt über­
wiegend kontrollierenden transnationa­
len Konzerne durchgesetzt werden. Die 
sozialistische Qualität voo Gesellschaf­
ten wird sich insbesondere bei den 
entwickelten Industrieländern auch dar­
an erweisen müssen, daß ihr Staat auf in­
ternationalem Terrain in diesem Sinne 
agiert und als Subjekt der sozialistischen 
Umgestaltung der internationalen Be­
ziehungen wiiksam wird. 
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Wolfgang Kowa/sky: Rechtsaußen ... 
und die ve,fehlten Strategien der 
deutschen Linken. Frankfurt am Main 
1992. 

Hilfloser 
Anti-Antifaschismus 
Wider einen modischen Renner aus der IG 
Metall-Vorstandsetage 

vonAndrea< Wöllersdorf* 
Wolfgang Kowalsky, Mitarbeiter der IG 
Metall-Grundsatz.abteilung, hat die antifa­
schistischen Strategien der deutschen Lin­
ken einer scharfen Prüfung unterzogen. 
Sein Urteil ist vernichtend: Er sieht nur 
Scheitern auf der ganzen Linie! Ich bin 
wahrlich kein Freund jener Harmonieduse­
lei, die sich innerhalb der Linken "solida­
rische Kritik" nennt. Aber bei allem Ver­
ständnis für die Destruktion liebgeworde­
ner Denkgewohnheiten muß man sich 
nicht jede Unverschämtheit bieten lassen. 
Wo jeder tnittelprächtige Deutsch-Lehrer 
den Rotstift gezückt hätte, Kowalskys 
Lektor ließ es durchgehen: schlechte 
Strukturierung, die zu häufigen Wie­
derholungen führt, und Abschweifungen 
vom eigentlichen Thema gescheiterter 
Antifa-Strategien der Linken. Das Buch 
hätte mühelos um die Hälfte gekürzt wer­
den können und wäre damit auch für be­
rufstätige Menschen, die nicht die Muße 
eines Mitarbeiters der IG Metall-Grund­
satzkommission haben, lesbarer geworden. 
Hinzu kommt eine nicht vertretbare Häu­
fung pejorativer Adjektive und jenes zeit­
geistlose modern talking, ein teils 
missionarischer, teils schwafelnder Unter­
ton, der einem Linken mit Stilempfinden 
ins Gesicht schlägt. Schließlich will auch 
Polemik gut geschrieben sein. 

Die Methode der Konstruktion 

Ärgerlicher ist jedoch Kowalskys Methode 
der Konstruktion. Kowalsky konstruiert 

• AncteasW61eedorf.Poitologe.Erfut 

"die Linke", und er konstruiert "Theorie­
stränge". Was er als "Herauskristallisie­
ren der Reinform" (S.11) verstanden haben 
will, ist eine äußerst selektive Wahr­
nehmungsweise. Mit Vorliebe kritisiert er 
Autoren, deren hauptsächliches Arbeitsge­
biet der historische Faschismus ist (wie 
Kühn! und Wippermann), die sich ab und 
an leider mit vorschoellen Parallelisie­
rungen zu Wort melden, aber in der ganzen 
Debatte um den aktoellen Rechtsextremis­
mus nun wirklich nur eine äußerst margi­
nale Rolle spielen - auch wenn dies bis 
Sprockhövel (die !GM-Bildungsstätte; 
Anm.d.Red.) noch nicht durchgedrungen 
sein sollte. Jaschke, Farin, Heitmeyer, 
Haug u.a., Linke, auf die sich Kowalsky 
positiv zu beziehen pflegt, spielen zwar 
eine weitaus gewichtigere Rolle, werden 
aber von Kowalsky nicht als "Linke" ein­
geführt. Theoretische Ansätze, die sich an 
der britischen Rassismusdiskussion orien­
tieren, bleiben weitgehend außen vor, an­
dere wie die Adornos (S.6 lfl) werden in ei­
ner Weise vorgestellt, die die Grenze zur 
V erballhomung überschreitet. Kowalsky 
kennt auch kein praktisches anti-rassisti­
sches Projekt, das seine Gnade findet - in 
der !GM-Vorstandsetage scheint man ei­
nen schlechten Überblick über die doch 
sehr bunte Szenerie zu haben. Alle Projek­
te und Theorieansätze werden so zurecht­
gestutzt, daß sie in das einfache Weltbild 
Kowalskys von einer verblödeten Linken 
eingepaßt werden können. 
Mit Recht wendet sich Kowalsky an meh­
reren Stellen des Buches gegen eine infla­
tionäre Verwendung des Faschismusbe­
griffs und eine undifferenzierte Begriffs-

bildung auf Seiten der Linken. Aber letzte­
rer Schwierigkeit ist wohl nur dadurch zu 
entgehen, wenn man - wie der Autor - noch 
nicht einmal den Versuch einer eigenen 
Defutition unternimmt. Den Rechtsextre­
mismus gibt es nicht ( auch wenn in allen 
seinen Varianten Ideologien der Un­
gleichheit und der Gewaltakzeptanz eine 
Verbindung eingehen), es gibt nur Rechts­
extremismen. Das rechtsextremistische 
Netzwerk zeichoet sich durch eine breite 
"Angebotspalette" aus: von den Altnazis 
im "Ehrenbund Rudel" über den Nadel­
streifenrassismus der Nouvelle Droite bis 
hin zu unorganisierten Formen subkulturel­
ler Jugendkultur wie die Nazi-Skin-Szene. 
Diesen Unterschieden in der ideologischen 
und organisatorischen Verfestigung, in der 
Altersstruktur etc. entsprechend, müssen 
auch die politischen und pädagogischen 
Gegenstrategien differenziert werden. 
Hier hat die Linke in der Tat Lernbedarf. 
Kowalsky reduziert das Spektrum jedoch 
weitgehend auf die intellektuelle ''Neue 
Rechte". Damit wird er jedoch kei­
neswegs die aktoelle Entwicklung in den 
neuen Bundesländern erfassen können, wo 
gerade die militaoten, an die ideologi­
schen Traditionen des Nazismus anknüp­
fende Gruppen eine große Anziehungskraft 
entwickeln. 
Auch seinem Plädoyer gegen monokausale 
Erklärungsmuster und dem Hinweis auf 
die unterschiedliche Motivationsstruktur 
rechtsextremen Verhaltens wird man zu­
stinunen können. Rechtsextretnisrnus ist 
für Menschen unterschiedlichster So­
ziallagen attraktiv. Die spannende Frage 
nach der entscheidenden Weichenstellung, 
nach den "Einstiegsgriinden" ins recht­
sextremistische Milieu, bleibt aber auch 
Kowalsky schuldig. Und umgekehrt wäre 
zumindest hinsichtlich des organisierten 
Rechtsextremismus nach den Ausstiegs­
möglichkeiten und den möglichen Grenzen 
pädagogischer Bemühungen zu fragen. 
Hier besteht noch großer Bedarf nach bio­
graphisch orientierter Forschung. 

Die Grenzen 
historischer Außdiinmg 

Im Zentnnn von Kowalskys Kritik steht 
die Warnung vor einer historischen Paral­
lelisierung bei der Erklärung des Rechtsex­
tremismus. Das ist nun keineswegs neu, 
sondern stellt den mainstream der Diskus­
sion dar. Pauschale Hinweise auf den Na­
zismus beim Umgang mit rechtsextremen 
Jugendlichen sind nicht nur "wenig 
zweckdienlich" (S.28), sondern kontrapro­
duktiv. Wenn Jugendliebe aktoelle Pro-
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blemerfahrungen rassistisch verarbeiten 
und artikulieren, so muß über diese Pro­
blemfelder geredet werden. Die "Verord­
nung'' eines Gedenkstättenbesuchs oder 
wohlmeinende Aufklärungskampagnen 
über den Nazismus als pädagogische 
Reaktionsmuster werden von den Kids zu 
Recht als Problemverschiebung und Ablen­
kungsmanöver empfimden. Kowalsky redu­
ziert jedoch Aufklärung auf historische 
Bildung (S.8lfl), wo es in erster Linie 
(nicht ausschließlich) um Aufklärung der 
heutigen Risiko-Verhältnisse gehen müßte. 
Angesichts der zunehmenden biographi­
schen Dis1anz, mit der eine Art "natürli­
cher Historisierung des NS" durch die Ju­
gendlieben einhergeht, die nicht mit der 
Relativierung der NS-V erbrechen gleich­
gesetzt werden sollte, bedarf es sicherlich 
einer erneuten Reflexion über jugendspezi­
fische Zugänge in der historischen Bil­
dung. Aber auch wenn man den begrenzten 
Stellenwert historischer Bildung im Blick 
hält, wird man mit dem Autor feststellen 
müssen, daß "es nicht in unserem Ermes­
sen steht, ob wir uns an die V erbrechen des 
NS-Regimes erinnern lassen wollen oder 
nicht. In der Gegenwärtigkeit der Vergan­
genheit liegt ein konstitutives Element un­
serer historischen Identität" (S.38). Die 
Erinnerung an die NS-V erbrechen hat den 
rechtsextremen Gruppen (und auch einer 
deutschen Machtpolitik) immer wieder 
Schranken gesetzt, und die Initiativen der 
"Geschichtsrevisionisten" zielen daher 
gerade darauf, diese Schranken im kol­
lektiven Gedächtnis niederzureißen. Die 
erschreckende Parallelität, rechtsextreme 
Erfolge einerseits, das Drängen nach einer 
neuen traditionell- machtpolitischen Rolle 
Deutschlands in der Weltpolitik ande­
rerseits, bleibt Kowalsky verborgen. 
In der Tat kann der Rechtsextremismus 
und seine Aufschwungzyklen nicht im 
Rahmen der "Kontinuitätsthese", als 
Wiederaufleben von NS-Politikmustern, 
begriffen werden (S.21 fl). Die dichototni­
sche Logik Kowalskys (vgl. S.22) führt je­
doch dazu, daß mentalitätsgeschichtliche 
Kontinuitäten ausgeschlossen werden, was 
einer Entlastung der postfaschistischen 
deutschen Nachkriegsgesellschaften 
gleichkommt. Solche Bezüge lassen sich 
keineswegs nur für die Alt-Bundesrepublik 
nachweisen. Für rechtsextreme Jugendli­
ebe aus den neuen Bundesländern waren 
vielfach die Großväter, die mit dem Nazis­
mus idyllisierende Hitlerjugend-Erfahrun­
gen verbinden, die Orientierungsperson. 
Unterhalb des "verordneten Antifaschis-

L ··-,·-·-·· rnus" wurden deren Erfahrungen kritiklos 
li · tradiert, weil sie im Rahmen der offiziel-
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len Dimitroff-Faschismustheorie und der 
"Sieger der Geschichte" -Ideologie nicht 
artikuliert und bearbeitet werden konnten. 
Ein weniger schludriger Umgang mit den 
Arbeiten der Kritischen Theorie hätte Ko­
walsky auch darauf aufinerksam machen 
können, daß nicht nur die Aufschwungs­
phasen des Rechtsextremismus, sondern 
auch die Kontinuität alltagsrassistischer 
und autoritärer Einstellungsmuster erklä­
rungsbedürftig sind. Die Fixierung auf 
rechtsextreme Wahlerfolge verkennt, daß 
solche Einstellungsmuster durchaus mit 
einem rein formalen Bekenntnis zum 
demokratischen System einhergehen kön­
nen. 

Lust auf Randale 

Wer die schon ritualisierte Auseinander­
setzung um den Stellenwert der Verbots­
forderung auf gewerkschaftlichen Jugend­
konfereozen erlebt hat, wird manches an 
der Polemik gegen die "Repressions-Stra­
tegie" (S.4 7ft) unterschreiben können. Die 
rassistischen Krawalle sind "(nicht) auf 
parteiförmige Organisiertheit zurückzu­
führen" (S.55). Die Situation ist viel ge­
fährlicher als es jene, die vor allem auf 
den organisierten Bereich sehen, wahrha­
ben wollen. Wo rechtsextremistische Ori­
entierungen und Jugendkulturen eine weit­
aus größere Attraktivität als die IG Me­
tall-Jugend entwickeln, ist mit Verboten 
nichts außer Selbstberuhigung und Selbst­
ablenkung von den entscheidenden Ursa­
chen und den eigenen Defiziten zu errei­
chen. Es läßt sich nicht einfach ein Viertel 
der "Gesellschaft der Altersgleichen" 
ausgrenzen. Gerade die Gewerkschaften 
hätten allen Anlaß, sich mit gewalttätigen 
Formen jugendlicher Selbstinszenierung 
zu beschäftigen, denn das Selbstbewußt­
sein und die Identität von Arbeiterjugend­
liehen ist vielfach mit rassistischen und 
sexistischen Vorstellungen und dem Beto­
nen von körperlicher Kraft und Gewalt ver­
bunden; ein Selbstbewußtsein, das ihre su­
balterne gesellschaftliche Stellung aller­
dings nicht aufhebt, sondern befestigt. Es 
war auch deren "Lust auf Randale", die 
sich in Hoyerswerda und Rostock austobte. 
Allerdings geht Kowalsky in keiner Weise 
auf die Schwierigkeiten ein, die mit einem 
nicht-ausgrenzenden Umgang mit rechten 
Jugendlieben, der auch m.E. alternativlos 
ist, verbunden sind. Das in der Skin-Szene 
angewendete Konzept der "akzeptieren­
den Jugendarbeit" ist in Gefahr, die eigene 
pädagogische Ohomacht zum Programm 
zu erheben und die Zielperspektive ge­
waltfreier Konfliktaustragung aus den Au-

gen zu verlieren, weil der schwierige 
Übergang von der Akzep1a.nz zur Verände­
rung der Jugendcliquen nicht mehr vollz.o­
gen wird bzw. werden soll. 

Einheitsfront mit Seilers? 

Die sich anbalmende rechte Jugendbewe­
gung kano man nicht verbieten, sondern 
nur politisch bekämpfen. Andere Teile des 
rechtsextremistischen Spektrums - wie das 
Frey-lmperium - wären jedoch auch mit 
repressiven Mitteln sehr wohl zu treffen, 
wenn man die Verbreitung seiner neonazi­
stischen Wochenzeitungen (mit einer Auf­
lage von über 100.000 - welche Parteizei­
tung hat das schon), die die Gewalt­
schwelle bei den Lesern absenken, unter­
binden würde. Ein ''repressives lnstnnnen­
tarium als ultima ratio" (S.60) bleibt si­
cherlich auch da unverzichtbar, wo es 
nicht allein um widerliche Gesinnung, 
sondern um die Ahodung krimineller De­
likte geht. Aber auch hier sollte die Linke 
nicht den demokratietheoretisch geschul­
ten Kopf verlieren und in der Einheitsfront 
mit Seilers den "starken Staat'' fürdern. 
Manche Linke scheinen jedenfalls in #; 
letzten Zeit von der pädagogiscooi; ~-·-1.1.;,; 
on harter Getlingnisstrafen für Jug ·:: 
überzeugt worden zu sein und sicli

1 'I' : ''' 
neuen ''deutschen Herbst" zu wünsch~\·: 

Krisenerfahrung 
und fehlende Problemlösung 

Der Verweis auf die Funktionen des 
Rechtsextremismus hilft wenig weiter, 
wenn es um die Entwicklung wirksamer 
Gegenstrategien geht(vgl. S.52). Entschei­
dend ist die Frage nach der Lei­
stungsfähigkeit rassistischer Ideologien, 
die Kowalsky gerade nicht stellt. Diese 
werden dano wirksam, wenn Menschen ge­
sellschaftliche Krisenerfahnmgen machen, 
die sie sich nicht erklären können und für 
deren Lösung sie keine Antwort auf dersel­
ben Ebene haben. Diese Diskrepanz zwi­
schen Krisenerfahrung und fehlender Pro­
blemlösung führt zur Problemverschie­
bung: Ökonomische und soziale Oho­
machtserfahrungen, kulturelle Schocks 
werden ''übersetzt" in den Widerspruch 
"Deutsche versus Ausländer", weil dieser 
durch eigene Aktivität a la Rostock lösbar 
erscheint Rassistische Ideologien vermit­
teln daher Stllrlre und Identität und vertnin­
dern so auf der Ebende des Individuums 
den Druck (vgl. Elfferding). Es ist die der­
zeitige Orientierungsschwäche und Dis­
kreditierung linker Gegenmilieus, die ih­
ren Teil zur Starke der Rechten beiträgt. 
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Eines der ärgerlichsten Kapitel ist das zur 
sogenannten Antikapitalismus-S1rategie. 
Kühn!, Horkheimer, Klaus/Buhr - alles 
wird in einen Topf geworfen. Den krönen­
den Abschluß bildet die Feststellung, 
Horkheimer habe die "Leitlinie der Fa­
schismusforschung" in der DDR vorgege­
ben (S.95). Mehr als das berühmte Diktum 
"Wer vom Kapitalismus nicht reden will, 
sollte auch vom Kapitalismus schweigen" 
scheint Kowalsky nicht zu kennen. An 
mehreren Stellen des Buches werden anti­
faschistische Aktivitäten und Analysen in 
Verbindwigzur DDR bzw. zum gescheiter­
ten "Realsozialismus" gebracht (vgl. 
auch S.109) - das zielt auf Affekte wid 
nicht auf Aufklärung. Zu diesem Zweck 
müssen die gravierenden Differenzen zwi­
schen den unterschiedlichen Theorieansät­= verwischt werden. Kowalsky erweist 
sich als die abstrakte Negation der partei­
offiziellenDDR-Philosophen, die nicht ge­
ahnt hätten, daß sie sich an Horkheimer 
orientieren: Sahen diese nur "(klein-)bür­
gerliche Ideologie", sieht Kowalsky nur 
"simplen Klassenreduktionismus" am 
Werk, dem alle Ansätze zum Opfer fallen. 
Die notwendige Kritik am Ökonomismus 
und Klassenreduktionismus wird von Ko­
walsky instrumentalisiert, um von Interes­
senzusammenhängen zwischen Ökonomie 
wid Politik abstrahieren zu können. Dies 
läuft auf eine Entlastung der kapitalisti­
schen Eliten hinaus. Anstatt Aufsätze aus 
dem 68er-Jahrgang des "Argument" her­
anzuziehen - Kowalsky ist wahrlich auf 
dem neusten Forschungsstand - hätte der 
Autor lieber einen Blick in jüngere Jahr­
gänge dieser Zeitschrift werfen sollen. 
Dort hätte er nachlesen können, wie 
rassistische und sozialdarwinistische Ideo­
logien ihre Wirksamkeit gerade vor dem 
Hintergrund des kapitalistischen Welt­
wirtschaftssystems entfalten. 

Reaktion des Parteiensystell1ll: 
Verschärfung der Asyldiskussion 

Doch Kowalsky hält nicht viel vom Den­
ken in Zusammenhängen. Die These von 
den Querverbindungen des Rechtsextre­
mismus zu rechten bürgerlichen Parteien 
habe "viel von einer Schuldzuweisung" 
(S. l 00) - die armen Konservativen. Gerade 
die Ereignisse der letzten Wochen und 
Monate haben gezeigt, daß die dichotomi­
sche Logik des Entweder-Oder - "Erstarkt 
der Rechtsextremismus aus eigener Kraft 
... oder weil die anderen seine Spielregeln 
akzeptieren, mitspielen und sich so 'schul­
dig' machen?" (S.100) - nichts erklärt. 
Denn nicht die Kids von Rostock mit ihrer 

Lust auf Randale sind der eigentliche 
Skandal, da die Randale als die einzige 
Möglichkeit erscheint, sich als Akteur zu 
erleben. Der eigentliche Skandal ist die 
Antwort der etablierten Parteien, die auf 
jede Randale mit einer Verschärfung der 
Asyldiskussion reagiert und damit jene 
Problemverschiebung, die rassistische 
Ideologiebildung kennzeichnet, anerkannt 
haben. "Die terroristische Gewalt wurde 
vom Innenminister zwar entschieden ver­
urteilt, dies aber stets im Zusammenhang 
mit der Diskussion über das Asylrecht und 
über eine Veränderung der Verfasswig. Im 
Bwidestag ist eben in diesem Geiste mehr 
über die Angst der Deutschen vor Asylsu­
chenden als über die Angst vieler Auslän­
der vor Mordanschlägen gesprochen wor­
den. Der Staat hat also eilfertig den mord­
bereiten Tätern das Signal zukommen las­
sen: ... Wir haben euren Haß verstanden" 
(Duve, S.22). Diese Kritik von Freimut 
Duve an der Bundesregierung gilt mittler­
weile auch für die Sozialdemokratie, de­
ren Umfallen in der Frage der Grundge­
setz-Änderung als der entscheidende Weg­
fall eines bisherigen Widerstandsfaktors 
wahrgenommen werden wird. Die Kids 
konnten sich schon vorher des Beifalls si­
cher sein; sie handelten in dem Bewußt­
sein ( und vielleicht gerade deshalb), die 
Mehrbeitsmeinung zu vollstrecken. 
Dieser Prozeß der ''Normalisierung" des 
Rechtsextremismus birgt in sich die Ten­
denz zur Radikalisierung. Wenn die Immi­
granten als Problemursache ausgemacht 
und anerkannt sind, sich aber auch durch 
die Grundrechtsdemontage nichts an den 
Problemen ändert, wird dies den Ruf nach 
noch schärferen Maßnahmen nach sich 
ziehen. Wohlgemerkt: Es geht nicht um 
eine Zwangsläufigkeit, sondern um eine 
Tendenz, über deren Wirksamwerden die 
Stärke der Gegenkräfte mitentscheidet 

Der Rechtsextremismus: 
Eine erfolgreiche 

außerparlamentarische Bewegung 

Ohne die "Krise der politischen Repräsen­
tation" - den Zerfallsprozessen des konser­
vativen Blocks und der Unfl!higkeit der So­
zialdemokratie zu einer Gestaltungsper­
spektive - hätte der Rechtsextremismus 
sich nicht in dieser Weise entwickeln kön­
nen. Vergleicht man die Ökologie-Bewe­
gung, wie lange das politische System ge­
braucht hat, die Umweltfrage aufzuneh­
men, mit der aktuellen Wirkungsge­
schichte des Rechtsextremismus in Sachen 
Asyl, so muß man ihn als eine ausgespro­
chen erfolgreiche außerparlamentarische 
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Bewegung einschätzen. Dem Rechtsextre­
mismus die Erfolge streitig zu machen: 
Dies ist in erster Linie keine pädagogi­
sche, sondern eine politische Aufgabe. In 
diesem Zusammenhang haben auch De­
monstrationen als öffentliche Manifesta­
tionen des "republikanischen Blocks" -
und nicht als Aufklärungsinstrumente wie 
Kowalsky unterstellt (vgl. S.86) - ihre Be­
rechtigung. Der Kampf um Hegemonie ist 
immer auch ein Kampf um die Straße. 
In der Polemik gegen die "Glorifizierung 
von Ausländern" (S. l 09) wird man den 
Autor unterstützen können. Solche Positio­
nen sind vor allem deshalb zu kritisieren, 
weil sie ein generalisierendes "Zuschrei­
bwigsverhältnis", das rassistische Vorstel­
lungen mit kennzeichnet, grundsätzlich 
reproduzieren, wenn sie auch nur die Zu­
schreibungsmerkmale austauschen. Aller­
dings sollte man - bei aller berechtigten 
Kritik - Menschen, die sich bei Angriffen 
schüt=d vor Flüchtlingswohnheime stel­
len, während andere in Vorstandsverwal­
tungen philosophische Weltbetrachtungen 
anstellen, nicht unter der Hand mit den 
Ausländerfeinden gleichset=. 
Für Kowalskys Methode ist es aber immer 
wieder kennzeichnend, daß er von einer 
berechtigten Kritik ausgehend schließlich 
bei der Apologetik der herrschenden Ver­
hältnisse landet Fragen nach den Bedin­
gungen der deutschen Einwanderungs­
gesellschaft werden von ihm fast schon ta­
buisiert (vgl. S.129). Da gibt es eine Ver­
schärfung der Flüchtlingspolitik nur "an­
geblich" (S.122), wid die Kennzeichnung 
der Politik als ausländerfeindlich wird als 
unzulässige Polemik gewertet (vgl. S.130). 
Kein "Argument" ist Kowalsky zu pein­
lich, um seine Argumentation zu stüt=: 
"Die uneingeschränkte Gewährung politi­
schen Asyls sei eine moralische Ver­
pflichtung für die Deutschen, die sich aus 
der NS-Zeit ergäbe ... Diese Begründwig 
hat den kleinen, jedoch nicht unerhebli­
chen Haken, die Tatsache zu verdrängen, 
daß die deutschen Exilanten keineswegs 
überall mit offenen Armen empfangen 
wurden "(S.127). Die beschämende Nicht­
Gewährung von Asyl wird zum "Argu­
ment'' gegen diejenigen, die die Ein­
schränkung des Asylrechts bekämpfen! 

Multi-Kulti: 
Ein Projekt 

der Mittelscbicbtsscbickeria? 

Die aus der Immigration resultierenden 
Probleme sollten nicht verkleistert wer­
den. Diese zu negieren und filr "offene 
Grenzen" zu plädieren, heißt in Kauf zu 

nehmen, daß die "multikulturelle Gesell­
schaft" ( eine m.E. unglückliche Begriff­
lichkeit, weil auch "monoethnische" Ge­
sellschaften viele Kulturen aufweisen) ein 
Projekt der Mittelschichtsschickeria 
bleibt, die in besseren Wohnvierteln und 
mit besseren Jobs keine Verdrängungsäng­
ste haben müssen. An der Regulierungsop­
tion im Sinne eines Einwanderungsgeset­
zes geht auch m.E. nichts vorbei. Die Be­
fürworter dieser Option sind allerdings in 
Gefahr, die Wirksamkeit der "Das Boot 
ist voll"-Ideologie zu verstärken, wenn sie 
nicht parallel die Entwicklwig eines neuen 
(Alltags-)Internationalismus fordern. Den 
darin eingeschlossenen Kampf für eine ge­
rechte Weltwirtschaftsordnung hat Ko­
walsky jedoch bereits an anderer Stelle 
abgeschrieben (vgl. sein Aufsatz im Argu­
ment, Heft 195, S.696). 
In der Tat löst das Thema Nation inner­
halb der deutschen Linken - aus historisch 
verständlichen Gründen - eher Affekte als 
differenzierte gedankliche Bemühungen 
aus. Kowalsky hält eine "nationale Identi­
tät ohne Nationalismus", .... "ohne eine 
illusorische Gemeinschaft mitzutrans­
portieren", (S.136, S.145) für möglich. Das 
soll hier nicht prinzipiell ausgeschlossen 
werden. Die historischen Beispiele für ein 
positives Verhältnis der deutschen Linken 
zur Nation, die Kowalsky ohne kritische 
Reflexion anführt (S. 144), sind jedoch al­
les andere al~ ermutigend. Die KPD-Poli­
tik der zwanziger und dreißiger Jahren be­
stand zum Teil aus widerlichen nationali­
stischen Phrasen (bis hin zum Antisemi­
tismus) wid hat die geistigen Barrieren der 
eigenen Anhängerschaft gegenüber dem 
Nazismus abgesenkt. Die ob ihrer nationa­
len Bezüge "mehr in sich selbst ruhen­
den" Franzosen (vgl. S.17) haben mit der 
Front National eine der stärksten 
rechtsextremistischen Gruppierungen We­
steuropas. Der Kampf gegen den Rechtsex­
tremismus muß jenseits des Terrains "na­
tionale Identität'' geführt werden: Statt 
Problemverschiebungen mitzumachen, 
muß die Linke wieder die realen Problem­
felder in der Gesellschaft in Angriff neh­
men. 

IGM: Abschied von der 
Gestaltung.,option? 

Der gewerkschaftliche Antifaschismus ist, 
um es höflich zu formulieren, vielfach 
nicht auf der Höhe der Zeit Die Mischung 
aus falscher historischer Parallelisierung, 
Nie wieder-Rhetorik und einer überholten 
Bildwigskonzeption, die sieb durch Igno­
ranz gegenüber den Ergebnissen (nicht nur) 

der Jugendforschw,g auszeichnet, verdient 
eine scharfe Kritik. Anstatt diesen Antifa­
schismus "vom Standpunkt seiner Wider­
sprüche aus" (S. 53) zu kritisieren, hat Ko­
walsky eine billige Entlarvung abgeliefert. 
Lernprozesse wird dieses Vorgehen daher 
nicht auslösen, sondern Denkblockaden 
verstärken. 
Die "Logik des intellektuellen Lebens, 
Argumentation und Widerlegung" (S.76) 
sind auch in der IG Metall noch durchzu­
setzen. Derzeit herrscht dort "eher der ge­
genteilige Trend: Denunziation, Dif­
famierung und 'Sloganisierung' " (S. 76), 
wie die Publikation von Kowalsky zeigt. 
Die Entdeckung des Themas ''Nation" 
könnte zum ideologischen Kitt derjenigen 
Kräfte in der IG Metall werden, die von 
den Gestaltungsansprüchen Abschied neh­
men und eine Gewerkschaftspolitik inner­
halb der "Festung Westeuropa" konzipie­
ren. Durch die "Petersberger Wende" der 
SPD offensichtlich geschockt, haben sie 
sich vorgenommen, im Anpassungsprozeß 
an die herrschenden Verhältnisse Engbohn 
& Co nicht mehr hinterherzuhinken, son­
dern voranzustolpern. Mit einem schlich­
ten Beharren auf alten Weltsichten, depi• 

Zitieren von Beschlüssen aus derse·.· ....... , ... ~.:·:·:•::: 
~ertwe~de - dies ist leider kein~ • .• "' ·:;'.J · 
Uberze1chnung gewerkschaftlicher ·· .. .:·· 
kussionslinien - kommen wir jedoch mEh· 
nicht weiter. Eine sozialistische Li.nki,, 
die sich den Aufgaben einer grundlegenden 
Erneuerung stellt, muß auJj,assen, daß sie 
in den anstehenden Auseinandersetzungen 
nicht zwischen den Polen eines schlechten 
Traditionalismus und einer "Modernisie­
rung" durch Anpassung zerrieben wird. 
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Heinrich Nuhn: "August Spies -
Ein hessischer Sozialrevolutionär 
in Amerika", Verlag Jenior & 
Pressier, Kassel, ISBN 3-928172-
Il-5, 223 Seiten, 20 Mark 

Als der Rezensent in der Schwar­
zenberger Stadtverordnetenver­
sammlung während einer Debatte 
im Zusammenhang mit dem § 613 a 
des BGB den opfervollen Weg der 
Arbeiterbewegung, darunter auch 
den Kampf um den Achtstundentag, er­
wähnte, kamen von der Majorität prote­
stierende Zurufe wie "Das mußten wir 
uns vierzig Jahre anhören". Damit waren 
nicht nur die vierzig, sondern gleich 
hundert vorausgehende Jahre der Arbei­
terbewegung einfach abgekugelt. 
Man könnte sich darob wundem; doch 
bei genauerem Hinsehen stellt sich her­
aus, daß die wenigsten, zumal die Arbei­
ter - zumindest hier im Osten - sich 
kaum Gedanken machen, warum ihr 
Feiertag auf den ersten Mai fällt. Aber 
auch dies ist nicht verwunderlich, denn 
bis in neuere Zeit gab es keine vertieften 
Forschungen über die Tragödien am und 
um den 4. Mai 1886 in Chicago. Solche 
Untersuchungen, sowohl von amerikani­
schen als auch deutschen Historikern, 
führten erst in unseren achtziger Jahren 
zu bemerkenswerten Resultaten. 
Diese und vor allem auch die Ergebnisse 
eigener, mit großem Fleiß und wissen­
schaftlicher Akribie betriebenen Re­
cherchen, hat Heinrich Nuhn in seiner 
Biographie des August Spies, eines 
deutschen Sozialrevolutionärs in Norda­
merika, mit dokumentarischer Treue 
nachgezeichnet. 
Dieser August Spies aus dem hessischen 
Dorf Friedewald war Schüler des Kasse­
ler Polytechnikums und wanderte 1872, 
sechzehnjährig nach dem Tod des Va­
ters, in die Vereinigten Staaten aus. Wie 
viele vor ihm, mußte er zur Kenntnis 
nehmen, daß Amerika so freiheitlich 
nicht war; zudem in Chicago, wo er sich 
niederließ, sogar ausgesprochen frem­
denfeindlich verhielt, vor allem gegen 
Deutschstämmige und Iren (foreign 
dogs). Hier in Chicago war die Arbeiter­
klasse in Gewerkschaften, Wehr- und 
Kulturvereinen organisiert, wie sonst 
nirgends in den USA. Fast ein Drittel der 
Bewohner waren Deutsche, pflegten 
deutsche Sprache und entwickelten eine 
spezifisch deutsch-amerikanische Arbei-
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terkultur. Die 
Arbeiterorga­
nisationen wa­
ren nach Zahl 
der Mitglieder 
und ihrer Füh­

rer deutsch dominiert. Hier traten die 
Klassengegensätze in einer Schärfe zu­
tage - sowohl sozial als auch im Span­
nungsfeld wechselseitiger Aktion und 
Reaktion - wie in keinem anderen der 
damaligen Industrieländer einschließ­
lich der übrigen Vereinigten Staaten. 
Hinzu kamen die fremdenfeindlichen 
Schikanen und Übergriffe gegen Deut­
sche und Iren durch die puritanischen 
Altbewohner, die sogenannten Nati­
visten. Obwohl nicht vordergründig, 
wird bei Heinrich Nuhn dennoch sicht­
bar, daß Fremdenangst, bedingt durch 
Klassengegensätze, schnell in Frem­
denfeindlichkeit umschlagen kann. Bei 
aller dokumentarischen Treue der Schil­
derung, illustriert mit zeitgenössischem 
Bildmaterial, wird die Situation, welche 
der junge August Spies in Chicago vor­
fand, atmosphärisch geladen und span­
nungsvoll dargestellt. 1 

Im Unterschied zu den meisten seiner 
Landsleute erlernt er schnell die engli­
sche Sprache, liest neben anderen Auto­
ren auch Marx ( wahrscheinlich auch den 
ersten Band des Kapital), gerät dennoch 
unter den Einfluß von J.j. Most (Propa­
ganda der Tat), der wie W. Hassehnann, 
nachdem beide in Europa ab­
gewirtschaftet hatten und aus der deut­
schen Sozialdemokratie ausgeschlossen 
waren, in Amerika landete. 
Durch Heinrich Nuhn wird auch deut­
lich, daß August Spies Belesenheit den 
bei Autodidakten der Arbeiterbewegung 
bisweilen zu bemerkenden partiellen 
bzw. punktuellen Bildungsstand quanti­
tativ und qualitativ weit überstieg. 
Als am ersten Mai 1886 in den Vereinig­
ten Staaten die Kampagne für den 
Achtstundentag anlief, war der Dreißig­
jährige deren Hauptinitiator und längst 
anerkannter Führer der Arbeiterschaft 
im industriellen Norden. Durch seine 
enorme Arbeit in der Arbeiterpresse und 
den Organisationen war er zugleich der 

bestgehaßte Mann der erzamerikani­
schen Bourgeoisie, aber auch der arri­
vierten Deutschstämmigen. 
Bemerkenswert auch seine politischen 
Erfahrungen, welche gerade für uns ge­
genwärtig brandaktuell sind. So die 
W amung vor Korrumpierung der Man­
datsträger, vor der mit dem Wahlamt 
verbundenen Versuchung, daraus per­
sönlichen Nutzen zu ziehen. Diese Form 
der Korruption sei "ein gesellschaftli­
ches Übel, eine Krankheit, ... deren Ein­
flüssen sich auch die Sozialisten nicht 
entziehen könnten". 
Die Ereignisse vom 4. Mai 1886 auf 
dem Chicagoer Heumarkt, die Explosi­
on der Bombe und das anschließende 
Massaker der Polizei dürften Lesern von 
SPW hinreichend bekannt sein. Bei 
Heinrich Nuhn findet das Ereignis eine 
dem Forschungsstand entsprechende 
Würdigung und detaillierte Analyse. 
August Spies und seinen Genossen 
konnten kein Zusammenhang zu Wurf 
oder Herstellung der Bombe nachgewie­
sen werden. Das gesamte Gerichts­
verfahren war ein klassisches Paradigma 
kapitalistischer Klassenjustiz amerikani­
scher Prägung. Die Todesurteile sollten 
die Führer der Bewegung beseitigen 
(Berlin 1919 "Schlagt ihre Führer tot"), 
durch Abschreckung law and order si­
cherstellen, sowie die Rachsucht des 
amerikanischen Babbitt befriedigen. 
Hier wurde ganz deutlich die Linie 
sichtbar, welche über Joe Hillström zu 
Sacco und Vanzetti bis in die McCarthy­
Ära führte und latent in der amerikani­
schen Rechtsmentalität nachzuwirken 
scheint. 
Heinrich Nuhn konnte keine nennens­
werten Äußerungen marxistischer So­
zialisten in Amerika zu den Todesurtei­
len eruieren, obwohl von 1886 bis zu 
seinem Tod im Jahre 1888 sogar J. 
Dietzgen in der Chicagoer Arbeiterpres­
se die Rolle von August Spies einnahm. 
Dem Leser der Biographie ist dies mehr 
als verständlich. 
Die Hinrichtung von August Spies und 
drei seiner Genossen fand am 11. Nov. 
1887 vor handverlesenem Publikum 
statt. Bereits die verhüllende Kapuze 
über Kopf und Gesicht, rief August 
Spies klar und deutlich den zweihundert 
Zuschauern die Worte zu: "Die Zeit 
wird kommen, da unser Schweigen im 
Grabe mächtiger sein wird als unsere 
Reden". Was dann folgte, wird von 
Heinrich Nuhn aus Presseberichten zi­
tiert. Die Vier wurden nicht wie üblich 
durch Sturz und damit Genickriß getö-
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tet, sondern durch Strangulation er­
würgt. SensationsreJX)rter und die 
Creme von Chicago hatten somit einige 
Minuten Muße, sich am Todeskampf der 
Justizopfer zu weiden. Nach sieben Mi­
nuten konstatierten die Ärzte deren Tod. 
1893 kassierte der deutschstämmige 
Gouverneur von Illinois Peter Altgeld 
die Todesurteile, wohl wissend, daß er 
dafür mit Karriere und beruflichem Ruin 
bezahlen mußte. 
Doch hatte die Tragödie auch ein skur­
riles Nachspiel. Den tapferen Polizisten 
des Heumarktmassakers wurde daselbst 
unverzüglich ein Denkmal gesetzt. Des­
sen Schicksal - von der Modellierung bis 
zu seinem Rückzug aus der Öffentlich­
keit anno 1972 - würde filmisch umge­
setzt einen trefflichen Slapstick abge­
ben. 
Heinrich Nuhn ist vor allem Anerken­
nung zu zollen, weil er in seinem Werk 
keiner Legendenbildung Raum gibt; 
darin gleicht er, ohne damit zu übertrei­
ben, F. Mehring, dem marxistischen 
Historiker, der gern jeder geschichtli­
chen Mythenbildung spottete. 
Dennoch hat man nach dem Lesen der 

Biographie das Gefühl, daß alle forma­
len Kriterien des großen Romans, ein­
schließlich des Spannungsbogens erfüllt 
sind. Zu kritisieren wäre allenfalls, daß 
kein Personen- und Sachregister beige­
fügt ist. Auch ein chronologischer An­
hang wäre hilfreich. 
"Geht das alles uns heute noch an?" 
fragt Peter Assion im Nachwort und 
führt im Weiteren aus: "Was aber die 
Vorgänge betrifft, denen Spies zum Op­
fer fiel, so sollten wir auch diese mit 
nicht zu großer Gelassenheit betrachten. 
Indem heute Einwanderer und Asylan­
ten "ihr Amerika" bei uns suchen, zei­
gen uns Fremdenfeindlichkeit und 
Lynchmentalität ihr erschreckend aktu­
elles Gesicht. Wir sind gezwungen, dar­
auf zu reagieren, und die Geschichte 
kann dabei helfen, indem sie uns das Ex­
empel 'Chicago 1886/87' überliefert 
und warnt, über Mitmenschlichkeit und 
Vernunft emotionale Aufwallungen und 
Massenhysterie siegen zu lassen". 
Jetzt, da neue Begriffe, wie "Staatsnot­
stand" oder die makabere Neuprägung 
"Beileidstourismus", ausgesprochen von 
"berufenem" Munde, rn unserem 

Sprachschatz auftauchen, denkt man 
unwillkürlich an die Brechtsche Sentenz 
vom Schoß, der noch fruchtbar ist. 
Heinrich Nuhns Spiesbiographie ist eine 
weite Verbreitung, vor allem unter den 
deutschen Linken zu wünschen; insbe­
sondere wäre den ostdeutschen Jugend­
weiheveranstaltern, im Ringen um ihre 
Identität, die Lektüre zur Umsetzung in 
den Jugendstunden zu empfehlen.' 

Josef Didier, Schwarzenberg 

Anneoorgen: 
Dazu F. Engels: -die Infamien denen die so­
zialistischen Arbeiter überall ausgesetzt sind, 
haben diese überall viel revolutionärer ge­
macht ... " (F. Engels an FA Sorge in Hoboken 
20. Juni 1882) 
K. Marx polemisierte gelegentlich auch ge­
gen olle, - ... die dem Sozialismus eine höhe­
re. ideale Wendung geben wollen. d.h. die 
materialistische Basis (die ernstes, objektives 
Studium erheischt, wenn man auf ihr operie­
ren will) zu ersetzen durch moderne Mytholo­
gie ... " (K. Marx an F.A. Sorge in Hoboken 19. 
Okt. 1877) 
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